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Mandat, die Bekanntmachung und Sammlung der Gesetze betr.
Verordnung der Landeöregierung, die Anzeigen von den Verän-

derungen in den Gericheshalterstellen betr.
Valvationstabelle der, in den Konigl. Sächs. Landen Cours

habenden Münzsorten, wornach sich von jetzt an, bis zu
ergehender andrer Anordnung, Jedermann, Inhales des
Münzedicts vom 14. Mai 1763 zu richten hat.

Verordnung der Landesregierung an die Justizbeamten und
Gerichtsverwalter auf den Königl. Kammergütern, die
kostenfreie Expedirung auf die, von K. K. Oester-
reichischen Behorden in Criminalfällen erlassenen Requi-
sitionen betr.

Mandat, die Erlernung und Ausäbung der Geburtshälfe in
hiesigen Landen betr.

Verordnung der Landesregierung, die, von den Obrigkeiten, an
die Kreishauptleute abzugebenden Steckbriefe und tabella-
rischen Anzeigen betr.

Verordnung der Landesregierung, die Restitution der, in Ge-
mäsheit des Cartels mit Baiern, für ausgelieferte Deser-
teurs zu bezahlenden GratificationenundVerpflegungs-
kosten betr.

Verordnung der Landesregierung, den Pensionsgenuß invalider
Uvterofficiers und Gemeinen, welche in Strafanstalten
detinirt werden, während der Strafzeit, betr.

Verordnung der Landesregierung, die Advocaten betr.
Avertissement, die Verzinsung und den Tilgungefonds der ältern
und neuern landschaftlichen Obligationen sowohl, als der,

von dem Königreiche Sachsen zu vertretenden Landes-Com-
missons-Scheine, ingleichen die Bekanntmachung der, mit
den diesfallsigen Angelegenheiten beauftragten Kändischen
Deputirten betr.
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einer Feuersbrunst, in Gemasheit des Generalis vom
21. Juli 1304, anzustellende genaue Untersuchung und
deshalbige Berichtserstattung betr.

Verordnung der Landesregierung, die von den Obrigkeiten den
Physicis oder andern verpflichteten Aerzten, wegen genauer
Beobachtung der, in dem Generali vom 8. April 1797 ent-
haltenen Vorschriften bei vorkommenden Untersuchungen, Be-
sichtigungen und Sectionen, zu ertheilende Anweisung betr.

Mandat, die Erhebung der Fleischsteuer in den Konigl. Sach-
sischen Landen betr.

Verordnung der Landesregierung, die, bei den Gerichtsstellen
gegen die Gendarmen angebrachten Klagen und Denun—
ciationen betr.

Verordnung der Kriegs = Verwaltungs = Kammer, die Aufsu-
chung und Einlieferung der, bei den Uebungen der Artil-
lerie, verschossenen eisernen Munition betreffend.

Regulativ über die kirchlichen Rechesverhältnisse der evange-
lisch-reformirten Glanbensgenossen in den Königl. Sächs.

Landen.
Mandat, die Aufhebung des Wechselverfahrens gegen Geist-

liche, auch Kirchen= und Schuldiener reformirter Reli-
gion betreffend.

Verordnung der Landesregierung, die Aufkündigung der Win-
zercontracte und die An= und Abzugszeit der Winzer
betreffend.

Anordnung zur Gedächtnißfeier des Regierungsantrittes Sr.
Majestät,Friedrich Augusts, Konige von Sachsen.

Verordnung. der Landesregierung, das Ein= und Abgangs-
Bureau bei der Hof= und Justitien-Canzlei und das Spor-

 fEelwesen betreffend.
Patent, die von den Pächtern Koniglicher Domainen

in Cassenbillets zu bezahlenden Pachtgelder betreffend.
Patene, die Einschärfung des 5. J. des, wegen Errichtung

des Ein= und Abgangs-Bureau bei der Geheimen-Fi-
nanz-Canzlei, unterm 18. October 161 7. in Druck er-
lassenen Patents betreffend.

Verordnung der kandesregierung, die, über die Vergnlassung
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Avertissement, die Verzinsung, Verloosung und Jurückzah-
lung der Cammer-Credit-Cassen-Capitale betreffend.

Verordnung der Landesregierung, die sportelfreie Erpedirung
auf die, von K. K. Oesterreichischen Behorden an Patri-
monialgerschte in Crimmnalfällen ergebenden Requisttio=
nen betreffend.

Bekannemachung, die Sitzungen des Ober- Steuer-Collegüi
betreffend.

—

senbillets betreffend.
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Repertorium
der Gesetzsammlung für das Königreich Sachsen

vom Jahre 1318.

II. in alphabetischer Ordnung.
—— — .f ......

A. Seitenzahl.
Abwesende f. Mannschaftsconsignationen.
Advocaten — Daf al, solche künftig jährlich nur 25 juristische Candidaken, und unter wel-

chen Bedingungen dieselben zur Praxis admittirt werden sollen. 57.

— Deeren Suspension oder Remotion, wie auch die Wiederaufhebung der lebtern ist
dem Ermessen der Landesregierung anheim gestellt. . —

Anzeigen, tabellarische, uber die, von Gendarmen Aufgegriffenen s. Steckbriefe.

Baiersche Deserteurs, s. Deserteurs.
Besichtigungen, (. Untersuchungen.
Bomben, s. Munition.

C.
Cammer-Credit-Cassen= Capitale — Deren Nerzinsing, Verloosung und Zu-rückzahlung. 72.
Candidaten der suristischenPraxis, s. Advocaten.
Canzlei f. Geheime Finanz-Canzlei, it. Hof= und Justitien- GCanflei.
Cassenbillets — Deren Auswechselung. 32.

— Edict wegen der, mit dem 1. Juli 1819. zu emittirenden neuen . 07 - 100.
— s.pPachtgelder.

Consignationen, s. Mannschaftsconsignationen.
Criminalfalle, s. Requisitionen.

D.
Deputirte, landschaftliche, zur Steuer-Credit-Casse., 4 — - — 48.

Deserteurs, ausgelieferte — In welcher Maße die Restitucion der für glbige.in Ge-
mäsheit des Cartels mit dem Königreiche Baiern, zu bezahlenden Gratificationen
und Verpflegungskosten erfolgen soll. . . 29—30.

Domainen s. Pachtgelder.
E.

Ein- und Abgangs-Bureau, s Hof- und Justitien-it. Geh. Finanz-Canzlei.
Entbindungskunst, s. Geburtshulfe.
Svangelisch-reformirte Glaubensgenossen —Deren kircchliche Rechtsberhält-

nisse in den Königl. Sächs. Landen. 57—66.

— Aufhebung des Wechselberfarens gegen deren Geistiche- auch Krchen- undSchuldiener. . 67 — 68.

F.
Feuersbrunst — Die Untersuchung der Veranlassung einer entstandenen — und die

deshalb zu erstattenden Berichte. . . — 49.

Fleischsteuer — Mandat wegen deren Erhebung. 157— 44.
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G.
Geburtshelfer— Formular zu deren Vereidung. .- » ,

Schema der, von denselben halbjahrig einzureichenden Tabellen uber die von ihnen
behandelten Geburtsfalle.

Geburtshulfe — Mandat wegen derenErlernung und Ausubungiin den K. Sachs. Landen.
Seheime Finanz-Canzlei — Der 5. J. des Patents vom 13. Oct. 181J. wegen Er-

richtung eines Ein= und Abgangs-Burezu bei derselben wird eingeschärft.
Gendarmen — Von den gegen dieselben angebrachten Klagen und Denunciationen sollen

die ihnen vorgesetzten Amtshauptleute unverzüglich in Kenneniß gesetzt werden.
. Steckbriefe.

Gerichtshalterstellen — Von den Veränderungen bei denselben soll Anzeige zur
Landesregierung erstattet werden. —. « ,

Gesetze — Deren Bekanntmachung und Sammlung.
Gratificationen fur ausgelieferte Desertenrs, s Deserteurs.
Grenaden, s. Munistion.

Hebammenordnung, allgemeine, vom Jahr 1818.
Hebammen — Formular zu deren Vereidung.

Taxe für selbige.
Hof= und Justitien-Canzlei — Das Ein und Abgangs Boreau und das Spor.

telwesen bei derselben. . , .

O

Invaliden, s. Pensionen.
Jubelfeier, s. Regierungsjubilaum.

L.
Landes-Commissions-Scheine, ven dem Königreiche Sachsen zu vertretende, werden, in

Ansehung der Verzinsung und des Tilgungsfonds, den neuen Landschafthchen Obli-gationen gleich gesetzt. . .

Landesregterungspofund JustittensCanzlec
Landschaftliche Obligationen, altere 5; neuere. Deren Verzinsung und Tilgungsfonds.
Mannschaftsconsignationen — Daß und in welcher Maße sie auf die Abwesenden

mit zu richten sind.

Militäranspruch — Die Ausstellung der über die Sefteiuns babon- von Eingebornen
gesuchten Zeugnisse . . .

Munzsorten s. Valvationseabellen.
Munition — Die Aufsuchung und Einlieferung der bei den Uebungen der Artillerie

verschossenen — . . .

N. O.
Obersteuercollegium — Dessen Sitzungen.
Obligationen, s.landschaftliche Obligationen.

Kugeln f Munition.

Seitenzahl.
238.
Beil. zu
S. 28.
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71.

75.

17.
26.

55—56.

47.

 415 — 43.

92—95.

75—4.

81.

Oesterreichische Requisitionen, f. Requisitienen.
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Pachtgelder sollen von den Pachtern Konigl. Domainen halbin Cassenkillets entrichtet werden.
Pensionen von Invaliden, welche in Strafanstalten detinirt werden, sollen, während der

Strafzeit, zur Hälfte deren bedürftigen Familien zukommen.
Praxis, furistische, f.Advocaten.

Q. K.
Reformirte, (Evangelisch-Reformirte.
Regierungs-Jubiläum Sr. Majestät des Königs von Sachsen,Friedrich August—

Anordnung zur Feier desselben.
Regquisitionen in Criminalfällen — Auf die, von K. g.Oesterreichischen Behorden, an

Konigl. Sachs. Justizamter und Kammergutsgerichte erlassenen — sol lostenfreiexpedirt werden
Dasselbe soll von den Patrimonialgerichten geschehen.

1 5

Sachwalter, f. Advocaten.
Sectionen,(.Untersuchungen.
Sportelwesen, s. Hof= und Justitien-Canzlei.
Steckbriefe und monatliche tabellarische Anzeigen über die, von den Gendarmen

Aufgegriffenen, sollen resp. an die Kreis= und Amtshauptleute eingesendet werden.
Steucrausschreiben auf die Jahre 1810. und 1320. .

Credit-Cassen-Angelegenheiten. — Die mit deren Besorgung beauf.
tragten ständischen Deputirten.Sträflinge — Deren Fortschaffung in die Strafanstalen "ollin der Regel zu Fuß erfolgen.

Strafanstalten — Darin detinirte Invaliden, s.Pensionen.

s——““°

Tabellen — Von Geburtshelfern einzureichende— f. Geburtshelfer.
Taxe für die Hebammen, f Hebammen.
Transportirung der Sträftinge, (.Sträflinge.

Unteroffiziers und Gemeine, invalide — Deren Pensienen, K Pensionen.
Untersuchungen, Besichtigungen und Sertionen — Die Beobachtung der des-

halb, in dem Generali vom 8. April 1707. enthaltenen Vorschriften, soll den
Pbysicis und Aerzten aufs neue eingeschärft werden. .

Valvationstabelle der in den Konigl. Sichs banden Cours babenden Munzsorten, vom
21. Mars 1818.

Verpflegungskosten fur Baiersche Deserteurs,s. Deserteurs.
Visa reperta, s.Untersuchungen.

vom 2. Oct. 1313.

Wechselverfahren, s. Evangelisch-Reformirte.
Winzercontracte — Deren Aufkündigung, ingleichen die An= und Abzugszeit der Winzer.

0Zeugnisse uber Befreiung vam Militairanspruch, s. Militairanspruch.

Seitenzahl.
69.

51.
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47— 48.

5—38.
73—580.
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Gesetzsammlung
5½ %r2b% WGeneen

1.

die Bekanntmachung und Sammlung der Gesetze betreffend,
vom 0. März 1318.

W Friedrich August, von GOTTES Gnaden, Kdnig von
Sachsen 2c. w. c. thun hiermit kund und zu wissen, daß Wir, zum Behuf der schnel-
leren Bekanntwerdung und der Aufbewahrung und Sammlung der, in hiesigen Landen
ergehenden, gesetzlichen Anordnungen, die nachbestimmte Einrichtung treffen zu lassen,
beschlossen haben.

1.

Alle neue Landesgesetze und durch die Behorden im Drucke zu erlassende allgemeine Ver-
waltungs-Vorschriften oder Bekanntmachungen, sie mogen fur das ganze Land, oder nur fur
einzelne Bezirke desselben, bestimmt seyn, sollen, von heute an, nicht weiter, wie bisher, ein—
zeln, in besondern Abdrucken, sondern in einer fortlaufenden Sammlung, erscheinen und be—
kannt gemacht werden, die den Namen:

Gesetzsammlung fur das Konigreich Sachsen,
fuhren soll, und der Wir auch die Decisiv-Rescripte, die als Norm fur kunftige ahnliche Falle
gelten sollen, wie in den bisherigen Sammlungen des Codicis Augustei geschehen ist, werden
einrucken lassen.
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2.

Der Abdruck und die Versendung der ergehenden Verfügungen geschieht, so wie es das
Bedürfniß ihrer Erscheinung mit sich bringet, auf besondern Blättern oder Bogen in Quart-
format, in der Maaße, wie mic dem gegenwärtigen Mandate der Anfang gemacht wird. Je-
des, in dieser Art besonders erscheinende und zu versendende, Stück der Gesetzsammlung führe
eine eigne Nummer, welche, wie die Seitenzahl und die Nummer der einzelnen Gesetze, deren

mehrere auf einem Blatte oder Bogen zugleich abgedruckt seyn können, in jedem Jahre mit
1. anfängt und das Jahr hindurch fortläuft. Nach Ablauf eines jeden Jahres wird ein Titel-
blate, ein chronologisches Inhalesverzeichniß und ein Sachregister nachgegeben werden.

•r0.

Alle Unsere Collegia, Behörden und Obrigkeiten und diejenigen Unserer Diener, welche,
bey Verrichtung ihrer Dienstgeschäfte, von den ergehendenGesetzen Gebrauch zu machen haben,
erhalten die erscheinenden, bey und von ihnen aufzubewahrenden und zu sammelnden Stücke der

Gesetzsammlung unentgeldlich, und, soweit sie sich außer Dresden befinden, portofrei zuge-
sendet. Zu ordenrlicher Besorgung des Abdrucks, der Vertheilung und Versendung ist allhier
eine Redaction angestelle und mit einem eigenen Siegel, das die Aufschrif:: Redaction der
Gesetzsammlung für das Königreich Sachsen, führt, und mit welchem die von ihr zu verschik-
kenden Paquete bedruckt werden sollen, versehen worden. Das Erscheinen der einzelnen Stücke
der Gesetsammlung wird, mit der allgemeinen Bemerkung ihres Inbalts, in den teipziger Zei-
tungen jedesmal sogleich angezeigt werden,

4.
Das, in dem Generali vom 13. July 1706., das Verfahren bey der Publication der Man-

date und Generalien betreffend, §. 2. 5. vorgeschriebene Anschlagen der Gesetze in den Amehäusern,
an den Rathhäusern und übrigen Gerichtsstellen und in den Gemeinden soll führohin unterbleiben,
außer in den Fällen, in welchen es besonders wird angeordnet werden. Im übrigen aber ist
die, in ebendemselben General## geordnete, Publicationsweise in Ansehung derjenigen Verfügun-
gen, welche Vorschriften für die Unterthanen enthalten, auch ferner zu beobachten; doch wird
in jeder derselben, bey welcher eine Bekanntmachung dieser Ark nöchig befunden wird, solches
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ausdrücklich mit bestimme werben. Die nach F. 5. des gedachten Generalis den Gerlchesper-
sonen zur Bekannemachung auszuhändigenden Eremplare sind, nach deren Erfolg, in der Ge-
meinde aufzubewahren.

5.

Alle Behorden sind verbunden, die in der Gesetzsammlung erscheinenden, sie ange-
henden, Verordnungen sogleich von dem Empfange an,dessen Zeit auf dem, ihnen von der
Redaction, zugesendeten Stucke jederzeit anzumerken ist, zu befolgen, und in Anwendung zu
bringen, ohne daß von Seiten der Landes-Collegien, Mittel-Instanzen oder Aemter, die bis-
her gewohnliche Zufertigung derselben weiter erforderlich ist. In Fallen wo die gegebene
Vorschrift in einem spatern Zeitpunkte erst in Wirksamkeit treten soll, wird dies mit ihr zu—
gleich bekannt gemacht werden.

6
Das Markgrafthum Oberlausitz bleibt von diesen, die Bekanntmachung und Sammlung

der Gesetze betreffenden, Veranstaltungen zur Zeit noch ausgenommen.

Urkundlich haben Wir dieses Mandat eigenhändig unterschrieben und Unser Canzley-
Siegel vordrucken lassen. So gescheben und gegeben zu Dresden, am 9. März 1318.

Friedrich August.

Ernst Friedrich Carl Aemilius Freyherr von Werthern.

Friedrich Moßdorf 8.
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2.) Verordnung,
die Anzeigen von den Veränderungen in den Gerichtshalterstellen betreffend,

vom 18. März 1318.

V.n GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen rc. 2c. v.

Da Wir fur nothig finden, daß die, bey den Patrimonialgerichten auf dem Lande, mit den

Gerichtshaltern vorgehenden Veranderungen, Unsrer Landesregierung jedesmal unverzuglich

bekannt gemacht werden; so haben die hinfuhro neu antretenden Gerichtshalter ihre Ver-

pflichtung hierzu sofort, und längstens drey Tage, nach deren Erfolg, bey Vermeidung

zehen Thaler Serafe, zur Kenneniß Unserer tandesregierung, mittelst eigner, keinerley

andre Gegenstände enthaltender Anzeigen, zu bringen, und dabey ihren wesenclichen Wohn-

ort, ingleichen, wenn sie noch ein anderes Ame oder Prädicat führen, auch dieses, mie

anzugeben. Daran geschiehet Unsre Meynung.

Gegeben zu Dresden am 13. März 1313.

Frepherr von Werthern.

Friedrich Moßdorf 8.

Ausgegeben zu Dresden am 31. März 1318.



Gesetzsammlung
Kinigrerd“'’ achsen.

2.
—

3.) Verordnung der Landesregierung
an die Justizbeamten und Gerichtsverwalter auf den Kömahcken Kammergüthern,
die kostenfreye Erpedirung auf die von baiserlich= koniglich osterreichischen Behdrden in

Criminalfällen erlassenen Requesirionen betreffend,
vom 26. März 1318.

V. GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen 2c. 4c. 4c.
Liebe getreue. Wir haben auf den Antrag der kaiserlich- koniglich- osterreichischen Ge-

sandtschaft zu verfugen beschlossen, daß in Zukunft auf die von osterreichischen Behorden
in Criminalfallen an Unsere Aemter und Kammerguthsgerichte gelangenden Requisitionen,
in Betracht des diesfalls zugesicherten Reciproci, kostenfrey daselbst expediret, auch das
darauf Erforderliche portofrey an die requirirende Stelle ubersendet werden soll.

Wie nun dem keiserlich=königlich=österreichischenHofesolches,zugleichaber,daßden
Patrimonialgerichten, in den bey ihnen vorkommenden Requisitionfällen in gleicher Weise
kostenfrey zu expediren, nicht angesonnen werden möge, zu erkennen gegeben worden; also
haben sich sämmtliche Justizbeamte und Gerichesverwalter auf Unseren Kammergüthern nach
Obigem gehorsamst zu achten. Daran geschieht Unsre Meinung. Gegeben zu Dresden,
am 20. März 1318.

Freyherr von Werthern.

Friedrich Moßdorf 8.
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4.) Valvations- Tabelle
der

in den Königlich Sächsischen Canden Cours habenden Münzsorten, wornach sich von
jetzt an bis zu ergehender anderer Anordnung, Jedermann, Inhalts des Münz=

Edicts vom 14. May 1763. zu richten hat.
A. Der Silber-Münzsorken.

I. Conventionsmäßige, gleich den Churfürstl. und Königl. Sächs.
conventionsmäßig ausgeprágten.

a) Convencionsmäßige Speciesthaler.
K und Kaiserl. Königl. auch Kaiserl. Oesterreichtsche,
Konigl. Preußische mit der Umschrift: Zehn eine feine Mark ven 1794 und 1707,
Churfürstl. und Königl. Balierische,
Herzogl. Churfürstl. und Königl. Würtembergische,
Konigl. Westphälische,
Fürstl. und Churfürstl. Salzburgische,
Färstl. und Großherzogl. Würzburgische,
Großherzogl. Frankfurthische,
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Eisenachische,
Herzogl. Sachsen-Gothaische von 1764,
Herzogl. Sachsen-Coburg-Saalfeldische von 1764 und 176/5,
Markgräfl. Anspachische,
Fürstl. Schwarzburg-Sondershausische von 1764,
Bischofl. Bamberg= und Wurzburgische,
Gräfl. Stolbergische,
Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische.

P) Conventionsmäßige Gulden oder 3 Stcke.
Kaiserl. und Kaiserl. Konigl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Churfürstl. und Konigl. Baierische,
Herzogl. Churfürstl. und Konigl. Würtembergische,
Konigl. Westphälische,
Großherzogl. Frankfurthische,
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Esenachische-
Herzogl. Sachsen-Gothaische von 1764,
Herzogl. Sachsen-Coburg-Saalfeldische von 1767,
Herzogl. Braunschweigische,
Markgräfl. Anspachische, seit 1760 ausgeprägt,
Fürstl. Schwarzburg-Sondershausische von 1764,
Bischofl. Bamberg= und Würzburgische,
Gräft. Stolbergische, #

Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische.

thl. gr. pf.
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c) Conveneionsmäßige halbe Gulden oder 7 Stücke,
Kaiserl. und Kaiserl. Konigl. auch Kaiserl. Oesterreschische,
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Eisenachische,
Bischofl. Bamberg= und Würzburgische,
Gräft. Stolbergische,
Markgräfl. Anspachische 50 Kreuzerstücke.

d) Conventionsmäßige Zwanzig Kreuzer= oder Kopfstäcke,
Kaiserl. und Kaiserl. Königl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Churfürstl. und Konigl. Baierische,
Herzogl. Churfürsll. und Konigl. Würtembergische,
Furstl. und Churfürstl. Salzburgische,
Markgräfl. Anspachische, seit 1760 ausgeprägte,
Scadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergssche.

e) Siebzehn Kreuzerstücke.

———————.—

Kalserl. und Kaiserl. Konigl. XVIU. Kreuzer, - 6 -

f) Conventionsmaßige Stucke.
Konigl. Wesiphalische, - « - - -

8) Conventionsmaßige Zehn Kreuzerstucke.
Sämmtliche oben sub d wegen der 3wanzig Kreuzerstücke bemerkte Gepräge,

Ferner den convencionsmäßigen gleich.
Nach demkeipziger Fuß bis zum Jahre 1770 ausgeprägte ehurfürsi. Bräunschweig-Lüne-

i-

burgische + Stücke, - - -

dergl. Churfurstl. Sächs. Stücke, - - -
dergl. Churfürstl. Braunschweig-Lüneburgische 3 Gulden, - -
dergl. Churfürstl. Sächs und Braunschweig= Lüneburgische Stäcke, -
dergl. Churfürstl. Sächs. 3### Stäcke. - - -

Hierüber
Kaiserl. Königl., auch Kaiserl. Oesterreichische Brabanter Kronenthaler, ingl.Konigl. Baierische Kronenthaler. I

II. Geringer als con ventionsmäßig.
Churfürstl. Sächs seit 1770 und vor dem Münzedict vom 14. May 1765 in Oresden aus-

geprägte 1, X und ## Stäcke.
(Auf diese drey Sorten, welcheà15 Thlr. 0O Gr. — die Mark ausgeprägt wor-

den, sollen auf 100 Thaler — 7 Gr. 6 Pf. zugelege werden.)

En Konigl. Preußischer Thaler - "Q% - -
2 7. 2 2 - 2 2

2 2 v 4 2 2 2 3 2

- - 2 - - 2 2 -

- 7 2 2 2 2 2 -

1
s #9 72 2 2 2 —

D

Ithl.

.

g

1

 —25

 —ADOo

*
I

———

—

1

DSS

pf·

2

l
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B. Der goldenen Münzsorken,

bey welchen, in Ansehung des Gewichts, durchgehends das Cöllnische Mark= und biesige
Dukaten-Gewicht zum Grunde gesetzet wird, dergestalt daß 67 Ducaten Pradeise eine Cöll-
nische, Mark wiegen müssen, und ein dergleichen vollwichriger Dukaten 60 hiesige As hälte,

welche 72 Assen Troyschen Gewichts, und 60 Gracns Wiener Mändel-Gewichts
gleich kommen.

Stück auf die Thlr. gl. lpf. ir pfrauhe Collni-
sche Mark.

67 Reichs--Constitutions- und Conventions- maßige Kai—-
serl., Kaiserl. Konigl. und andere zuverlaßig 251
Kr. 8 Gr. fein haltende Dukaten, - 2180lhôSW 2 20 5

67 Cremnitzer Dukaten, Florencinische Gislior und Vene-
tianische Zechnen, 2 10— 2 201 6

65| Königlich-Preußische und -ri Dukaten, 218—2 20—
211Souveraius, - - 8 1—— 6 0—

427 Halbe Souverains, OD - 412——416
57 Alte Franzosische Lois d'or, - - 4 20+ 21—

175 Alte Franzosische doppelte Louis Cor, - Oolo–1010
70: l#### Französische halbe Louis chor, - 2 10 —.— 2 1
544 Spanische einfache Pistolen, "D - 420 H JJ
174 Spanische doppelte Pistolen oder Doppien, - 9 1171 a41-1 10 ——

.0panische Ouadrupel., - 10 10 81 20 -1-
6041Spanische halbe Pistolen, - - 2 1101 41 -1 2 12—

35 Konigl. Preußische anco- Regiemmentsmäßige Frédericsd'or, - - 42 20 M

35 Braunschweigische Pistolen oder 5 Thaler-Stucke, 420 —— —

171 Braunschweigische doppelte Vistolen oder 10 Thaler-Stucke, - - 9 61100 –

70= Braunschweigische halbe !*2 * * Thaler=
Stücke, 210|+ 12

Dresden, den 21. März, 18138,

Ausgegeben zu Dresden am 13. April 1318.



Gesetzssammlung
Knigrerd'e #c #.

3.

5.) Man da t,
die Erlernung und Ausübung der Geburtshülfe in hiesigen Canden betreffend,

vom 2. April 13183.

Wa Friedrich August, von GOXTE## Gnaden, König von
Sachsen 2c. 2. #. thunhiermit kund und fügen zu wissen, daß Wir, um das teben und
die Gesundheic der Gebährenden und ihrer Kinder gegen die gefährlichen Folgen des Mangels
an zweckmäsiger Geburtshülfe möglichst zu sichern, durch Gründung einer practischen Entbin-
dungsschule zu teipzig und Erweiterung der allhier schon vorlängst bestandenen, die Bildung
ruchtiger Geburrshelfer und Hebammen wirksamst zu befördern, auch wegen Erlernung und
Ausubung der Entbindungskunst allgemeine Vorschrift zu ertheilen, und dabey zugleich mietelst
der sub O. angefügten Hebammenordnung, wie durch Einführung eines allgemeinen Heb-
ammenbuchs, die besondern Berufspflichten der Wehmutter genau festzustellen beschlossen haben.

Indem Wir demnach hierdurch nachstehende Verordnungen erlassen, befehlen Wir allen
Gerichtsobrigkeiren und Physicen, so wie besonders den Kreis= und Ameshauptleuten, über
deren strackliche Befolgung sorgfältige Obsiche zu führen und dawider auf keine Weise zu han-
deln oder geschehen zu lassen, daß dagegen gehandelt werde.

9. 1.
Die Entbindungskunst soll nur von wissenschafelich gebildeten Personen

ausgeubt werden.
Die Ausübung der Encbindungskunst in Unseren Landen soll binführo nur denen gestaetet

seyn, welche sich hierzu, als Geburtshelfer oder Hebammen, in einer mie einem Enebindungs-
institure verbundenen, unter öffentlicher Autorität bestehenden tehranstalc biesiger oder auswär-

131
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tiger Lande theoretisch und practisch gebildet, und ihre diesfalls erlangte Geschicklichkeit voll—
kommen bewährt haben. Die im 14. #. des Mandats vom 15. September 1768. wegen
Unterweisung und Prüfung der Hebammen durch die Physicen enthaltene Bestimmung wird
daher hiermic aufgehoben.

K 2.
Erfordernisse zur Aufnahme in eine Entbindungsschule und vorläufige

Prufung der Hebammen.
Bey den Enebindungsschulen zu Dresden und teipzig soll aber künftig kein Schüler und

keine Lehrtochter angenommen werden, welche nicht, bey zuvor sorgfältig mit ihnen angestellter
Prufung, in Hinsicht ihrer körperlichen und geistigen Eigenschaften, wie der unentbehrlichsten
Vorkennenisse, zu Erlernung und künfeiger Ausübung der Geburtshülfe vollkemmen geeigner
befunden worden. Um hierbey vergeblichen Aufwand zu vermeiden, haben sich alle Frauen,
vor dem Anmelden bey der Anstalt, zu einer vorläufigen Prüfung vor dem Prediger ihres
Wohnorts und dem Physicus des Bezirks zu stellen, und wenn sie von diesen, dem 2. &amp; der
Hebammenordnung gemäß, für tauglich gehalten worden, die ihnen von solchen darüber unent-
geldlich zu ertheilenden Zeugnisse an den Director des Institurs, das sie besuchen wollen, schrife-
lich einzusenden, welcher dieselben wegen ihrer Annahme und Anfang des Unterrichts, oder,
da nöthig, wegen ihrer Verweisung an die andre tehranstalt, ungesäumt zu bescheiden hat.

6. 5,
Prüfungen nach vollendetem Unterrichr.

Nach vollendetem Unterricht, dessen Dauer für die Hebammen auf ein halbes Jahr be-
stimme wird, für die Schuler der höhern Entbindungskunst aber, nach Maasgabe ihrer son-
stigen wissenschaftlichen Bildung, von dem Vorsteher der Anstalt auf ein ganzes oder halbes
Jahr festzuseszen ist, durfen dieselben, unter Nachweisung dieses Erfordernisses, bey dem Sa-
nitärtscollegio, oder der medicinischen Facultät zu teipzig um das Eramen anhalten, welches
von solchen stees mie der größten Strenge und Genauigkeic anzustellen, auch mit Uebungen am
Phancom, und, nach Beßinden, weiterer Untersuchung ihrer practischen Fertigkeir zu verbin-
den ist.

. 4.
Verfahren in Verfolg der Prüfung.

Diejenigen, welche bey dieser Prüfung vollkommen tüchtig befunden werden, sollen ein
Zeugniß hierüber erhalten. Solche, welche Mangel an Kennenissen verrathen, sind zu beschei-
den, daß sie den Uncerriche noch eine gewifse Zeit zu benußen und sich dann einer zweyten Prü-
fung zu unterwerfen haben , völlig nrüchtig befandene aber ganz zurückzuweisen. Die, welche
das Insticur verlassen, ohne bey der Prüfung bestanden zu haben, sind Unserer Landesregierung
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namentlich anzuzeigen, welche derenBehörde, zur Verhütung des Mißbrauchs ihrer unvollen-
det gebliebenen Bildung, auch sonst nach Erfordern mit Anweisung versehen wird.

 . 5.
Geburtshelfer und Hebammen, welche sich im Auslande gebildee haben.

Geburtshelfer oder Hebammen, welche in einer ausländischen tehranstalt gebilder worden,
haben sich zu künfeiger Erlangung des Reches, die Cntbindungskunst in biesigen tanden auszu-
üben, unter Beibringung der diesfallsigen Zeugnisse, demselben Eramen, welches solchenfalls
in der Regel mit einem mehrwöchenelichen practischen Cursus in einem Hebammeninstitute zu
verbinden ist, zu unrerwerfen, und dem zufolge gleichen Bescheid zu erwarken.

6. 6.
Allgemeines Hebammenbuch.

Da Wir hiernächst für angemessen erachten, annoch außer der allgemeinen Hebammen-
ordnung, ein, die Grundsätze der Cnebindungskunst und die Pflichten der Wehmutter voll-
ständig bestimmendes, allgemeines Hebammenbuch dergestalt einführen zu lassen, daß solches
nicht nur zum teitfaden des Unterriches, sondern auch den Hebammen zur festen Richtschnur
ihrer Handlungsweise in allen Fällen, ingleichen den Behörden und Physicen als Maasstab
zur Beurtheilung des Verfahrens derselben bey ungewöhnlichen Ereignissen diene, und Wir
bierzu für iett und bis auf weitere Anordnung

D. Jörgs tehrbuch der Hebammenkunst, teipzig 1814.
bestimmt haben, so soll jede Hebamme, die sich zum Erxamen meldet, außer dem Besitz der
Hebammenordnung, auch annoch den des gedachten Lehrbuchs nachweisen.

bu. 7.
Ausantwortung des Zeugnisses der Tücheigkeic.

Das F. 4. vorgeschriebene Zeugniß über die bewährte Tücheigkeit wird der enklassenen tehr-
kochter nicht eher ausgeantewortet, als bis deren wirkliche Anstellung als Hebamme erfolgen
soll, und dies zu dem Ende von deren Obrigkeic unmictelbar, oder von ihr selbst, behörig be-
scheinigt, dem Sanitätscollegio oder der medicinischen Facultät angezeigt wird, welche sodann
obiges Zeugniß, zum Behuf ihrer Verpflichtung, der Obrigkeit, oder dem Bezirksphysicus zu-
senden sollen.

 . B.
Fernere Qualification und Verbot unangemessener Beschäfeigung

der Hebamme.
Vor wirklich erfolgter Anstellung und Vereidung dürfen zwar die von der Anstale entlas-

senen tehrtöchter, bey Vermeidung nachdrücklichster Abndung, dieEnebindungskunsft für sich niche
(095#„l
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betreiben, wohl aber wird ihnen andurch zur ausdrücklichen Pflicht gemacht, neben dem fleissigen
Studium des Hebammenbuchs, wo nur immer möglich, auch annoch mit Vorwissen ihrer Obrig-
keit durch chätige Hülfsleistung bey einem Geburtshelfer, oder einer älrern und erfahrnern Heb-
amme, für ihre fernere practische Auebildung bemühr zu seyn, und sich fortwährend aller Be-
schäfeigung, welche durch angestrengte Arbeit das Gefühl der Hand abstumpft, zu enthalten.
Tuch sollen solche niemals das Amt einer teichenfrau mit dem erwahlten Berufe verrichten.

 0.
Anstellung und Vereidung künfeiger Hebammen.

Nach Jahresfeist von Bekanntmachung dieses Gesetzes an, soll keine Obrigkeit, ben Ver-
meidung von 50 Thaler Geldstrafe, eine Hebamme anstellen, welche niche obigem zufolge ge-
bildet und geprüfe worden ist. Die demnach hierzu tüchtige Wehmurter ist sodann, wenn sie
nachgewiesen hat, daß sie die im 22. J. der Hebammenordnung erwähnten Instrumente und Sa-
chen besitzt, nach der sub J. beygefügten, ihr auszuanewortenden Eidesnotul zu verpflichten,
und dabey derselben die in der allgemenen Hebammenordnung, von welcher ihr, falls sie es
noch nicht hat, Obrigkeieswegen ein Exemplar eingehändigt werden soll, für sie enthaltene Ver-
schrift, durch deurtliches Vorlesen bekannt zu machen, auch wie solches geschehen, zu bemerken.
Dabey soll jede Hebamme überdies noch ernstlich bedeutet werden, sich den Inhalt der Hebam-
menordnung, sowohl auch des von ihr hierbey vorzuzeigenden Hebammenbuchs ferner genau be-
kanne zu machen und deren Anweisung, so wie die beym Unterriche ihr ertheilren Regeln allent-
halben sorgfältig zu beobachten, indem sie sonst, bey bemerkeer Unwissenheit, Vernachlässigung
oder ungebuhrlicher Anmaasung unausbleibend nicht nur mit Gefängniß= und nach Befinden
bärterer Strafe belege, sondern auch ihres Dienstes und des Rechtes zu fernerer Ausubung der
Geburtshülfe sofort wieder enesetzt werden solle. Zugleich ist die Hebamme, unmittelbar nach
ihrer Vereidung, von der Obrigkeic an den Pfarrer des Orts zur nölhigen Belehrung uber ihr
Verhalten bey Nothtaufen zu verweisen.

. 10.

"4 Gegenwärtig angestellte Hebammen.
Den auf obige Weise niche gebildeten, vielmehr annoch nach Vorschrift des Mandats vom

15. September 17638. ç. 14. gepruften Hebammen, welche dermalen bereirs im tande ange-
stellt sind, wollen Wir die Ausübung der Geburtshülfe bis auf weitere Verordnung, und so lange
ihnen hierbey keine grobe Unwissenheit oder Pflichrversäumniß zur tast fällt, auch kunftig ge-
statten. Die Obrigkeiten sollen jedoch auf alle jetze schon hierzu niche berechtigte Personenferner
die schärfste Aufsicht führen, und deren unbefugeen und geföbrlichen Anmaasungen den nach-
drücklichsten Einhalt ehun.
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11.
Anderweite Verpflichtung derselben.

Die erwähnten Hebammen sind aber insgesamme von den Obrigkeiten ihrer Wohnorke, so-
fort nach Bekanntmachung dieses Mandars, an Gerichtsstelle mundlich vorzuladen und in der im
0. §. angeordneten Maase entweder, wenn dies noch nicht erfolgt, wirklich annoch zu verei-
den, eder des zu leistenden Angelobnisses halber, auf ihre bereics abgelegee Pflicht zu verwei-
sen, wobey ihnen auch ein Exemplar des Hebammenbuchs, falls sie solches noch nicht besitzen,
eingehändigt, und der Kostenbetrag dafür nach Anordnung des 22. S. sul C. aufgebracht wer-
den soll. Dabey ist für solche die besondere ernstliche Ermahnung beyzufügen, daß sie erforder-
lichen Falls lieber annoch in einer Cnebindungsschule den nöthigen Unterricht, welcher alsdann,
nach Ermessen des tehrers, auch abgekurze werden mag, zu erlangen suchen, als sich der Ge-
fahr aussetzen sollen, bey künftig bemerkter Unfähigkeit ihres Dienstes und des Reches zu wei-
terer Becreibung der Geburtshülfe ganz verlustig zu werden.

 12.
Rochmalige Prüfung derer, welche Unfähigkeit verrathen.

Jede Hebamme, welche bey Ausübung ihres Berufs in irgend einem Falle Mangel an Kenneniß
oder Geschicklichkeit verräth, ist von dem Bezirksphysicus anderweikt sorgfälcig zu prüfen. Be-
währt sich bierbey deren Unfähigkeit# so har die Obrigkeic solche nach Befinden nochmals in
eine Lehranstalt abzusenden, oder auch, bey gänzlicher Untüchtigkeit, bey Unserer Landesregie-
rung dahin anzutragen, daß solcher die fernere Geburtshülfe ganz unkersagt werde.

— §. 13.

Die Herbeyrufung des Geburéshelfers soll den Hebammen niche
zur Last fallen.

Bey Erfüllung der im 11. F. der Hebammenordnung enehaltenen höchst wichtigen und nüt-
lichen Vorschrife, daß die Hebammen in bedenklichen Fällen sters auf Zuziehung eines Geburts-
belfers oder Arzkes zu dringen haben, soll denselben kein Hinderniß in den Weg gelege, noch
von irgend jemand ein Vorwurf gemacht werden, vielmehr diesfalls jede derselben, wie über-
baupe bey treuer Befolgung ihrer Pflichten, sich des besondern obrigkeitlichen Schutzes zu erfreuen
baben.

S. 14.
Hebammen-Taxe.

In Ansehung des Hebammenkohns mag es zwar ferner bey dem, was diesfalls an iedem
Orte bergebrache ist, bewenden. Falls jedoch darüber Sereitigkeiken enrstehen, so sollen die im
der Anlage sub 1I. enthaltenen Bestimmungen als Enescheidungsnorm dienen.
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 15.
Legitimacion der Geburtshelfer.

Die Ausübung der Geburéshülfe wird künftig allen auch sonst zur Praxis berechtigeen Aerz-
ten und Wundärzten erst nach zuruckgelegtem 21. Jahre, auch nur dann gestarcet, wenn solche
bierzu auf den Grund des H. 4. vorgeschriebenen Zeugnisses, vom Sanitätscollegio oder der
medicinischen Faculeät besondre Erlaubniß erlangt haben. Hierbey wird jedoch diesen Behör-
den annoch ausdrücklich nachgelassen, bey sich ergebenden Bedenken gegen die fortwährende
Tüchtigkeit der Ansuchenden, nach Befinden eine anderweite Prufung derselben nach Vorschrife
des S. F. zu veranstalten, und dem gemäs pflichtmäsige Entschließung zu fassen.

6 10.
Verpflicheung der Geburksbelfer.

Diejenigen, welchen die gedachte Erlaubniß ertheilt worden, haben sich mit dem ihnen dar-
über ausgestellten Scheine bey dem Physicus ihres Aufenthaltsorts zu melden, auch ihm nach-
zuweisen, daß sie mit den zur Geburcshülfe nöchigen Instrumenten vollständig verseben sind,
worauf solcher deren in seiner Gegenwart zu bewirkende besondere Verpflichtung als Geburts-
belfer, nach der sub III. angefügten Eidesnotul bey der Obrigkeic veranlassen wird.

. 17.
Einreichung halbjähriger Tabellen.

Jeder Geburtshelfer hat alle halbe Jahre, zu Johannis und Weyhnachten, eine tabellari-
sche Anzeige, nach Vorschrift des sub IV. beifolgendem, in binreichender Anzahl gedruckrer Exem-
plare ihnen auszuancwortenden Schemas, worin die von ihm behandelten Geburtsfälle bebörig
einzutragen sind, bey dem Physicus einzureichen, welcher solche, uncer Beyfügung einer gleichen
Tabelle über seine eigne Praxis, nach Verschiedenheic der Bezirke, resp. an das Sanitäts-
collegium und an die medicinische Facultät zu teipzig einzusenden bat.

9. 18.
Die Geburtshelfer durfen ohne besondere Erlaubniß die innere

Heilkunde nicht ausuben.

Die Ausubung der innern Heilkunde wird den Geburtshelfern, welchen sie nicht sonst ge—
stattet ist, bei Vermeidung nachdrucklichster Ahndung hiermit aufs strengste untersagt, sie haben
vielmehr die solcher Hulfe bedurfenden Frauenspersonen, oder deren Kinder, diesfalls jedesmal
an einen hierzu berechtigten Arzt zu verweisen.
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8. 10.
Aufsicht der Physicen auf Geburtsbelfer und Hebammen.

Sämmtlichen Physicen Unserer kande wird andurch die Aufsiche über die Befolgung der
durch gegenwärtiges Mandat nebst beygefügter Hebammenordnung, im Betreff der Geburtöhülfe
und des Hebammenwesens überhaupt erlassenen Anordnungen, welchen sie selbst genau nachzu-
kommen haben, dergestale anbefohlen, daß sie besonders über das Verhalten der Geburtshel-
fer und Hebammen ihres Bezirks bey Ausubung der Enebindungskunst sorgfälcig wachen, de-
nenselben irgend eine Pflichtvernachlässigung nicht gestatten, und jedes bierbey zu ihrer Kennt-
niß kommende Ungebührniß der Obrigkeit zur Unrersuchung und Bestrafung anzeigen sollen.

Hlerbey wird ihnen jedoch gemessenst untersagt, den Hebammen bey eintretenden bedenkli-
chen Fällen die ausschließliche Herbeyrufung ihrer selbst, oder sonst eines bestimmten Geburts-
belfers anzusinnen, indem die hierunter zu trefsende Wahl durchaus der Kreissenden und ihren
Angehörigen zu überlassen ist.

I

(. 20.
Alle Physicen müssen künfeig zur Geburtshülfe legitimirt seyn.

Es soll aber binführo, in Betrache der für diesen Zweig der practischen Heilbunde ganz
vorzüglich erforderlichen sorgfältigen polizeylichen Aufsicht, kein Arzt als Physicus in Unsern
Landen angestellt werden, der nicht selbst zugleich obigem zufolge, die Erlaubniß zu Ausübung
der Enrbindungskunst erlange hat.

8. 21.
Aufsicht der Geburtshelfer auf die Hebammen.

Allen, nach F. 15. legitimirten Geburtshelfern wird andurch gleichfalls zur Pflicht gemacht,
dem Bezirksphysicus jede Unschicklichkeit, Vernachlassigung oder Anmaasung der Hebammen, die
sie bey Ausubung ihrer Kunst bemerken sollten, sofort zur weitern Untersuchung anzuzeigen.

9. 22.
Obliegenheiten der Obrigkeiten und Gemeinden in Hinsicht auf

Anstellung, Bildung und Unterhaltung der Hebammen.

Alle Gerichtsobrigkeiten haben mit Ernst dafur zu sorgen, daß es unter ihrer Gerichtsbarkeit
an guten und brauchbaren Wehmuttern nicht ermangele, und an den Orten, wo der gewohnliche
Verdienst einer Hebammezu deren nothdurftigem Unterhalte nicht fur hinreichend zu achten,
solchen ein jahrlicher Gehalt an Naturalien oder baarem Gelde (wobey die denselben ohnehin
schon obliegende ohnentgeldliche Besorgung der Armen noch ausdrucklich zur Bedingung gemacht
werden soll) ausgemittelt, auch denselben, falls sie dazu unvermogend, der zu Ausubung ih—
rer Kunst nothige Apparat angeschafft werde.
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Dem zufolge haben solche

a) ihre Gerichtsunterthanen, und auf dem tande, nach Befinden unter Vernehmung mit
den benachbarten Obrigkeiken, zu thunlichster Feststellung angemessener Hebammenbezirke, die
Einwohner mehrerer einander nahe liegender Dörfer, falls sich unter ihnen hinreichend qualifi-
cirte Lehrtöchter zu Erlernung der Geburtshulfe freywillig nicht melden, zu gemeinschaftlicher
Auswahl und Absendung einer Weibsperson in eine Entbindungsschule zu veranlassen, erfor-
derlichen Falls aber ·

b) Obrigkeitswegen selbst fur die Ausfundigmachung solcher Personen zu sorgen, wobey
c) zu den Kosten des Unterrichts, und des, da nothig durch einen besondern Beytrag zu

sichernden Unterhalts der Lehrtochter in den Entbindungsschulen, so weit jene solche nicht selbst
zu bestreiten vermogen, sowohl auch zu dem fur die Hebammen nach Befinden auszumittelnden
Gehalte, ein, da nothig, durch Unsere Landesregierung zu bestimmender angemessener Antheil
vonder Gerichtsobrigkeit, das Ermangelnde aber von den Unterthanen durch verhaltnißmasige
Anlagen oder sonst aufgebracht werden soll.

Damit nun diese Unsre gnadigste Willensmeinung zu Jedermanns Wissenschaft gebracht
und genau befolgt werden moge, haben Wir daruber gegenwartiges Mandat verfassen und ins
Land ergehen zu lassen fur gut gefunden, auch zu dessen mehrerer Urkund dasselbe eigenhandig
unterschrieben und mit Unserm Koniglichen Siegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben zu Dresden am 2. April 1818.

Friedrich August.

Ernst Friedrich Carl Aemilius Freyherr von Werthern.

Christian Ferdinand Kaiser 8.

Ausgegeben zu Dresden am 238. April 1313.
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O.
Beylage zum 3. Stück der Gesetzsammlung für das Konigreich Sachsen,

vom Jahr 1818.

Allgemeine Hebammen-Ordnung.
F. 1.

Vorläufige Prüfung derer, welche Hebammen werden wollen,
Jede Weibsperson, welche die Hebammenkunst in einer öffentlichen Lehranstalt erkernen will,

bat sich in dieser Hinsicht zuförderst durch den Prediger ihres Wohnorts und den Pbysicus des
Bezirks prüfen zu lassen.

#

S. 2.
Eigenschaften einer Weibsperson, welche Hebamme werden darf.

Eine tehrtochter der Hebammenkunst muß aber
) von gutem geraden Körperbau, mite durchaus gesunden, gehörig gebildeten, niche allzu-

starken Händen und Armen, mit ungeschwächten Sinnen und vorzüglich mir einem hinlänglich
seinem Gefühle in den Fingern versehen, so wie

b) wo meöglich, nicht unter 25 und niche über 40 Jahr ale, und mit einem guken, natür-
lichen Verstande begabe seyn, sie muß ferner behörigen Religionsunterriche genossen haben, ser-
tig lesen und, wo moglich, schreiben können, wohlwollend, dienstfertig, besonnen und unterneh-
mend seyn, auch einen nüchrernen, unbescholtenen und christlichen tebenswandel führen, und hat
demnach über die sub a) bemerkten Erfordernisse von dem Physicus des Bezirks, über die sub b)
festgesetzten aber von dem Prediger ihres Wohnorts ein vollständiges und pflichemäsiges Zeug-
niß beizubringen.

. 3.

Allgemeine Pflichten einer Hebamme.
Die von einer Obrigkeit hiesiger Lande, nach Vorschrift des Mandaks, als Wehmutker ange-

stellte und vereidete Weibsperson, hat zu pünktlicher und gewisseckhafter Erfüllung ibres Berufs
folgendes genau zu beobachten: "

# Zuförderst soll dieselbe nicht nur alle in dem unter beutigem Tage erlassenen Mandate und
in gegenwärtiger Hebammenordnung für sie enthaltenen Vorschriften, sondern auch die in dem
zugleich eingeführten allgemeinem Hebammenbuche, welches ihr bey Ausübung ihres Berufs in
allen Fällen zur Richtschnur dienen soll, so wie beym Unterricht ihr ertheilten Anweisungen jeders

(41
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zeit auf das strengste und pünktlichste befolgen,zudemEnde aber sowohl oberwähnke gesectzlichen
Verordnungen sich behörig bekannt machen, als auch besonders durch fleissiges Nachlesen im
Hebammenbuche, welches sie bey jeder Gelegenheit zu Rathe zu ziehen hat, und Wiederholung
des genossenen Uncerrichts, sich die ihr so dringend nöthigen Kenntnisse immer vollständiger zu
erwerben suchen, und dagegen der im B. §9. des Mandats untersagten Beschäftigungen, wie
alles andern, was ihr bey pflichtmäsiger Erfüllung ihres Berufs auf irgend eine Weise binder-
lich werden könnte, sich gänzlich entbalten.

 -*

Moralisches Verhalten derselben.
Demnächst hat sich dieselbe stets eines ordentlichen und uncadelhaften tebenswandels, nach

den Vorschriften der christlichen Religion zu befleissigen, damit sie nicht allein die Pflichten ihres
nüblichen Berufs desto besser erfüllen, sondern sich auch das Zutrauen und die Achtung derer,
welche ihre Hülfe brauchen, erwerben möge. Sie hae daher, so wie überhaupt, also insbesondre
bey Kindtaufsschmäusen, die größte Mäsigkeit zu beobachten, und sich vorzüglich vor dem an-
stoösigen Uebermaafe im Trinken in Ache zu nehmen.

C. 5.

Besondre Pftlichten derselben.
Die Hebamme soll zu allen Stunden des Tages und der Nache bereit seyn, den Schwan-

gern, Kreissenden, Wöchnerinnen und den neugebornen Kindern, die ihrer Dienste bedürfen, ohne
Zeitcverlust zu Hülse zu eilen. Sie soll sich daher in anderen, als ihren Berufsgeschäften, ohne
Vorwissen des Physicus, oder in dringenden Fällen wenigstens der Ortsgerichke, nie über Nache
von ihrem Wohnorce enkfernen, und wenn sich daselbst Hochschwangere befinden, auch am Tage
nicht ohne Norh vom Hause abwesend seyn. — Auch solchen Armen, vondenen sie keine Be-
lobnung za erwarten hat, darf sie ihre Dienste nicht versagen.

 6.

Verschwiegenheic.
Ueber alles dasjenige, was ihr bey Ansübung ihres Berufs bekannk wird, muß die Heb-

amme die allergrößee Verschwiegenheit beobachten; sie darf z. B. körperliche Fehler, Gebrechen
oder Krankheiten, welche sie bey denen, die sich ihrer Hulfe bedienen, entdeckt, dafern nicht durch
die Verheimlichung Gefahr fur die Gesundheit anderer Personen entsteht, oder was sie sonst von
den hauslichen Verhaltnissen derselben beobachtet, auf keine Weise weiter bekannt machen und
Andern hinterbringen.
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 . 7.

Enedeckung unehelicher Schwangerschaften oder anderer dergleichen
Verbrechen.

Jedoch ist sie verbunden, es der Obrigkeic, oder auf dem Lande dem Prediger, ingeheim zu
melden, wenn sie die Entdeckung machen sollte, daß sich in ihrem Sprengel eine unehelich
Schwangere befindet. Solleen ihr aber geflissentlich verheimlichte Schwangerschaften, versuchte
Abkreibung der teibesfrucht, Kindermord, oder andre dergleichen Verbrechen bekanne werden, so
ist sie auf ihren Eid verpflichtet, solche soforr der Obrigkeit des Orts, anzuzeigen, jedem Andern
aber zu verschweigen,

E. 8.
Untersuchung der Schwangerschafe.

Wenn eine Weibsperson von einer Hebamme zu wissen verlange, ob sie wirklich schwangen
sey, und wie lange? so muß die Hebamme sich genau und sorgfältig nach den Umständen er-
kundigen, welche ihr von ihrem tLehrer als Zeichen der Schwangerschaft angegeben worden sind;
sie muß die Unrersuchung des teibes und der Geburkstcheile mie Anstand und Behursamkeit vor-
nehmen und denen, die es betriffe, gewissenhaft anzeigen, was sie, nach Maasgabe ihrer Uncer-
suchung, zu glauben sich bewogen sindet; in zweifelhaften Fällen aber lieber offenherzig gestehen,
daß die Sache sich niche bestimmt entscheiden lasse, oder an einen erfahrnen Geburtshelfer ver-
weisen, als durch unbegründere Urcheile Jemanden hinkergehen und ihren eignen guten Namen
sowohl, als die Ehre ihrer Kunst, in Gefahr setzen.
Munsche eine Schwangere in der Wohnung der Hebamme ihre Niederkunfe zu halcen, so
bat sie dieses ihrer Obrigkeit anzuzeigen, und zu erwarten, ob sie dazu die Erlaubniß erhält, da
sie ohne diese durchaus keine Schwangere zu sich in das Haus nehmen darf.

Insonderheit muß die Hebamme, wenn sie von ihrer oder von einer andern Obrigkeic auf-
gefordert wird, den körperlichen Zustand einer für schwanger gehaltenen oder sich dafür ausgeben-
den Weibsperson, oder den Umstand: ob eine Weibsperson gebohren habe? zu untersuchen,
oder wenn ihr andre, in ihre Kunst einschlagende Fragen zur Beantwortung vorgelege werden,
obige Vorschrift genau beobachten, und in allen solchen Fällen dasjenige, was sie bey sorgfälei-
ger Untersuchung befunden hat, und was ihrer Ueberzeugung gemäs ist, nach der strengsten
Wahrheit angeben.

G. 0.
Verhalten der Hebamme bey der berannahenden Enebindung.

Wenn die Hebamme zu einer Weibsperson gerufen wird, bey welcher sich bereies Wehen
eingefunden baben, so soll sie guf die Kennzeichen der, mehr oder weniger nabe bevorstegenden

4.1
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Geburk wohl Ache haben, und die Kreissende niche zu frühzeitig zu sruchelosen, die Kräfte vor
der Zeic erschöpfenden Anstrengungen anhalten, vielweniger die Geburt auf irgend eine Art in
der Absicht, daß sie desto eher loskommen möge, zu beschleunigen suchen.

Auch darf sie die Kreissende, welche sich bereits in der Geburtsarbeit befinde#, vor Beendi-
gung derselben unter keinerley Vorwand verkassen, sogar dann nicht, wenn sie zu einer andern,
reichern oder vornehmern gerufen würde.

. 10.

Verhalten der Hebamme während der Entbindung.

Das Geschäfe der Hebamme bey Gebährenden bestehr hauptsächlich darin, daß sie der Kreis-
senden Muth einspreche, für eine schickliche, den jedesmalig##. Umständen angemessene tage sorge,
und durch behutfames Zufühken von Zeit zu Zeit die tage des Kindes im Mutterleibe zu erfor-
schen suche. So lange sie nun alles gut und natürlich finder, hat die Hebamme weiter nichts zu

#hun, als, nach AnleitungdesHebammenbuchs,sämmeliche zu einer natürlichen Enebindung
nothwendigen Vorbereitungen zu treffen, vornehmlich aber ein zweckmäsiges Geburktslager anzu-
erdnen. Eines Geburtsstuhles soll sie sich daben uUberhaupt nur im Notbfalle bedienen; es wird
ihr jedoch noch der Gebrauch der bisher an vielen Octen öblichen, böchst unzweckmäsigen Ge-
burksstühle ohne bewegliche Rückenlehnen schlechrerdings und bey einer Geldbusevon zwey Tha-
lern oder verhälcnißmäsiger Gefängnißstrase, welche im Wiederholungsfalle geschärft werden soll,
bierdurch untersagt. Auch ist der Geburtr rahl, dessen sich eine Hebamme bey vorkommenden
Fällen bedienen will, und der mie einer beweglichen, jedoch fettzustellenden kehne, und mic einem
passenden Ausschniet versehen seyn muß, dem Physico zur Genehmigung vorzuzeigen. Die Heb-
amme hat ferner die fortschreitenden Veränderungen der Geburtstheile zu beobachten und die Ge-
bährende zur rechten Zeit sowohl auf das Geburtslager zu bringen, als sie zur gehörigen Ver-
arbeitung der Wehen aufzumuntern.

K 11.

Verhalcen der Hebamme bey widernatürlichen und schweren Gebureen.

Enedeckt sie aber irgend elwas Ungewöhnliches, von der natürlichen tage und Beschaffenheie
Abweichendes, welches eine widernarürliche Geburt besorgen läße, so pat sie solches sofore dem
Ehemanne oder den nächsten Angehörigen der Kreissenden mie guter Art zu eröffnen, und darauf
anzutragen, daß ohne fernern Zeitverlust ein „Gehurtshelfer, oder, in dessen Ermangelung, ein

Arze berbeygerufen werde, der sodann das Nzhige zu veranstalcen wissen wird.
» Auch ben ganz narürlicher tage der Gebährmurter und des Kindes ist die Hebamme verbun-

den, darauf anzukragen, daß ein Geburtshelfer oder Arze zu Rathe gezogen werde, wenn die Ge-
burt sich nach dem Wassersprunge und bey vollig geoffnetem Muttermunde noch langer, als vier
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bis sechs Seunden verzögert und hierüber annoch andere bedenkliche Umstände einereten. Sollee
die Hebamme diese Anzeige zu sehr verspäten, so wird sie daruber von der Obrigkeic, der sol-
ches von dem Geburtshelfer oder Physicus bekanne zu machen ist, zur Verancworcung gezogen
werden,

S. 12.

Betragen der Hebamme gegen den Geburesbelfer oder Arzet.

Gegen den herbeygerufenen Geburtshelfer oder Arze hat die Hebamme sich mit gebührender
Achtung und Bescheidenheit zu betragen, ihm alles, was sie vom „Anfange an, bis zu seiner
Ankunfte bey der Kreissenden beobachtet hat, zu berichten, und das, was der Geburtshelfer oder
Arzt ihr auferagen und anordnen wird, pünktlich zu befolgen,

3 C. 15.

In welchen Fällen der Hebamme eine Wendung selbst zu verrichten
gestattet werden kann. «

Hatte eine Hebamme sich so viele Kennenisse und so viel Fercigkeit in den Handgriffen er-
worben, daß ihr von der Behörde erlaubt worden wäre, im Nokhfalle selbst eine Wendung zu
verrichten, und getrauete sie sich, nach genauer Erforschung der widernatürlichen tage des Kin-
des, in dem vorliegenden Falle damic fertig zu werden; so kann sie sich, zumal wenn kein
Geburkshelfer in der Nähe, und zu besorgen seyn sollte, daß durch längern Aufschub das Ge-
schaft schwieriger werden dürfte, dieses Vorrechts, jedoch mic behutsamer Eneschlossenheie bedis-
nen, und har solchenfalls den dazu schicklichen Augenblick zu benutzen und überhaupt genau nach
den Vorschriften zu verfahren, welche ihr von ihrem tehrer für solche Fälle ertheilt worden sind.
Der Gebrauch von Instrumenten aber, oder gar die Aushirnung und Verstümmelung des Kin-
des im Murterleibe, kann keiner Hebamme jemals verstacter werden.

6 . 1.

Losung der Nachgeburt.

Dasjenige, was im 11. F. wegen Zuziehung eines Geburtshelfers oder Arztes verordnet wor-
den, gilt auch dann, wenn, nach erfolgter Geburt des Kindes, die Nachgeburt fich nicht losen will,
und die Wochnerin indessen viel Blut verliert, oder heftige Schmerzen leidet. Das unvorsich—
tige Ziehen und Zerren an der Nabelschnur, welches den Hebammen schon beym Unterrichte
nntersagt wird, haben sie jederzeit zu unterlassen; uberhaupt alle gewaltsame Versuche zur kunst—
lichen Trennung der Nachgeburt, unter allen Verhaltnissen zu vermeiden, sondern in zogernden
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Fällen bis zur Ankunft des Geburtshelfers, nach Anleitung ihres lehrbuchs, namentklich dasjenige
anzuordnen, was theils auf Verminderung des Blurganges, theils auf Zusammenziehung der
Gebährmuteer abzweckt, wohin vorzüglich die gerade Lage der Neuentbundenen, so wie das Ein-
reiben des Unterleibes mit etwas Hofmannischen Liquor zu rechnen ist.

5. 15.

Verhalten der Hebamme, wenn die Kreissende vor der Entbindung stirbt.

Sollte die Kreissende vor der Geburkt des Kindes verscheiden, und die Hebamme das Kind
durch die bekannten und verstatteten Handgriffe nicht zur Welt bringen köunen; so ist sie ver-
pflichtet, einen Geburtshelfer oder Arzt herbey rusen zu lassen, damic, wenn die Murter wirklich
todt ist, das vielleicht noch lebende Kind auf eine oder die andere Art gerettet werden möge. —
Auch hat die Hebamme, wenn sie hört, daß eine Schwangere in den letzten Monaten ihrer
Schwangerschaft gestorben ist, solches ebenfalls dem Physicus oder der Obrigkeit anzuzeigen.

S. 16.

Untersuchung und Behandlung des neugebornen Kindes unmittelbar
nach der Geburec.

Unmittelbar nach der Geburt des Kindes hat die Hebamme beym Baden desselben genau
zu untersuchen, ob es gehörig gebilde#, und ob nicht etwa eine von den narürlichen Oeffnungen
des Körpers verwachsen sey, auch ob die Zunge die zum Saugen n hige Beweglichkeic habe.
Enedecke sie hierbey irgend etwas Feblerhaftes, so erfordert ihre Pflicht, daß sie solches zwar
der Mutter, um sie nicht zu erschrecken, sorgfältig verberge, dem Vater hingegen, oder den
nächsten Anverwandten behutsam eröffne und verlange, daß ein Arze darüber um Rath gefrage
werde. — Ezs ist der Hebamme niche verstattet, das Zungenband zu lösen, den bey schweren
Geburken zum öftern zusammengedrückken Kopf wieder zurecht zu drücken, oder irgend eine andre
Operation an dem neugebornen Kinde vorzunehmen.

F. 17.

Behandlung solcher Kinder, welche ohne ein Zeichen des tebens oder sehr
schwach zur Welt kommen.

Kommn aber das Kind ohne ein Zeichen des tebens, oder sehr schwach zur Wele, so hat
sie, daferne kein Arzt oder Geburtshelfer in der Nähe ist, diejenigen Mittel, welche ihr beym



( 25)

Unterrichte zu diesem Behufe bekanne gemache worden sind, mie Eifer und Worsscht anzuwen-
den, damit das Kind wo möglich zum teben gebrache und erhalten werde.

. 1.

Verhalten der Hebamme in Ansehung des Taufens neugeborner Kinder
christlicher Eltern.

Die Hebamme hat darauf zu sehen, daß neugeborke Kinder christlicher Eltern zur Taufe
befordert werden. Bey eintretender Lebensgefahr und sehr groser Schwache des Kindes hat
sie zwar, jedoch ohne deshalb die nothigen Rettungsmittel zu verabsaumen, dafur Sorge zu
tragen, daß die Taufhandlung sobald als moglich durch einen Geistlichen verrichtet werde, wenn
aber derselbe in der Eile nicht zu erlangen ist, so soll sie das Kind selbst mit der Nothtaufe
versehen. Wie sie sich hierbey zu verhalten habe, daruber wird sie von dem Pfarrer ihres
Wohnorts, bey welchem sie sich deshalb sofort nach ihrer Verpflichtung zu melden hat, be—
lehret werden.

. 10.
Die Hebammen sollen keine Arzneimietel verordnen,

In keinem Falle ist es der Hebamme erlaubt, der Wöchnerin oder dem Kinde weder wäh-
rend, noch nach der Geburc eigentliche Arzneimittel, mie Ausnahme der §. 22. zu erwähnen-
den, zu verordnen, sondern sie muß solches, wenn es nöthig ist, dem Arzee und andern Per-
senen, welche dazu befuge sind, überlassen. «

. 20.

noch abergläáäubische Mietel anwenden.

Eben so hat die Hebamme sich vor der Anwendung abergläubischer Mittel, als des Segen-
sprechens, der Sympathie und dergleichen sorgfältig zu hüthen, im Uebertretungsfalle aber zu
erwarten, daß sie von ihrer Obrigkeic dafür werde bestraset werden.

 21.

Vorschrifeen über die Besuche der Hebamme bey dem Kinde und der
Wöchnerin.

Die Hebamme muß ferner Wöchnerin und Kind wenigstens einmal täglich innerhalb der
ersten 0 Tage besuchen, das einem Neugeboprnen so norhwendige Baden bey dieser Gelegenbeic

t
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besorgen, auch das Verhaléen der Wochnerin, wenn kein Arzt in das Haus komme, den Vor-
schriften des Hebammenbuchs gemäs, anordnen, überhaupt aber das Wohlbefinden derselben mit
binlänglicher Genauigkeit untersuchen, und wenn sie glaubt, daß diese oder das Kind medicini-
sche Hülfe nöthig haben, durch vernünftige Vorstellungen es dahin zu bringen suchen, daß in
Zeiten, ehe sich das Uebel verschlimmert, ein Arze darüber um Rath gefragt werde.

6. 22.

Andere Obliegenheiten der Hebamme.

Ausser diesen Verrichtungen bey Schwangern, Wöchnerinnen und neugebohrnen Kindern,
ist die Hebamme noch verbunden, allen Frauenspersonen, die es verlangen, gegen die Gebuhr,
und ganz Armen allenfalls unentgeldlich, Klostiere zu geben, sobald nemlich den Lehren des Heb-
ammenbuchs gemäß, das Seßen eines Khystieres nothwendig, oder dasselbe sonst von einem
Arzte verordnet ist, und eben so hat sie, wo es nach den Vorschriften ihres Lehrbuchs noth-
wendig, oder sonst von einem Arzte angeordnet ist, das Einbringen eines Mutcerkranzes zu un-
ternehmen.

Zu diesen und andern vorher erwähnten Absichten soll demnach eine Hebamme namentlich
mit folgenden Dingen versehen seyn und dieselben mit sich führen, sobald sie zu einer Kreissen-
den gerufen wird, so wie sie auch deren Besitz in der erforderlichen Beschaffenheic vor ihrer
Verpflichtung dem Physico, der davon durch ein Artestat over sonst deren Obrigkeit in Kennc-
niß setzen soll, nachzuweisen und demselben solche auf Verlangen von Zeir zu Zeic wieder vor-
zuzeigen hat:

1) eine gute zinnerne Klystiersprite, welche mit einem doppelten Röhrchen, sowohl für Er-
wachsene, als Neugebohrne versehen ist, und durch ein aufzusteckendes Murterrohr zu-
gleich zur Murtersprite brauchbar wird,

2) einen elastischen oder silbernen Catheter;
5) eine gute, ekwas gebogene, vorn abgestumpfte Nabelschnurscheere nebst Nabelbänderchen

4) eine kleine nicht allzuscharfe Bürste zum Froteiren der scheintode gebohrnen Kinder;

5) ein bis zwey Brustgläser zum Herausziehen der Warzen und Abziehen der Milch;

6) ein bise: Pfund Kamillenblumen, nebst einem halben Pfimnd Melissen= oder Pfeffer-
münzkrauc;

7) drey Gläser mie eingeriebenen Seöpseln, von denen das eine ekwas grösere wenigstens
1 bis 2 torch Hofmannischen tiquor oder Naphka, das zwepyke kleinere 4 bis 1 toch

#—[—
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Salmiakspiricus, als Riechmietel bey Ohnmachten u. s. w. das dricte von gleicher Gröse
mit dem vorigen, 4 bis 1 toth Zimmetinktur (wovon namentlich bey Blutungen nach
der Geburt 16 bis 24 Tropfen gegeben werden können,) enchalten soll, welcher Mit-
tel sich die Hebamme jedoch nur in den im tehrbuch besonders genannten Fällen zu
bedienen hat;

3) einen Badeschwamm, Feuerschwamm, (als zuweilen bey Blutungen nochwendig,) und
zwey Wendungsschlingen.

S 25.

Befolgung der der Hebammevon ihrem Cehrer sonst ertheilten Vorschriften.

Was die Hebamme sonst vor, bey und nach der Niederkunft bey der Mukter und dem
Kinde zu beobachten und zu vermeiden hat, das Alles wird ihr nicht nur von ihrem teh-
rer deutlich und faßlich vorgetragen werden, sondern es ist solches auch im allgemeinen Heb-
ammenbuche hinlänglich bestimmt Wie es demnach schon gedachrermasen ihre heilige Pfliche
ist, diese Vorschriften jederzeit sorgfältig in Ausübung zu bringen, so wird sie durch jede vor-
sätzliche Uebertretung oder Vernachlässigung derselben, wodurch die Mutter oder das Kind in
Gesfahr gebracht wird, auf geschehene Anzeige des Physicus, einer schweren Verankwortung bey
ihrer Obrigkeit und nach Befinden unausbleiblicher Gefängniß= oder Zuchthausstrafe ausgesete.

S. 24.

Eidesnotul der Hebammen.

Jede Hebamme, welche in Zukunse die Erlaubniß erhäle, ihre Kunst auszuüben, wird
von der Obrigkeit nach der hier unter No. I. beygedruckten Eidesnotul in Pflicht genommen.
Auch haben die Hebammen, bey pflichtmäsiger Ausübung ihrer Berufsgeschäfte, Niemanden zu
übertheuern, sondern sich mit der jeden Orts bisher üblich gewesenen Belohnung begnügen zu
lassen. So wie es jedoch den Wohlhabenden ferner unbenommen bleibt, den Hebammen für
creu geleistete Dienste oder ausserordentliche Anstrengungen eine reichlichere Belohnung, als
gewöhnlich, zufliessen zu lassen, also dürfen dagegen auch letztere sich nicht weigrrn, un-
bemittelten Einwohnern oder ganz Armen, von denen sie eine geringere, als die gewöhnliche
oder gar keine Belohnung zu erwarten haben, nichts destoweniger mit gleicher Bereit-
willigkeit und pflichtmäsigem Eiser beigzustehen.

Beyl. z. 3. St. d. Gesetzf. f. d. Königr. Sachs. 1313.
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Formular zu Vereidung einer Hebamme.

Da ich N. N. zu einer Hebamme in N. angenommen und verpflichtet werden solb

so gelobe und schwdre ich hiermit zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden diesen
wahren und leiblichen Eid, daß ich mich in solchem Amte jederzeit treu, fleissig, unver-
drossen, verschwiegen) nüchtern und bescheiden aufführen, auch nach dem im höchsten
Mandate vom 2. April 1813. für mich enthaltenen, mir wohlbekannten Vorschriften,

insbesondere aber nach der mir zugestellten Hebammenordnung und dem allgemeinen
Hebammenbuche, so wie nach dem genossenen Unterrichte und nach der Anweisung

meiner Obrigkeit, des mir vorgesesten Physici und andrer legitimirter Aerzte und Ge-

burtshelfer in allem genau richten will, überhaupt aber gelobe ich, bey der Ausübung
meines Amtes nichts zu verabsäumen, und insonderheit, wenn mir von meiner, oder

einer andern Obrigkeit die Untersuchung des körperlichen Zustandes einer Weibs-

person anbefohlen oder aufgetragen wird, nichts gegen die Wahrheit oder gegen meine

Ueberzeugung anzugeben oder zu verheimlichen, weder aus Haß) Feindschaft oder
Freundschaft, noch um Gabe oder Geschenke willen, sondern alles dasjenige genau

zu beobachten und zu leisten, was einer rechtschaffenen Hebamme, ihren Pflichten nach,

zu thun gebühret.
So wahr mir Gotthelfe und sein heiliges Wort, Jesus Christus, mein Er-

löser! Amen.



II.

Taxe fur die Hebammen.

Die Hebamme bekommt:
1) Für ihre Hulfe bey einer naturlichen Geburt. . 1 Thlr. — gr. —pi.

2) Für das Wickeln des Kindes, bis der Nabel abge-
heilt ist 22 2 O . - - O OO O do- II 16-—--

3) Für eine widernatürliche Geburt, bey welcher sie
auf die Herbeyprufung eines Geburtshelfers angetra-
gen hat und diesem zur Hand gegangen it.. 1 38. —"

4) Für die Wiederbelebung eines ohne Zeichen des Lebens
gebohrnenKindes.. — —

5) Für die Beybringung eines Klystiers und zwar
a) bey Wochnerinnen — „ L

5) bey neugebohrnen Kinden — " 1: — .

IC) bey andern Frauenspersonen) welche nicht Woch-
nerinnen snd—„ 42 —

65) Für die Beybringung eines Mutterkranzes ohne die
Zuthat " 6% O O e O O O O O –— u E u u!
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III.

Formular zu Vereidung der Geburtshelfer.
Ich N. N. schwdre hiermit zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden diesen
wahren und leiblichen Eid, daß ich bey der mir gestatteten Ausübung der Geburts-
hülfe alle, in dem mir wohlbekannten höchsten Mandate vom 2. April 1318. nebst
angefügter Hebammenordnung, für mich enthaltene Vorschriften auf das pünktlichste
befolgen, auch insbesondre mich jederzeit eines ordentlichen Cebenswandels befleissigen,
den Schwangern und Gebährenden ohne Rücksicht auf Zeit, Witterung und Ver-
mdgensumstände, zu Hülfe eilen, ihnen nach bestem Wissen und Gewissen mit Rath.
und That beystehen, heimliche Krankheiten oder Gebrechen der Entbundenen, welche
verschwiegen bleiben sollen, (außer dem im Hause vertrauten oder sonft herbeygerufe-
nem Arzte) Niemanden offenbaren, hingegen, insofern ich an den sich meiner Hülfe be-
dienenden Schwangern und Gebährenden) oder an den neugebohrnen Kindern, einige
Vernachlässigung oder Fahrlässigkeit der Hebamme bemerken sollte, solches dem Bezirks-
phosicus anzeigen) (hiernächst, wenn ausser den gewöhnlichen Zufällen bey Schwan-
gern oder Entbundenen oder deren Kindern) noch andere Krankheiten eintreten sollten,
sofort den mir vorgesetzten Physicus oder einen andern legitimirten Arzt zu Rathe
ziehen und mich in dieser Hinsicht alles innerlichen Curirens enthalken) auch, nach
Befinden, bey sehr schweren und bedenklichen Entbindungen den Rath und Beystand
anderer legitimirten Geburtöhelfer oder Aerzte, mit Einwilligung des Ehemannes oder
der nächsten Verwandten der Gebährerin suchen, und mich bey Ausübung der Ge-
burtshülfe eben so vorsschtig, als gewissenhaft verhalten will. So wahr mir Gott
helfe und sein heiliges Wort, Jesus Christus! Amen.

Anmerkung.
Die in vorstehendem Formulare eingeklammerten Worte sind, wenn der Geburkshelfer zugleich

Arzt ist, wegzulassen, wie denn überdies auch, wenn der Geburtsbelfer selbst Pbysicus, die

Worte: „hingegen“ bis: „anzeigen“ wegbleiben.



Physicat

Monate.

IV.

Tabellarisches
sämmtlicher durch den Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer

Gesammtzahl
der

Geburtsfalle.

vom Isten des Monats . . ... bis zum

behandelten schwierigen

Geburten wurden beeDie
durch operative Kunsthulfe.

Ge-

sammt-
zahl.

Angabe der einzelnen Operatio

Zangen-
Entbindung.

#
Perfo-Extraction. » Kaiserschnitt.

rationen.
Wendung.

Summa.



(nach Seite 28.)

........ te Halfte des Jahres 18

Verzeichniß
4 0 4 · zu · 4 ri 4 r m

letten des Monats . 18

Geburtsfalle.
— enennnng —————

ndigt Gebohren Kinder Mücter
durch wurden hierbey starben —

1 S

nen. Rath und den in den —
Beistand indernersten 2

waren: 14 TaAUAnmerkungen.
————ö-.öN—.Ne 7373

Accouche.Nachge- Opera- 4 gen 2 28
. . S.

ment burts = Ope- tionen. S s 2 * nach der 38
forcé. rationen. Z2 2# 7 " Geburt. 5*

.

Eingereiche den 18





(20 )

Gesetsammlung
oonserero“ Sofen,

4.

6.) Verordnung der Landesregierung,
die Restitution der, in Gemäsheit des Cartels mit Bayern, für ausgelieferte

Deserteurs zu bezahlenden Gratificationen und Verpflegungskosten betreffend,

vom 15. April 1813.

B. GO-TTES Gnaden, Friedrich August, Knig von Sachsen rc. 2c. c.

Viebe getreue. Da es sich verschiedentlich ereignet ba#, daß in biesigen tanden auf-

gegriffene Personen, welche sich für Bayersche Deserteurs ausgegeben, nach erfolgter Aus-

lieferung, von den dorkigen Militairbehörden dafür nicht anerkannt worden, solchenfalls

aber über die Resticution der, in Gemssheit des 7. und 8. Artikels der, mic des Konigs

von Bayern Majestäf, unterm 30. März 1311. errichteten Carkelconvencion von dem aus-

liefernden Theile vorzuschießenden Gratificationen und Verpflegungskosten Irrungen ene-

standen sind; so sind Wir mie dem Königlich Bayerschen Hofe übereingekommen, daß

beyderseitige Behörden angewiesen werden sollen, bey Ablieferung eines Deserteurs, vor

(°1
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der AuszahlungderGratisication,jedesmal erst mit der betreffenden Milicairbehörde über

die Richtigkeit der Angabe des Individuums in Correspondenz zu treten; sobald aber

die Recognition des Deserkeurs erfolgt, die Gratification nebst den Verpflegungsgeldern

unverweilt auszuzahlen, auch die diesfallsigen Quictungen, zu Vermeidung aller weitern

Irrungen, mit umgehender Post zu ertheilen.

Wie Wir mun solches durch gegenwärtige Generalverordnung zur öffentlichen Kennenis

zu bringen Uns bewogen gefunden haben; also haben sich, wie Wir dabey begehren,

die Civilobrigkeicen hiesiger kande, sowohl sämmtliche Uncerthanen hiernach gebuhrend zu

achten, und es geschiehet daran Unser Wille und Meynung.

Dresden, am 13. April 1313.

Freyherr von Werthern.

Christian Ferdinand Kaiser 8.
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7.) Verordnung der Landesregierung,
den Pensionengenuß invalider Unteroffiziers und Gemeinen, welche in Strafanstalten

detinirt werden, während der Strafzeit, betreffend,

vom 14. April 1818.

V GOTTES Gnaden, Friedrich August, Kdnig ven Sachsen dc. v. 4.

hiebe getreue. Wir sind gemeyner, den bedürfteigen Familien der in Scrafanstalten

detinirt werdenden verabschiedeten Unteroffiziers und Gemeinen, welche Invalidenpensionen

geniessen, während der Strafzeit die Hälfte dieser Pensionen zukommen zu lassen.

Dem gemäs finden Wir für nöthig zu verordnen, daß in dergleichen Fällen, wenn

in Pension stehende invalide Soldaten in Zuchehausstrafe verfallen, von den beetreffenden

Gerichtsobrigkeiten jedesmal darüber: ob selbige Familie haben, auch, in welchen Ver-

mögensumständen sich solche befinde, bey der Kriegsverwaltungskammer Anzeige geschebe,
jedem dieser Sträflinge aber vor dessen Abführung in die Serafanstalt, das Pensionsbuch

abgenommen und zugleich mit sothanem Berichte eingesendet werde.

Hiernach haben sich sämmtliche Gerichtsbehörden hiesiger tande gebührend zu achten,
und geschieher daran Unser Wille und Meynung.

Dresden, am 14. April 13138.

Freyherr von Werthern.

Christian Ferdinand Kaiser 8.

Ausgegeden zu Dresden am 7. May 1318.
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Gesebsammlung
ornlretoe roen.

5.
s,-,whhpäGp

8.) Verordnung der Landesregierung,
die von den Obrigkeiten an die Kreishauptleute abzugebenden Steckbriefe und

tabellarischen Anzeigen betreffend,

vom 0. April 1318.

V. GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen rc. etc. ec.

Liebe getreue. Wir haben bereits vorhin verfuget, sowohl daß die wegen entsprunge—

ner Verbrecher oder sonst verdachtiger Personen erlassenen Steckbriefe sofort, wenn sie erlas—

sen und ehe sie in die öffentlichen Blätter eingerücke werden, von den Obrigkeiten niche

nur an denjenigen Gendarmeriekommissarium des Distrikts oder den Gendarmeriedirektor im

Kreise, welcher der Obrigkeit am nächsten ist, sondern auch an den nächsten Kommissa-

rium oder Oirektor derjenigen Gegend ausserhalb des Kreises, wohin sich der Eneflobene

vermuthlich gewendet baben dürfte, schleunigst eingeschicket, — als auch „ daß von den

Beamten, Stadträthen und Patrimonialgerichtsobrigkeiren an die Gendarmeriekommissarien

7!
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des Bezirks, mit dem Ablaufe eines jeden Monats, ktabellarische Anzeigen darüber: welche
Versügunsen von ihnen wegen der durch die Gendarmen Aufgegriffenen getroffen, und ob,

auch aus welchen Gründen, vielleiche einige derselben sofort wieder in Freiheit gesezt, so

wie uber dasjenige, was auf andere Anzeigen der Gendarmen in Erxpedicion gebracht wor-

den? eingereichet werden sollen. Es ist aber von den Kreishauptleuten verschiedentlich we-

gen der unterlassenen Befolgung dieser Vorschriften Beschwerde gefuhrt worden.

Da nun hieraus vielfache nachtbeilige Felgen für die Ausführung der poligzeilichen

Masregeln, und insbesondere für die Möoglichkeit der schleunigen Mitwirkung der Gendar-

men, enkstehen; so haben sämmtliche Beamee, Scaderäche und übrige Gerichtsobrigkeiten

die obigen Vorschriften kunftig, bei Vermeidung einer Strafe von Funf Thalern auf jeden

Uebertretungsfall, genau zu beobachten, und die obermeldeten resp. Steckbriefe und An-

zeigen, nach dermaliger Verfassung, resp. an die Kreis- und Amtshauptleute einzureichen.

Daran geschiehet Unsere Meinung. Gegeben zu Dresden, am 9. April 1818.

Freyherr don Werthern.

Friedrich Moßdorf 8.
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.) Verordnung der Landesregierung,
die Advocaten betreffend,

vom 20. April 1813.

Vor- GOTTGS Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. 2c. 4c

Wir haben die Zahl der in jedem Jahre zur Praxis zuzulassenden Sachwalter in Un-

serm Königreiche Sachsen von jetzt an, für die Zukunft auf Funf und Zwanzig festgesetzt

und zugleich, daß fuhrohin die Candidaten der juristischen Praxis nicht eher, als nach Ab-

lauf eines Jahres, vom Tage der ihnen uber das bestandene academische Examen ausge—

stellten Zeugnisse an zu rechnen, und nach vorgängiger Beybringung glaubwürdiger Acte-
state über die während dieses Jahres in der Rechtswissenschafe erlangte praktische Uebung,

zu Fertigung der wegen der Advocakcur nöchigen Probeschriften zugelassen werden sollen,

verordner, die Admission der Advocaten nach obiger Normalzahl aber, samme allen die

Suspension oder Remotion derselben oder deren Wiederaufpebung angehenden Beschlüssen

dem Ermessen Unsrer tandesregierung, von nun an anheim gestellet. n

Es wird daher solches den betreffenden Personen zu gebührender Nachachtung andurch

bekanne gemacht. Daran geschiehet Unsee Meinung. Gegeben zu Dresden, am

20. April 1818.

Frepherr von Werthern.

Christian Hefnrich August Schmid 8.

Ausgegeben zu Dresden am g. Juny 13138.





( 37 )

Gesetsammlung
1 für das

Königreich Sachsen.
0.

— — — —: — — 5. * 2 .

10.) Mandat
die Erhebung der Fleischsteuer in den Koniglich Sachsischen Landen betreffend,

vom 15. July 18 13.

W## Friedrich August, von GOXIES# Gnaden, König von
Sachsen 2c. c. 2c. kthun hiermict kund und zu wissen, wasmaasen Wir, nach vernomme-
nem Dafürhalten Unserer getreuen Stände, beschlossen Haben, wegen der in Unsern tanden, als
eine allgemeine Abgabe, eingeführten Fleischsteuer, nachstehendes Mandat ergehen zu lassen:

6. 1.
Gegenstand der Fleischsteuer.

Die Fleischsteuer wird vom Fleische alles Schlachtviehes erhoben.

C. 2.
Entrichtung derselben nach dem Gewichte.

Sie wird nach dem Gewichte des Fleisches und zwar nach Pfunden enerichtet.

C. 3.
Säbe, nach denen selbige entrichtet wird.

Sie wird entrichtec:
a.) mie Einem Pfennige für jedes Pfund Fleisch, welches der Eigenthümer des geschlachte-

ten Stücks zu seinem häuslichen Bedarf verbraucht;
b.) mit Zwei Pfennigen für jedes Pfund Fleisch, welches derselbe verkauft oder an öffent-

lichen Orten gegen Bezahlung verspeisen läße;
 (131
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c.) bei theilweise zum Genuß untücheigem Viehe nur mit der Hälste des Sabes und nur
von dem zur Speise kauglichen Fleische;

d.) mit Zwei Pennigen für jedes Pfund rohes Fleisch, welches aus dem Auslande oder
aus denjenigen Theilen hiesiger tande, wo die Fleischsteuer nicht statt findet, eingebracht wird, und

· e.) mit Vier Pfennigen fur jedes Pfund gerauchertes Fleisch, Speck oder Wurst, welches
eben daher eingehet.

¾ 4.
Besondere Bestimmungen deshalb.

a.) Fleischhandler, Bankschlachter, Gast- und Speisewirthe, entrichten fur jedes von ih—
nen geschlachtete Stück, auch wenn dasselbe nur zu ihrem häuslichen Verbrauch bestimmt ist,
Zwei Pfennige vom Pfunde.

b.) Wenn mehrere Personen gemeinschaftlich ein Seück schlachten, so entrichten sie vom
Pfüunde Zwei Pfennige, jedoch in dem Falle ausnahmeweise nur Einen Pfennig, wenn der

Genossen nicht über fünf sind, dieselben an einem Orte wohnen, keiner von ibnen
Fleisch verkauft oder an einem offentlichen Orte gegen Bezahlung verspeisen läßt.

Feblt eine dieser Bedingungen, so sind Zwei Pfennige vom Pfunde zu entrichten.

C. 5.
Wann und wohin die Fleischsteuer zu entrichten sey.

Die Fleischsteuer wird für jedes im tande geschlachtece Stück, sosort nach erfolgeer Wie-
gung desselben, an die Fleischsteuereinnahme des Orrs, wo selbiges geschlachter worden ist, und
für das vom Auslande, oder sonst ohne Erweiß der erlegten Fleischsteuer eingebrachte Fleisch,
in den nächsten zwölf Stunden nach erfolgter Einbringung in den Ort, wo solches verzehrt wer-
den soll, an die Fleischsteuereinnahme dieses Orks enerichtet.

. 0.
Verfahren bei dem Schlacheen.

Bevor ein Sltück geschlachret werden darf, muß von dem Fleischsteuereinnehmer des Orts
ein Erlaubnißschein hierzu (ein sogenannter Stichzettel) erholt werden, welcher unentgeldlich ge-
geben wird; auch dürfen nur solche Personen zum Schlachten genommen werden, welche nech
. 22. dazu von Obrigkeits wegen ermächtiger ind.

S. 7. .

Legitimation derer, welche ein Stuck gemeinschaftlich schlachten.
Wollen diejenigen „welche ein Stuck gemeinschaftlich schlachten, auf den Vortheil Anspruck

machen, nur Einen Pfennig vom Pfunde an Fleischsteuer zu entrichten; so haben sie, bei Ab
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holung des Seschzerkels (§. 6.), dem Flelschsteuereinnehmer ihre Rahmen schrifilich anzugeben
und die Richtigkeic der Bedingungen zu bescheinigen, unter welchen ihnen nach §9. 4. b. dieser
Wortheil zustehr, insofern selbige dem Einnehmer niche bereits bekannt sind.

". B.
Verfahren im Bezug auf das Wiegen des Fleisches.

Das geschlachrete Stück ist von dessen Eigenehümer binnen 24 Stunden, nachdem es ge-
schlachtet worden, auf die öffentliche Fleischwage zu bringen und in Gegenwark des Fleisch-
steuereinnehmers zu wiegen.

Hierbei wird gestatcet, daß von Ochsen, Kühen und Kalben nur eine Halfee, jedoch ohne
einigen Aueschnitt und mic dem Halse, Röückgrathe und Schwanze, zur Wage gebracht und
das doppelee Gewiche dieser Hälfte als das Gewiche des ganzen Stücks angenommen werde.

Dagegen sind alle andern Stücke im Ganzen mit dem Kopfe, dem Rückgrathe und den
Füssen, auch ohne Ausschnicc der Kehle, des Bauchs oder Specks, zu wlegen.

. .
Von den Kleinodien.

Die sogenannten Kleinodien werden niche gewogen.
Hierunter sind zu verstehen:

bei Ochsen, Kühen und Kalben, der Kopf, die tunge, die teber, das Herz, die
Kaldaunen, die Flecke, der Magen und die Fusse; «

bei den ubrigen Stucken Schlachtvieh aber, das Geschlinge, der Magen und das Gekrose.
6. 10.

Wie das Gewiche derselben angenommen werde.

Das Gewiche der Kleinodien wird angenommen:
bei einem Rinde von 00 bis 200 Pfufsiden Gewicht, zu 32 Pfunden,
bei einem Rinde von 201 bis 300 Pfunden Gewiché, zu 40 Pfunden,
bei einem Rinde von 301 Pfunden Gewiche und darüber, zu 50 Pfunden,
bei einem Schweine unter 00 Pfunden Gewicht, zu 15 Pfunden,
bei einem Schweine über 60 Pfunde Gewicht, zu 18 Pfunden,
bei einem Kalbe, und den übrigen kleinen Stücken, zu 6 Pfunden.

C. 11.
In wie weit selbige versteuerk werden.

Die Kleinodien werden nur von denjenigen Srücken versteuert, welche von Fleischhändlern,

Bankschlächtern, Gast= und Speisewirthen geschlachtet werden, und zwar mic Zwei Pfennigen
vom Pfunde.

1 8 I
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ß. 12.
Bescheinigung der erfolgten Entrichtung der Fleischsteuer.

Wenn das Fleisch gewogen und hiernach die Fleischsteuer entrichtet worden ist, hat der Ein-
nehmer auf dem, nach §. 6. ertheilten Stichzertel das Gewicht des geschlachteten Stücks und die
erfolgte Bezahlung der Steuer zu bemerken, sodann aber diesen Zertel dem Eigenthümer des
Fleisches als Quittung zurück zu geben.

g. 13.
Befreiungen von der Fleischsteuer.

Von der Fleischsteuer sind befreiet:
1.) Die Rittergutsbesitzer in Ansehung dessen, was sie auf ihren Rittergutern, welche

wirklich mit Ritterpferden verdient werden, schlachten;
2.) die sammtlichen, in Diensten der adlichen Rittergutsbesitzer stehenden, innerhalb oder

ausserhalb des Rirtersißes wohnenden Offizianten. Jedoch erstreckt sich diese Befreiung ledig-
lich auf bie, diesen Offizianten geordneten Fleischdeputate;

S.) die wirklichen Priester und Schullehrer, welche in Kirchen und Schulen sich in amrli-
cher Thäcigkeik befinden;

4.) alle zu frommen oder gemeinnütigen Zwecken bestehenden kandes= oder Communal-
Anstalten, nahmentlich die Armen= Kranken-Zuche= und Waisenhäuser, die öffentlichen Schu-
len, das Convictorium auf der Universität zu teipzig und die Anstalten, welche vom Staate zu
Verpflegung des einheimischen oder fremden Militairs eingerichtet worden sind.

Die dießfallsige Befreiung erstrecket sich nur auf dasjenige Vieh, welches als Eigenthum
obiger Anstalten und zu deren eigenem Verbrauch geschlachtet wird, nicht aber auf das von
Fremden gegen Bezahlung dahin gelieferte Fleisch.

Es geniessen jedoch diese Anstalten die Befreiung in der Maaße, daß sie zwar gehalten
sind, die Fleischsteuer zu erlegen, aber die Restitution des Steuerbetrags auf die, von der vor-
gesetzten Behörde, als zum eigenen Gebrauch bescheinigte Consumtion erhalten sollen.

Die von der Enerichtung der Fleischsteuer befreiten Personen bleiben auch mit Erholung der
 6. vorgeschriebenen Seichzettel und mie der Verwägung des Fleisches auf der öffentlichen
Fleischwage verschont.

. 14.
Scrafen bei Uebertrecung des Mandats.

Wenn ein Stück geschlachtet wird, ehe hierzu der Srichzertel (§. 6.) erlangt worden ist,
oder wenn der Schlachter nach . 22. zum Schlachten nicht legitimirt ist; so wird der Schlach—
ter um Funf Theoler —bestraft, welche, falls sie nicht sofort von felbigem einge—
bracht werden konnen, vom Eigenthumer des Stucks erlegt werden mussen.
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Diese Serafe sindee jedoch nicht State, wenn der Eigenehümer des Stücks bescheinige, daß
solches wegen Beschädigung oder Krankheic plötzlich und ehe der Scichzettel erlangt werden konnte,
habe geschlachtet werden müssen. Die Fleischsteuer wird für hinterzogen geachter,

1.) wenn das geschlachtere Stück nicht binnen 24 Seunden „ nachdem es geschlachtet worden
ist, zur Wage gebracht wird;

2.) wenn das vom Auslande, oder von denjenigen Theilen hiesiger lande, wo die Fleisch-
steuer nicht Statt findek, eingebrachte Fleisch niche in den nächsten zwölf Stunden nach erfolg-
ter Einbringung in denjenigen Orc, wo selbiges verzehret werden soll, bei der dasigen Fleisch=
steuereinnahme zur Versteuerung gemeldet wird;

3.) wenn das angeblich zum eigenen häuslichen Bedarf bestimmee und daher nur mie
Einem Pfennige vom Pfunde versteuerte Fleisch nachher verkauft oder zur Verspeisung an offent-
lichen Orten gegen Bezahlung verbraucht worden ist;

4.) wenn in dem Falle, daß mehrere Personen ein Seück gemeinschaftlich geschlachtet und
nur Einen Pfennig vom Pfunde an Fleischsteuer entrichtet haben, sich nachher ergiebr, daß sie
nach den Bestimmungen §. 4. b. Zwei Pfennige hätten entrichten sollen; und

5.) wenn von dem Fleische, welches nach H. 15. der Fleischsteuer niche uncerliege, etwas
an Andere verkauft worden ist, welche die Befreiung von der Fleischsteuer nicht genießen.

Von demjenigen, welcher auf eine oder die andere Weise die Fleischsteuer hinterzogen oder
verkürzt hat, ist nicht nur der #ir entzogene Betrag nachzuzahlen, sondern auch für jedes Pfund
Fleisch, bei welchem dieses Ungebuhrniß statt gefunden hat, eine Strafe von Zwei Gro-
schen zu erlegen. Wenn das Gewicht des Schlachtviehes nicht sofort ausgemittelt werden
kann, so soll angenommen werden, daß

1 Ochse 25950.
1 Kuh 200
1 Kalb 30
1 Schôps oder Bock 20 =
1 Schwein 70 = und

1 Ziege oder tamm 10 Pfunde
gewogen habe.

G. 15.
Behörden zur Erhebung der Fleischsteuere:

Die auf die Erhebung der Fleischsteuer Bezug habenden Angelegenheiten sind der obeesten
leitung des Geheimen Finanz-Collegii übertragen. Die Erhebung selbst wird durch tocalein=
nehmer besorgt, welche das Collegium bestellt.
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Die Gerichesobrigkelken sind verbunden, dem Colletzio, auf Verlangen, Personen vorzu-
schlagen, welchen die Fleischsteuereinnahme in ihrem Gerichtsbezirke mit Sicherheie anvertraut
werden kann.

S. 10.
Verpacheung der Fleischsteuer.

Befundenen Umständen nach werden die Fleischsteuern in einzelnen Orken oder Bezlrken
verpachter, und dann die Steuerpflichtigen an die Pächrer verwiesen werden.

6. 17.

Grundsäße bei der Verpachtung.

Bei Verpachtung der Fleischsteuer wird der Commun, und nach dieser, der Fleischhauer—
innung des Ores, wo der Pacht statt finden soll, der Vorzug vor Andern gegeben, auch der
Pacht über einzelne Orte dem über ganze Bezirke vorgezogen.

 **-

Wie die Pachegelder von den Communen, als Pächtern,
aufzubringen sind.

Wen eine Commun die Fleischsteuer ihres Orts pachter, so bleibe zwar ihr, uncer tei-
tung der Ortsobrigkeit, überlassen, ob sie unter sich eine Abgabe vom Fleische erheben, in wel-
cher Maaße und durch wen sie solches bewerkstelligen und uberhaupt, wie sie die zu entrichrenden
Pachtgelder aufbringen wolle.

Jedoch ist, falls, zu Bezahlung der lebtern, Anlagen gemacht werden müssen, von der
Obrigkeit darauf zu sehen, daß selbige weder auf das Grundeigenthum gelege, noch blos nach
den Köpfen vertheilt werden, sondern der murhmaaßliche Fleischverbrauch jedes einzelnen
Consumenten als Maaßstab angenommen werde.

G. 19.
Behörden zur Untersuchung und Bestrafung der Uebertrekung

dieses Mandats.
Mie der Untersuchung und Bestrafung aller derjenigen Falle, in welchen diesem Mandate

entgegen gehandelt worden ist, soll es in der zeitherigen Maaße folgendergestalt gehalten werden:
a.) betrifft die Untcersuchung unmitkelbare Uncerthanen, so gehört solche vor Unsere Instis=

emter und bei schriftsaßigen Personen vor das Bezirksamt, Kraft hierzu ertheilten beständigen
Auftrags;
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b) beertfft die Uncersuchung aber mittelbare Unkerehanen in den Städten oder auf dem
gLande, so sind folgende zwei Fälle zu unterscheiden:

aa.) wird die Hinterziebung oder das sonstige Vergehen durch Unsere Fleischsteuereinnehmer
und in Eid und Pflicht stehende Diener, im Fall der verpachteten Fsteischsteuer aber
enrweder durch solche Personen, welche von den Pächtern mit der Erhebung und Ver-
einnahmung der verpachkteten Fleischsteuer beauftragt sind und mithin die Scelle Unserer
Fleischsteuereinnehmer vertreten, oder bei Individualpächten durch den Pachter selbst
entdeckt und angezeigt, so gehört die Untersuchung und Bestrafung für Unsere Justit=
amter und unmittelbaren Gerichte;

bb.) erfolge aber die Anzeige durch die Patrimonialgerichte selbst oder andere im Obigen
nicht benannte Personen, so mag die Untersuchung und was davon abhänge, bei den
Patrimonialgerichten verbleiben, jedoch, daß dabei allenthalben nach Vorschrift gegen-
wärtigen Mandats verfahren werde. Auf eingewandte Appellationen ist vom Justitz-
amte an das Geheime Finanz-Collegium zu berichten.

–

8. 20.

Bestimmung der Strafgelder.

Alle wegen Uebertretung dieses Mandats verwirkte Geldstrafen sind dem landesherrlichen
Fisco verfallen. Dem Geheimen Finanz-Collegio ist anheim gestellt, selbige in einzelnen
Fallen zu ermaßigen oder zu erlassen.

Von den wirklich eingebrachten Strafgeldern erhalt derjenige den vierten Theil, welcher
den Uebertrecungefall entdeckt und zur Untersuchung angezeigt hat, auch wenn selbiges amts—
wegen geschehen ist.

8. 21.
Aufhebung der bisherigen Gesetze und Ansrdnungen der Fleischsteuer.

Durch dieses Mandat werden alle bisherige, wegen der Fleischsteuer erlassene Gesetze und
Anordnungen, so wie die bestandenen, in dem 13. 8. nicht enthaltenen Befreiungen aufgeho—
ben, insbesondere wird dadurch die Freiheit wieder hergestellt, das bereits versteuerte Fleisch
aus einem Orte in den andern und aus einem Amte in das andere innerhalb Landes zu bringen,
ohne daß hierbei die Fleischsteuer nochmals erlegt werden muß. Es ist jedoch jedesmal durch
die Quittung der Fleischsteuereinnahme oder der Fleischsteuerpächcer beizubringen, daß von die-
sem eingebrachten Fleische die Fleischsteuer entrichtet worden sey. Hierbei bleibt aber das
Hausiren mit Fleisch als polizeiwidrig verboten.
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ß. 22.
Legitimation der Schlachter.

Es bedarf zwar einer eidlichen Verpflichtung der Schlachter auf das Mandat weiter
nicht, dagegen ist jedem Schlachter, wenn er von der Obrigkeic zu Betreibung des Schlach-
tens angenommen und bestellet wird, von dieser Obrigkeic hierüber ein tegitimationsschein aus-
zufertigen und solchem ein Abdruck dieses Mandats beizufügen.

Wir befehlen hiermie allen Unsern Uncerthanen, sich in allen Punkten nach obigen Vor-
schristen zu achten und auf keine Weise etwas dagegen zu thun oder zu gestatten.

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Mandat eigenhändig unterschrieben und Unser Königl.
Siegel vordrucken lassen.

So geschehen und gegeben zu Dresden, am 13. July 1818.

Friedrich August.

Wilhelm Freoherr von Gutschmid.

Carl August Wilcken 8.

Ausgegeben zu Dresden am 25. July 1818.
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Gesetzssammlung
für das

Königreich Sachsenxnn.
7.

1.) Avertissement

der alterbländischen Stände, die Verzinsung und den Tilgungsfonds der altern und

neuern landschaftlichen Obligationen sowohl, als der, von dem Konigreiche Sachsen

zu vertretenden Candescommissionsscheine, ingleichen die Bekanntmachung der, mit den

diesfallsigen Angelegenheiten beauftragten ständischen Deputirten betreffend)

vom 25. Juny 1313.

1.
Die Stande der alten Erblande des Konigreichs Sachsen sind bei gegenwartiger Landesver-

sammlung angelegentlichst bemuht gewesen, die hauptsachlichsten Hindernisse zu beseitigen, welche

der Verloosung und Ruckzahlung der ältern Steuercapitalien aus der standischen Steuercredit—

casse entgegen stehen. Und obschon vor Beendigung der, mit der Konigl. Preußischen Regie-

rung, in Gemäsheit des Wiener Friedenstractats , zu bewerkstelligenden Abeheilung der #andes-

schulden, eine sofertige Bestimmung, in welcher Maaße die Befriedigung der Seeuergläubiger,
Co!
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in Hinsicht der Capicalszahlungen, diesseits einereten möge, zu creffen unehunlich gewesen ist;

so sieht man sich jedoch in den Scand gesetzt, hierdurch zu erklären, daß, neben pöänktlicher

Abführung der Zinsen in den gewöhnlichen Terminen, die Verloosung der zurückzuzahlenden

Sceuercapikale zu Ostern 1821. eintreten, auch die Zahlung der, an diesem Termine auszu-

loosenden Capikalien, zu Michaelis 1821. erfolgen wird; und behalten sich die Stände vor,

das Nähere vor Ostern 1821. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen,

2.

So viel demnächst die im Jahr 181 1. und 1812., bis zur Höhe von 6 Millionen Tha-

ler, creirten neuen landschaftlichen Obligationen anlangt, so ist, durch die seit dem Jahre

1812. das kand betroffenen Ereignisse, die Fortführung des, zu Deckung dieser Anleihe, im

Jahr 1812. begründecen neuen Sceuersystems unterbrochen worden, und es ist daher niche

möglich gewesen, der Sceuercreditcasse, ausser den zur Aberagung der Zinsen erforderlichen

Summen, einen diesfallssgen Tilgungsfonds zu Zurückzahlung dieser Capitalien zu überweisen.

Es haben jedoch die Stände bei dermaliger tandesversammlung sich zur wichtigsten Pflicht ge-

mache, für die baldigste Ausführung dieses neuen Sceuersystems die größte Sorge zu tragen.

Daher werden nicht nur die Zinsen dieser neuen Landesschulden, wie bisher, in den festgeses-

ten Terminen bezahlt, sondern auch die bereitesten und sichersten derjenigen Abgaben, welche

nach diesem, auf gleichmäßige Besteuerung aller Scaatsbürger begründeten, Seeuersystem erhoben

werden, der Steuercreditcasse, zu einem wenigstens auf 1 pro Ceot zu bestimmenden Til-

gungsfonds, zu successiver, mit dem Termine Michaelis des Jahres 182 1. beginnender Ab-

tragung dieser neuen handesschulden, so weit dieselben dem Königreiche Sachsen verbleiben,
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(berlassen werden. Auch hierüber soll, mie Berücksicheigung der inzwischen erfolgten Ausein-

andersetzung mit der Königl. Preuß. Regierung, vor Ostern 1821. eine Bekannemachung er-

folgen.

.

Im übrigen wird zur Sicherstellung der Inhaber der, bis zur Höhe von

700000 Thalern

ausgestellten tandescommissionsscheine, welche durch die unkerm 23. Julp vorigen Jahres mie

der Königl. Preuß. Regierung, wegen der Peräquations= und Cencralsteuercassen=Angele-

genheiten, abgeschlossene Convention, von dem Königreich Sachsen allein zu vertreten über-

nommen worden sind, andurch erklärt, daß, mit Genehmigung Sr. Königl. Mojestät, diese

Scheine den, im vorstehenden Paragraphen erwähnten, neuen landschaftlichen Obligacionen, in

Hinsicht der Abtragung der Zinsen und des Tilgungsfonds, gänzlich gleichgesetzt worden, und

daher als eine von den Ständen der alten Erblande anerkannee neue landesschuld zu betrach-

ken sind.

4.

Endlich ist annoch bekannt zu machen, daß die dermalen mie Besorgung der Steuercredit-

cassen=Angelegenheitenim Königreich Sachsen beauftragken ständischen Depucirte folgende sind:

aus der Ritterschaft:

Herr Christian Adolph von Heynitz) auf Heynitz, aus dem Meißner Creise,

Herr Elaus Moritz Freyherr von Taube) auf Neukirchen, aus dem Erzge-

birgischen Creise,
(15%1
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Herr Anton Siegmund Justin von Böhlau, auf Haubitz, aus dem Leip-
ziger Creise,

Herr Carl Gustav Freyherr von Beust) auf Thoßfell, aus dem Voigtländi-

schen Creise;

als deren Substicuten auf den Todesfall oder bei Verhinderungen:

Herr Gustav Adolph von Schönberg, auf DTanneberg, aus dem Meißner Creise,

Herr Carl von Romer, auf Neumark, aus dem Erzgebirgischen Creise,

Herr Hanns Adolph Heinrich Job von Carlowitz, auf Falkenhapn, aus
dem teipziger Creise,

Herr Wilhelm Ernst von Brandenstein, auf Sachsgrün, aus dem Voige-
ländischen Creise;

von den Seädten:

Die Vier Creisstädte

Eeipzig, Dresden, Zwickau und Plauen.

Dresden, am 25. Juny 1318.

Unter Sr. Königl. Mafestät von Sachsen
allergnadigster Genehmigung, von wegen sämmt-
licher alterbländischer Stände von Nitterschaft und
Städten.
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12.) VerordnungderLandesregierung,
die uber die Veranlassung einer Feuersbrunst, in Gemäeheit des Generalis vom

21. July 1804. anzustellende genaue Untersuchung und deöhalbige
Berichtserstattung betreffend,

vom 27. Juny 1618.

B. GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen rc. . 2c.

Liebe getreue. Wir finden Uns bewogen, die Ortsobrigkeiten alles Ernstes anzuwei—

sen, die Veranlassung einer entstandenen Feuersbrunst, jedesmal, mit Befolgung der

diesfalls in Unserm Generali vom 21. July 1804. §. 5. Ut. a., enthaltenen Anweisin.

gen, moglichst genau und vollständig zu uncersuchen und in den, von dem Resultate dieser

Untersuchung, zu erstatrenden Berichten auch, wie hoch die Gebäude desjenigen Einwohners,

bei welchem das Feuer zuerst ausgebrochen ist, bei der Brandversicherungsanstalt assecurirt

gewesen? und insbesondere, ob einige Zeit vor dem Brande eine Erhohung ihrer Werths—

angabe erfolgt? auch wodurch solche motivirt worden sey? mit anzuzeigen. Daran ge—

schiehet Unfre Meinung. Gegeben, Dresden, am 25. Juny 1818.

Freyherr von Werthern.

August Benjamin Müller 8.
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13.) Verordnung der Landesregierung,
die von den Obrigkeiten den Physicis oder andern verpflichteten Aerzten, wegen

genquer Beobachtung der in dem Generali vom 8. April 1707. enthaltenen Vor-

schriften bei vorkommenden Untersuchungen, Besichtigungen und Sectionen,
zu ertheilende Anweisung betreffend,

vom 26. Juny 1818.

Vo GOTESGnaden, Friedrich August, Köntg von Sachsen 2c. 2c. 2c.

Ntiebe getreue. Wir erachten für nöthig, die Obrigkeiten hiesiger ande hierdurch an-

zuweisen, die zu den bei ihnen vorkommenden, dahin geeigneten Criminal= und Polizeifäl-

len bestellten Physicos an die genaue Befolgung Unsers unterm 8. April 1797. ergange-

nen Generalis,

daß sie nämlich bei den ihnen überkragenen Untcersuchungen, Besichtigungen und

Sectionen, so wie bei Abfassung der visorum reperlorum und des hierauf ge-

gründeten medicinischen Gutachtens, mic möglichster Aufmerksamkeit und Gewis-

senhaftigkeit verfahren und insbesondere bei letzterm allen voreiligen, unbestimm-

ten, mit völliger Ueberzeugung nicht zu behaupkenden Folgerungen und Aeuße-

rungen, welche auf Enescheidung der Hauptsache Einfluß haben konnen, sich gänz-
lich enebalten, mithin das zu ertheilende Gutachten zwar bestimme und vollstän-

dig abfassen, jedoch lediglich darauf, was aus den bei der Untersuchung zuver-

lässig befundenen Umständen und Thatsachen, nach richtigen medicinischen und
sonst dabey anzuwendenden Grundsätzen gefolgere werden mag, einschränken sollen,

ernstlich zu erinnern, und sie zu bedeuken, dieser ihnen bei ihrer Bestellung zu ertheilen

gewesenen Anweisung, bei Vermeidung, daß sie außerdem, wenn nachher bei der von dem-

jenigen Dicasterio, in welches die desfallsigen Akten zum Verspruch gelangen, in Gemäs=
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heit Unsers unterm 3. April 1707. an die Dicasteria ergangenen Reseripts, mie der me-

dicinischen Facultät zu pflegenden Communication, von lehterer das abgegebene Gutachten

für binlänglich begründet, niche gefunden werden möchte, diesfalls besonders zur Verank-

wortung werden gezogen werden, gebührend nachzukommen.

Diese Anweisung und Bedeutung haben die Ortsobrigkeiten jedesmal niche nur denje-

nigen, welche in Zukunfe für ihren Gerichesbezirk als Physici wirklich angestelle werden,
sondern auch, daferne bei einer zu veranstaltenden Besicheigung oder Section ein anderer

verpflichrerer Arze adhibirt wird, diesem, nach fernerm Inhalte des angezogenen Generalis,
zu ertheilen, im letzten Falle aber darüber eine Registratur zu den betreffenden Akten za

bringen.

Hiernach haben sich Unsere sämmtlichen Beamten, Scaderäche und andere Obrigkeiten
gebuhrend zu achten und geschiehet daran Unser Wille und Meinung.

Gegeben, Dresden, am 26. Juny 1818.

Freyherr von Werthern.

August Benjamin Müller 8.

Busgegeben zu Dresden am 275. July 131.
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Gesetsammlung
für das

Königreich Sachsen.
6.

—

—

14.) Verordnung der Kriegs-Verwaltungs-Kammer,
die Aufsuchung und Einlieferung der, bei den Uebungen der Artillerie, verschossenen

eisernen Munition betreffend,

vom 24. July 1318.

V. GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen cc. . 4c.

Wir wollen fur die Aufsuchung und Einlieferung der, bei den Uebungen der Artillerie,

verschossenen eisernen Munition „ohne Unterschied, ob solche von dem dazu commandirten

Militair, oder von Civilpersonen zuruckgebracht wird, aus dem Fouds der Ordinariorum

bes Hauptzeughauses fuhrohin folgende Gratificationen abreichen lassen, als:

Einen Groschen fur eine Canonenkugel,
von jedem

Einen Groschen, Sechs Pfennige, fur eine Grenade oder Brandkugel,
Caliber, und

Zwei Groschen fur eine Bombe,

Einen Pfennig fur eine Kartatschenkugel.
(rol
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Dabei verordnen Wir, daß die Finder solcher eiserner Munition selbige vollständig zum

Hauptzeughause abliefern, und, bei Vermeidung ernster Ahndung, weder anderwärts ver-

kaufen, noch für sich zurückbehalten, ingleichen daß die Civilpersonen, während des Schies-

sens und so lange das Militair mit der ihm anbefohlnen Aufsuchung der verschossenen Mu-

nition beschäftigt ist, sich des Aufsuchens derselben gänzlich enthalten sollen.

Es wird daher solcheszuJedermanns gebübrender Nachachteung andurch bekannt

gemacht.

Daran geschiehet Unsere Meinung. Gegeben zu Dresden, am 24. July 1818.

don Zeschanu.

Moris Wilhelm Becker, 8.
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15.) Verordnung der Landesregierung,
das Ein= und Abgangs-Bureau bei der Hof= und Jußtitiencanzleiunddas

Sportelwesen betreffend,

vom 1 5. August 18 1 8.

Vou GOTGS Enaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. 7c. 4c.
Wir haben, zur Erleichterung der Uebersicht bei dem Ein= und Abgange der Sachen, bei

der Canzlei Unsrer Landesregierung und möglichster Vermeidung aller Unordnung hierbei, Fol-
gendes beschlossen und zur Nachachtung festgesetzet:

#1.

Bei der Canzlei Unster andesregierung soll vom 1. September 1818. an, ein Ein-
und Abgangs-Bureau bestehen.

2.

Dieses Bureau ist dazu bestimme, alle an Unsere #andesregierung gelangende Sachen an-
zunehmen und die von Derselben abgehenden Sachen, ohne daß dabei fernerhin eine Einmi-
schung von Agenten statt sinden darf, unmittelbar an diebetreffenden Behörden oder Interes-
senten zu befördern.

5r

Zu Erleichterung der Geschäfte im Bureau wird verordnek, daß in allen Berichten, An-
zeigen, oder Gesuchen, auf der Rückseite der Betreff der Sache kürzkich bemerke, bei erfor-
derten Bericheen aber zugleich die, auf der ersten Seite der erlassenen Verfügung befindliche
Nummer angegeben, auch mit jeder Sache ein besonderes Verzeichniß der etwa beigefügten Ak-
cten und Beilagen eingereichet werde. Betragen jedoch diese Akten und Beilagen nicht über
vier Stück; so kann das Verzeichniß derselben auf die Rückseite der Eingabe gebracht werden.

4.
Da bei den, durch das Bureau zu besorgenden Sachen die Dazwischenkunft der Agencen,

zur Ueberreichung, Sollicitation oder Nachfrage, unnöthig, zu Bewirkung der Ablösung oder
des Abganges aber ganz unzulässig ist; so sollen die, den Agenten, für die Besorgung der Ein-
gabe und des Abganges, zeither gestatteten Gebühren hinwegfallen, dagegen sollen 2 Gr. für
den Vingang und 2 Groschen für den Abgang jeder sportulirten Sache für Rechnung der Spor-
telcasse liquidirt und erhoben werden.
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5.

Alle diejenigen, welche als Interessenten oder Sachwalter bei Unsrer Landesregierung Ge—
schafte betreiben, oder Gesuche anbringen, sollen, sebald in der Sache Resolution gefasset wor-
den ist, von dieser entweder durch die betreffenden Unterbehorden oder unmittelbar durch das
Bureau Nachricht erhalten. In dem letztern Falle wird ihnen die Resolution unter dem klei-
nern Canzleisiegel unfrankirt durch die Post zugesendet.

0.
Die Stempelgebühren, Sporkeln und Copialien für die, durch das Bureau beförderten Sa-

chen, werden aussen auf dem Rescripte mit Buchstaben bemerkt. Sie sind von den Interessen-
cen durch diejenige Behörde einzubringen, an welche das Reseripe gerichtet ist, und bei Com-
missionsbehorden, durch das Directorium Actorum.

Diese Behörden haben die Sportelbeeräge mie dem Schlusse des jetigen Jahres und sodann
mie dem Schlusse jeden Vierceljahres an die Sportelcasse der tandesregierung zu berechnen und
gegen Quikkung des Sporteleinnehmers einzuliefern, auch jedesmal, nach Vorschrife des un-
cerm 23. Octbr. 1813. ergangenen Generalis, ein vollständiges Verzeichniß der aussenstehenden
Reste mit einzureichen.

Es sind jedoch die, in den Monaken Sepkember, October und November dieses Jahres und
künftig die, in den ersten beiden Monaten jeden Quartals eingehenden Sporteln, mit Ablauf
jeden Monats,gegen Inrerimsbescheinigung des Sporkeleinnehmers, an die gedachte Sportel=
casse einzusenden und diese Interimsbescheinigungen bei der nächstenQuarkalrechnung anstatt
baaren Geldes zuzurechnen.

Nur bei denjenigen Sachen, welche durch die hiesige Post abgehen und bei denen die Spor-
keln nicht über zwei Thaler betragen, wird der Sportelbetrag von dem Sporteleinnehmer un-
mitctelbar bei dem Hofpostamce erhoben, welchem in diesem Falle für den geleistecen Verlag noch
Ein Groschen vom Thaler gebühret.

Hiernach haben sich sämeliche Behörden und alle, die es sonst angehet, gebührend zu
achten und es geschiehet daran Unser Wille und Meinung. Dresden, am 13. August 1813,

Freyherr von Wertkhern.

Christian Heinrich August Schmid, 8

Ausgegeben zu Dresden am 20. August 1313.
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Gesetzsammlung
Königrtea Sagsen.

0.

16) Regulativ
uber die kirchlichen Rechtsverhaltnisse der evangelisch-reformirten Glaubensgenossen

in den Kdnigl. Sachsischen Eanden,

vom 7. August 1818.

I.) Bestand der reformirten Kirchengemeinden.

S 1.
A#u im biesigen Königreiche wohnhafte Untcerthanen, welche sich zur reformirten Confession

bekennen, mögen bei Rcligions= und kirchlichen Handlungen an eine der beiden, jent zu Dres-
den und teipzig bestehenden, öffentlichen reformirten Kirchengemeinden sich halten. So wie an
die zu Dresden hiermit sämmrliche reformirte Glaubensgenossen, welche in den, dem Ober-Con-
Sistorio untergebenen Ephoral-Dicesen, ingleichen in dem, bei dem Königreiche verbliebenen An-
theile der Oberlausitz ihren wesentlichen Aufenthalt haben, gewiesen werden; also haben an leß-
tere alle diejenigen Unterthanen besagker Confession, welche in den übrigen Theilen des König-
reichs wesentlich wohnhaft sind, sich anzuschliessen.

b. 2.
Die Einrichtung neuer Kirchen und Gemeinden ausserhalb Dresden und teipzig ist den re-

formirten Religions-Verwandten, wenn sie dazu zahlreich und vermögend genug sind, im All-
1111
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gemeinen gestattct. Es ist aber in vorkommenden Fällen die Genehmigung Sr. Königlichen
Majestät dazu nachzusuchen, auch jedesmal der Umfang der äussern Verhältnisse solcher neuen
Religionsanstalten zu bestimmen.

II.) Allgemeine Rechte der reformirten Kirchengemeinden im Stagce.

8. 5.
Vorbemerkten reformirten Kirchengemeinden steht die freie und ofsentliche Ausubung ihres

Gottesdienstes, wie bereits mittelst Mandats vom 18. Marz 1811. zur allgemeinen Wissen—
schaft gebracht worden, in gleicher Maase, als den augsburgischen Confessionsverwandten, zu,
so wie auch die einzelnen Gemeindeglieder ohne Einschrankung dieselben burgerlichen und politi—
schen Rechte zu geniessen haben, welche den andern christlichen Religions-Partheien zukommen.

Es konnen daher dieselben unter andern auch das Eigenthum unbeweglicher Guter erwer—

ben, und reformirte Lehnsinhaber das, mit den erworbenen Rittergutern verbundene Patronat—
recht uber evangelisch-lutherische Kirchen und Schulen in gleicher Maase ausuben, wie solches

den katholischen Lehnsinhabern unter dem 24. Julius 1807. nachgelassen worden ist.

III). Behorden.
. 4.

Die Wahrnehmung und Handhabung der Rechte der hochsten Gewalt in Kirchensachen der
reformirten Glaubensgenossen ist im Allgemeinen und in erster Instanz dem Koniglichen Kir—
chenrathe zu Dresden ubertragen; so wie insonderheit die oberrichterliche Gewalt in geistlichen
Rechtssachen, bei eingewandten Appellationen, von der Koönigl. Landesregierung und resp. dem
Appellations-Gerichte verwaltet wird, als wohin jene Sachen in Appellations-Fällen von den

Consistorien verfassungsmäsig gelangen.
ß. 5.

Obschon die allgemeine Gleichstellung der reformirten Confessions- Verwandten mit den evan-
selisch lurberischen Glaubensgenossen es vonselbst mie sch bringt, daß erstere in kirchlichen und
geistlichen Sachen dieselbe Befreiung von der welelichen und fremden Gerichtsbarkeit, welche
den letztern in solchen Dingen der eingeführten Verfassung nach zustehr, geniessen, so bleibt den-
noch vor der Hand, und so lange, His die bestehenden reformirten Gemeinden zahlreich und ver-
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mögend genug sind, ein eignes, mit den nöchigen seistlichen und rechesgelehrken Mitgliedeen
und dem Canzlei-Personal gehörig versebenes geistliches Geriche, unter allerhöchster Bestätigung,
zu errichten und zu besolden, den evangelischen tandes-Consistorien die Ausübung der geestlichen
Gerichesbarkeik über die, in ihren respectiven Sprengeln befindlichen reformirten Unterthanen in
der zeicherigen Maase vorbehalten. Dahingegen sollen, wenn Glaubenssätze oder religiöse Ue—
berzeugungen und besondere Principien des evangelisch--reformirten Kirchenrechts in Frage kom-
men, ein oder mehrere reformirte Beisiher bei der Enescheidung solcher Sachen zugezogen wer-
den. Eben dieses soll auch in zweifelhaften oder streitigen Rechtesachen überhaupc, wenn Par-

tbeien der reformirten Religion interessirt sind, auf Verlangen und auf Kosten derselben, statc
finden. Es verstehe sich jedoch von selbst, daß dergleichen zuzuziebende Beisiter an sich gehörig
qualisicirte Personen seyn, und Ihro Konigl. Majestät als Richter ausdrücklich verpflichter wer-
den müssen,

9. 6.
Die bestehenden offentlichen reformirten Kirchengemeinden im Ganzen, als geistliche Insti-

tute, nehmen in Fallen, wo sie als Beklagte behandelt werden, in Beziehung auf Angelegen-
heiten ihrer Kirche und des Kirchenvermögens, vor den htandes-Consistorien, in den übrigen
Rechessachen aber, z. B. auch bei den Sereitigkeiten über das Einkommen der Geistlichen, vor

der obern Civilbehörde ihren Gerichtsstand, nach Analogie dessen, was die hicruncer in. Anse-
hung der lutherischen Gemeinden bestehende Verfassung mit sich bringe.

Die bei den gedachten Kirchengemeinden angestellten Geistlichen, Cankoren und Schulleh-
rer haben auch in Personal-Rechtssachen ihren Gerichtsstand unker den evangelisch -lutherischen Coy-
sistorien, welche jedoch die deshalb etwa zu ertheilende Commission nur an die Civil-Beamten richten,

Nur gedachte geistliche Personen sind übrigens in allen verfassungsmäsigen Befreiungen und
Immunitäten denevangelisch -lurherischen Geistlichen gleichzustellen.

. 7.

Die nächste Behörde für die kirchlichen Angelegenheicen der reformirten Gemeinden zu Dres-
den und teipzig bilden die Collegien ihrer Prediger und Vorsteher, welchen die Erlaubniß zuge-
standen wird, sich

L11*]
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reformirte Consistorien
zu benennen. Dieser verbleibt, nach wie vor, die zeitherige Ausubung der, jeder kirchlichen Ge—
sellschaft, als solcher, ursprünglich zustehenden Rechte, namenrlich

Ga.) das Befugniß, den dussern Cultus anzuordnen und den Jugend-Unterriche einzurichten,
nebst der tehrfreiheic der Kirchen= und Schuldiener, nach dem (tehrbegriffe der evangelischre-
formirten Kirche. ·

JhrePredigersollenb.ei.derWahl.der.-TexkezusihrmPr.edigten:auchkünftignichtbe-
schrankt werden.

Ob die reformirten. Gemeindendiebereits bestehenden Feiertage der lutherischen Kirche eben—
falls feiern wollen, bleibt ihnen uberlassen; bei der besondern Ausschreibung neuer allgemeiner
Festtage aber, z.B.derDank-,derFriedens-Feste, der Bußtage u. s. w. haben sie den allgemei-
nen Anordnungen sich zu unterwerfen.

Auch bei solchen. Fest= und Feiertagen der lutherischen Kirche, welche sie nicht feiern, sind
von ihnen die allgemeinen polizeilichen Vorschriften für selbige zu beobachten, und es ist z. B.
durch Treibung von Handel und Gewerbe an stillen, der Andacht gewidmeten Tagen fur die

übrigen Einwohner Störung und Aergerniß nicht zu veranlassen;

b.) die Bestimmung und Handhabung der innern Kirchen-Diseiplin;

J.) die eigne Wahl. und Einführung ihrer Kirchen= und Schuldiener, so wie deren Entlas-
sung. WVon beiden ist jedoch zum Konigl. Sächsischen Kirchenrathe resp. der Verpflichtung und
Bestätigung halber Anzeige zu erstatten. Diese Verpflichtung wird indessen., da den refor-
mirten Geistlichen, in Ansehung, des tehramtes, ein Eid niche abgenommen zu werden pflege,
lediglich auf das Verhäleniß als Seaatsbürger und Scaatsdiener gerichtet werden, und dem

Kirchenrathe ist unbenommen, zuErsparung der Unkosten, auf Ansuchen der Beeheiligten,
für die teipziger reformirten Geistlichen, dem dasigen lurherischen Consistorio Auferag dazu zu
ertheilen;

d.) die Verwalcung und aufsehende Direction des Kirchenvermögens, sowohl der zu Un-
terhallung der kirchlichen Bedürfnisse nöthigen Beiträge;

e.) jede sonstige gemeinschaftliche Berathung über kirchliche Angelegenheiten.
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Demnächst wird aber auch. diesen Collegien für die Zukunfe das Befugniß eingeräume:
I.) Schulen und milde Stiftungen für ihre Glaubensgenossen einzurichten, welchen sämme-

liche, in der tandes-WVerfassung begründete Rechee der lutherischenpiarumCausarumangedeihen
sollen;

g.) Candidaten ihrer Confession, nach vorgängiger Prüfung, durch die bei ihren Kirchen an-
gestellten Pasteren zu ordiniren, und

I.) in Personal-Reches-Sereicigkeicen derGeistlichen, sowohlinEhesachenderreformirken
Gemeindeglieder, soweit solche Beklagrens Seelle vertreten, Verhöre zu güclicher Beilegung der
Disserenzien zu halten, nach derenfruchtlofem Erfolge aber die Sachen mittelst Berichts zum
Konigl. Con-istorio gelangen zu lassen.

i.) Den in den Collegien der PredigerundVorsteheroderreformirtenConsistorienaufge-
nommenen Registraturen über die, in diesem 90. bezeichneten Gegenstände, wird eine gleiche
Glaubwürdigkeit, als den Registraturen derlutherischen Superinrendenken zugestanden; deren-
eidliche Bestärkung soll also nicht verlange werden: können:.

. 3.
Die Ausübung dieser Besugnisse ist in beidem obbenanncen Gemeinden, der Form nach,

auf eine übereinstummende Weise einzurichten. Ueber letztere haben sie unker sich, auf einer zu
veranstalcenden kandes-Synode, sich zu vereinigen und die Uebereinkunft zur Genehmigung Sr.
Konigl. Majestat zu bringen. Auch ist jedes Collegium der PredigerundVorsteherselbstmit
den Landes-Corsistorien und mit dem Kirchenrathe in officielle Geschafts-Verbindungzu setzen und
in Ansehung der Form hierbei gegenseitig dasjenige zu beobachten, was bei den evangelisch«lu-
therischen Kirchen-Inspectionen statt findet.

. 9.
Die Collegien der Prediger und Vorsteheroder die reformirten Consistorien sind in Rück-

sicht aller, in dieser Eigenschaft, ihnen zustehenden Handlungen und Gerechesame von den,
übrigensfürdie geistlichen Jurisdictions-Sachen der reformirten Glaubensgenossen, in Gemäßheie
des 5. Fi. noch ferner in Wirksamkeit bleibenden lutherischen tandes-Consistorien erimrt und in

sener Hinsicht lediglich von dem Königl. Sächsischen Kirchenrathe unmittelbar, als obern Staats-
beborde in Kirchensachen, abhängig und demselben verantwortlich. Dem Kirchenrarhe bleiben
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dabei die Rechte der Oberaufsicht allenthalben vorbehalten, um Kenntniß von den Angelegen—

heiten zu nehmen und Berichte uber deren nahere Bewandniß zu erfordern, desgleichen solche,
nach Befinden, zu bestatigen oder zu verwerfen.

Auch sind etwanige Beschwerden uber das Verfahren jener Collegien nur bei dieser Staaks-
behörde anzubringen, und erstere haben die, nach Befinden, an sie ergehenden Zurechtweisun-
gen beborig zu befolgen,

s. 10.
Bey solchen allgemeinem Angelegenheicen der reformirten Kirche in hiesigen tanden, wo es

auf Erhaltung der gemeinschaftlichen Rechte aller Gemeinden, oder auf Erhaltung der Rein-
beit der tehre in den verschiedenen Kirchen, oder auf Beilegung eines Zwiespalts in Glaubens-
sachen zwischen den Geistlichen und ihren Kirchen, oder zwischen letztern unter einander ankommt,
bleibt den Collegien der reformirten Prediger und Gemeinde-Vorsteber nachgelassen, auf Veran-

staltung einer, unter allerhöchster Genehmigung und Direction zu haltenden, allgemeinen Landes-
Synode anzutragen. Oie nähere Organisation allgemeiner Versammlungen wird jedoch zu künf-
tiger allerhöchsten Resolution ausgesecz.

IV.) Verhälenisse der reformirten Kirche und ihrer Glieder zu den andern

christlichen Religions-Partheien, besonders zu der evangelisch-
lutherischen Kirche.

. 11.

Die zeieber statt gefundenen Parochial-Zwangsrechtederevangelisch-lutherischenKirchegegen
die evangelisch -reformirten Glaubensgenossen in biesigen Landen fallen für die Zukunfe in jeder

Hinsiche binweg. Nur wenn tettere Grundstücke besißen, worauf Parochial-asten hafeen, kön-
nen auch sie denselben sich nicht entzieben.

9. 12.
Aus vorstehendem Grundsatze folgt, daß

A.) zu Dresden und teipzig, wo die reformirten Kirchen-Gemeinden bereits öffentliche Reli-

gLions-Uebung undeigeneGeistliche baben,
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1.) die Aufgebore und Trauungen solcher Verlobten, welche beiderseies der reformirken Con-
fession zugethan sind, sowohl die Taufen der Kinder solcher Aeltern, allein der reformirten Orks-
geistlichkeir zukommen, ohne daß hierbei weiterhin Stolgebühren an die lutberische Kirche und
ibreDiener zu entrichten sind.

S 15.
Bei diesen kirchlichen Handlungen sind aber die allgemeinen gesetlichen Vorschriften biesi-

ger tande, insonderheit wegen des Aufgebors, der Ehehindernisse, der Haustrauung, Haus-
tausen u. s. w. resp. bei Strafe der Nichrigkeit und sonstiger Abndung genau zu beobachten und

Diepensatien davon lediglich bei der vorgesetzten Scaatsbehörde gehörig nachzusuchen.
Insbesondere haben auch die reformirten Prediger wegen Zulassung solcher Verlobten, wel-

che Ausländer sind, zu teistung des Eides der tedigkeit und der Einwilligung oder des Todes

ihrer Aeltern oder Großaltern bei dem Königl. Covsistorio anzufragen und von daher Resolu-=
kion zu gewarten.

S. 14.
2.) In Rücksiche solcher Verlobten und Aelcern, wovon nur ein Theil sich zur reformirken

Cenfession bekennt, wird 1

a.) die Cempetenz der Parechie in Ansehung der Trauung durch die Confession der Braur
bestimme.

Doch steht dem Verlobten auch frei, gegen Enerichtung der gewöhnlichen Gebühren an den
Parrer derselben, sich von dem Pfarrer des Brautigams copuliren zu lassen. Jedenfalls ist
auch hier den Gesetzen wegen des Aufgebots und sonst sorgfaltig nachzugehen, die gegenseicige
Erthcilung und Annahme der diesfallsigen Präseneakions-Schreiben und Incegritäts-Zeugnisse von
keinem Pfarrer lutherischer oder reformirter Confession zu verweigern und Dispensation von den

Gesetzen bei der vorgesetzten Staatsbehörde zu suchen.
b.) In Ansehung der Taufen wird die Competenz der Parochie bei ehelich gebohrnen Kin-

dern durch die Confession des Varers, bhei unehelichen durch die Confession der Mutter bestimmr.

S 15.
Anlangend

5.-) die Beerdigung verstorbener reformireer Glaubensgenossen zu Dresden und teipzig, so
bewendet es auch hier, so lange die dasigen reformirten Gemeinden keinen eigenenBegräbniß=
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platz, undnicht sämmtliche zur vorgeschriebenen Oeffemelichkeic erforderliche Mietel, nemlich, aus-
ser den eigenen Geistlichen, auch eigene Schulen und Glocken haben, bei der unterm 5. Juli
1811, an die geistlichen Behörden erlassenen General-Verordnung, daß bei jeder erwa verlang-

ten öffentlichen Beerdigung die gewöhnlichen Gebühren andie evangelisch -lutherische Kirche und
ihre Diener zu entrichten sind. Bei stillen Beerdigungen aber, welche, ohne daß es der, bei
den teichen evangelisch -lutherischer Glaubensgenossen vorgeschriebenen Dispensation bedarf, nach-
gelassen sind, haben die Erben des Verstorbenen lediglich die Kosten des Begräbnißplatzes und
der Grube, deren Betrag nach der Tare oder nach der eingefuhrten Observanz, einmal für im-
mer, den Reformirten bekannt gemache werden soll, zu bezahlen.

. 16.
Die Kirchenbücher der reformirten Gemeinden, worinnen alle Trauungs= Tauf= und

Beerdigungs-Handlungen aufzuzeichnen sind, haben völlig rechtsgültige Glaubwürdigkeit, sind
aber auch den ergangenen gesetzlichen Vorschriften gemäß einzurichten. Insofern die dem Staate
ohnehin schon verpflichtecen reformirten Prediger selbst die wesenrliche Fuhrung der Kirchenbü-
cher und die Attestationen aus selbigen besorgen, hat es dabei sein Bewenden; insofern jedoch

andere, nicht bereits verpflichtete Personen zu diesem Geschäfre gebraucht werden, sind solche
dazu besonders von den reformirten Censistorien behörig zu verpflichten.

Die vorgeschriebenen jährlichen Geburts-Trauungs= und Todten-tisten sind an die Königl.
lutherischen Consistorien abzugeben.

In Rücksicht der Register über die Sterbefälle zu teipzig, bewendec es bei der dasigen tocal-

Einrichtung, nach welcher solche in Ansehung sämmtlicher Einwohner, ohne Unterschied der Re-
ligion und des Gerichtsstandes, bei der dasigen Raths-teichen-Schreiberei geführt werden.

. 17.
B.) Ausserhalb Dresden und Leipzig steht an allen Orten hiesiger Lande, wo noch zur Zeit

die reformirten Glaubensgenossen keine offentliche Religionsubung und eigene, unter offentlicher
Autoritat angestellte Geistliche haben,

1.) Personen, welche beiderseits reformirter Religion sind, frei,
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4.) sich in berjenigen Kirche ihrer Confession in hiefigen Landen, zu welcher sich zu halten,

ihnen nach Inhalt des §. 1. nachgelassen ist, trauen zu lassen, sobald nur den Landesgesetzen,
in Rucksicht des nothwendigen Aufgebotes und des zu leistenden Eides der Ledigkeit, samt was

dem anhangig, gehorig Gnuge geschehen ist, so wie auch

b.) die Kinder solcher Aeltern in jener etwa benachbarten reformirten Kirche hiesiger Lande
gekauft werden können, ohne daß in dem einen oder andern Falle Stolgebuhren an die evange-

lisch--lurherische Ortsgeistlichkeir zu enrrichten sind.

Wenn aber diese Handlungen auf Verlangen der Verlobten und resp. Chegateen in der lu-
cherischen Ortskirche vorgenommen werden, so verstehe es sich von selbst, daß auch die herge-
brachten Gebuhren zu bezahlen sind.

Wem übrigens dergleichen reformirte Unkerthanen nach Befinden zu Haus-Trauungen unb
Haus-Taufen Dispensation gesucht und erlangt haben, so stehe ihnen frei, sich dazu, jedoch ge-
gen Encrichtung der Stol-Gebühren an den Ortspfarrer, eines inländischen öffenrlichen Geistlichen
ihrer Confession zu bedienen,

 1.

Benachbarter ausländischer Kirchen und ihrer Diener können sich aber solche Persenen nup
auf erhaltene Dispensation von Seiten der vorgesetzten Staatsbehörde bedienen. Auch sind, wenn
solche erlangt worden, die erfolgten und mit officiellen Zeugnissen belegeen kirchlichen Hand-
lungen dem lutherischen Pfarrer des Orts, wo jene Personen ihren wesenelichen Aufenchale ha-
ben, zur Eintragung in die Kirchenbucher des Kirchspiels gegen die Gebuhr anzuzeigen.

. 10.
Seviel

2.) Personen verschiedener Religion betrifft, so steht auch ihnen

a.) zwar frei, sich, nach beiderseitiger Uebereinkunft, in der Kirche der Confession des einen
oder des andern Theils, nach Beobachtung der. gesetzlichen Erfordernisse trauen zu lassen, nur

sind, wenn die Braut der augsburgischen Confession zugerhan ist, deren Pfarrer, der ein Rechr
auf die Trauung hac, jedenfalls die gewöhnlichen Stolgebuhren zu entricheen.

(12!
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b.) Wegen der Taufe der Kinder aus gemischten Ehen, sowohl der unehelichen Kinder er-
wähnter Personen gelten im Allgemeinen dieselben Grundsäße, als oben unter A. 2. D. im 14. F.

aufgestelle sind. Gehörte demnach die Taufe eigentlich in die reformirte Kirche, so bleibt auch
deren Vollziehung darinn in der Maase, wie unter B. 1. b. 9. 17. bestimme ist, nachgelassen.

0.

S.) In Ansehung des Begröébnisse rejormirter Glaubensgenossen ausserhalb
Dresden und teipzig, bewendec es bei der . July 13611. an die tandes-Consistorien er-

lassenen General-Verordnung, mit der Erläucerung, daß im Fall des stillen Begräbnisses, keine
St#olgebühren, wie bei den teichen der evangelisch-lurherischen Glaubensverwandten, vermäöge
General-Verordnung vom 10. Juny 1807. statt sindet, sondern nur die Kosten des Begräb-

nißplahes und der Grube zu bezahlen sind.

Dresden, den 7. August 1316.
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s17.) Nan da k,

die Aufhebung des WechselverfahrensgegenGeistliche,auchKirchen=und Schul-
diener reformirter Religion betreffend,

vom 7. August 1818.

- Friedrich August, von GOxTES# Gnaden,

Sachsen 2c. 2c. 7.hun hiermie kund und zu wissen, wie Wir für nochwendig erachten,

in Ansehung der Wechselfähigkeit der Geistlichen reformirker Religion, auch anderer bei dem

reformirten Gottesdienste angestellten Personen und des Wechselverfahrens gegen selbige, eben

die Bestimmungen eintreken zu lassen, die wegen derevangelisch -lutherischen Geistlichen, Kir-

chen= und Schuldiener durch das Mandat vom 22. März 1711. und wegen der rbmisch-

katholischen durch das Mandac vom O. Januar 1308. festgeseht worden sind. Wir ver-

ordnen deshalb, wie folget:

Den bei dem reformirten Goktesdienste in Unseren landen wirklich angestellten Predi-

gern, ingleichen den reformirten Kirchen= und Schuldienern und den bei einer der reformir-

ten Kirchen Unserer #ande wirklich angestellten Organisten, ist, Wechselbriefe aus zustellen,

oder sich als Bürgen unter einem Wechselbriese zu unterschreiben, oder sonst nach Wech-

selreche verbindlich zu machen, fernerhin nicht gestactet.

Würde, dieser Verordnung ohnerachtet, eine solche Wechselverbindlichkeic von ihnen

eingegangen werden, so soll die Urkunde, worin dieselbe enthalten ist, nur die Krafe

einer gewöhnlichen Schuldverschreibung haben und dem, an welchen der Wechsel, oder die

Verschreibung nach Wechselrecht ausgestelle worden, zu seiner Forderung nach Wechselreche
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nicht verholfen werden. Wenn jedoch obgedachte Personen bereits vor Erlassung dieses

Mandats einen Wechsel ausgestelle hätten, oder sonst eine Wechselverbindlichkeit eingegan-

gen wären, so finder gegen selbige aus einer solchen Urkunde das Verfahren nach Wech-

selrecht auch fernerhin statt.

Nach diesem hat Jedermann sich zu achten und daran Unsern Willen und Meinung

zu vollbringen.

Urkundlich haben Wir dieses Mandat eigenhandig unterschrieben und Unser Konigliches

Insiegel vordrucken lassen.

Gegeben zu Dresden, am 7. August 1818.

Friedrich August.

Ernst Friedrich Carl Aemilius Freyherr von Werthern.

Friedrich Moßdorf, S.

Ausgegeben zu Dresden am 31. August 1818.
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Gesetßsammlung
für das

Königreich Sachsen.
10.

I8.) Patent,
die von den Pächtern Kdniglicher Domainen zur Hälfte in Cassenbillets zu

bezahlenden Pachtgelder betreffend
vom 14. August 13818.

*
Ihro Konigl. Majestat von Sachsen c. rc. c. haben, in Betrache der, in
den Edicten vom 30. December 1778, 1. July 1805. und 10. August 181. ausdrück-
lich enrhaltenen Bestimmung, daß alle und jede Gattungen tLandesherrlicher Einkünfee, und
darunter auch die Pachtgelder, anders nicht, als zur Hälfte in klingender Munze und zur
andern Halfte in Cassenbillets angenommen werden sollen, Sich bewogen gefunden, diejenigen
Pächter, welche zur Zeit des fsremden Gouvernements contractmäßig verpflichtet worden sind,
die Pachegelder ganz in klingender Munze zu bezahlen, von dieser eingegangenen Verbind-
lichkeit zu dispenstren und zu verordnen, daß die Hälfte der Pachegelder auch von ihnen jedes-
mal in Cassenbillets entrichtet werden solll. Gegeben unter des Koönigl. Sachs. Geheimen
Finanz-Collegii Insiegel zu Dresden, am 14. August 1318.

Frepherr von Manteuffel.

Christian Gotelob Franz, 8.
(131
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10.) Verordnung der Landesregierung,
die Aufkundigung der Winzer-Contracte und die An= und Abzugszeit der Winzer

betreffend,
vom 10. August 1 818.

V. GOTS Gnaden, Friedrich August, Kdnig von Sachsen 2c. v. 1.

Ngiebe getreue. Nachdem die bisher in Unseren #kanden üblich gewesene Kündigungszeit

der zwischen den Weinbergs-Besitzern und Winzern bestehenden Miech-Contracte auf Johannis,

desgleichen der An= und Abzugs--Termin der Winzer auf Martini, für beiderseitige Concrahenten

sowohl, als für den Weinbau, nachtheilig befunden worden; so wird hierdurch festgesetzt, daß,

von Bekanntmachung dieser Verordnung an, die Kündigung der Winzer-Contracte nur mit dem

Ersten December, so wie der An- und Abzug der Winzer nur mit dem Ersten März ge-

schehen, auch diese Bestimmung in den künftig abzuschliessenden Contracten nicht abgeändert

werden soll. Falls aber in bereits bestehenden Verträgen ein anderer Aufkündigungs= oder

An= und Abzugs-Termin ausdrücklich angenommen worden, so hat es dabei zwar auf die Dauer

der Contractzeit sein Bewenden, jedoch soll von Zeic der ausdrücklichen oder stillschweigenden

Verlängerung derselben an die gesebliche Bestimmung eintreren.

Hiernach hat sich Jedermann zu achten.

Dresden, am 10. August 1818.

Freyherr von Werthern.

Friedrich Moßdork, 8.
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20.) Patent,
die Einschärfung des Sten §F. des, wegen Errichtung des Ein= und Abgangs-Bureau

bei der Geheimen Finanz-Canzlei, unterm 18. October 1815 in Druck
erlassenen Patents betreffend,

vom 10. August 18138.

Jn Zten Paragraphen des, wegen Errichtung des Ein- und Abgangs-Bureau bei der Ge-

beimen Finanz-Canzlei, unterm 18. October 1815. in Druck erlassenen Patenes ist vor-
geschrieben:

daß allen Berichten, Anzeigen oder Gesuchen auf der Rückseite die Bemerkung des
Betreffs der Sache kürzlich beigefüge und bei erforderten Berichten zugleich das,
unten auf der ersten Seite der erlassenen Verfügung befindliche Nummer= und

Buchstabenzeichen angegeben werden soll.

Da nun diese, zu Beförderung der Geschäfte bei dem Bureau gereichende Vorschrife,

bisber nicht durchgängig beobachtet worden ist; so wird selbige hierdurch erneuert und deren
genaue Beobachtung ernstlich eingeschärfe.

Gegeben unter des Königl. Sächs. Geheimen Finanz-Collegii Insiegel zu Dresden, am
10. August 1816.

Frepherr von Manteuffel.

Franz Friedrich Vogel, 8.
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21), Avertissement
die Verzinsung, Verloosung und Zuruckzahlung der Cammer-Credit—

Cassen-Capitale betreffend,
vom 19. August 1818.

O bwohl vor ganzlicher Beendigung der, mit der Koniglich-Preußischen Reglerung, in Ge—

maßheit des Wiener Friedenskractäts, zu bewerkstelligenden Abeheilung der Cammer-Credic-

Cassen-Schulden nicht bestimme werden kann, in welcher Maase die Befriedigung der Gläu-

biger der Königlich-Sachsischen Cammer-Credit-Casse, in Hinsicht der, selbiger zu tasten ver-

bleibenden Capitals-Zahlungen eintreten möge; so ist doch unterzeichnete Commission autorisire,

bierdurch vorläufig zu erklären, daß, neben pünktlicher Abführung der Zinsen in den gewöhn-

lichen Terminen, die Verloosung der diesseits zurückzuzahlenden Cammer-Credit-Cassen-Capitale

zu Ostern 1821. wieder einereten, auch die Zahlung der in diesem Termine auszuloosenden

Capitalien zu Michael 1821. erfolgen werde. Das Nähere hierüber wird vor Ostern 1821.

zur öffentlichen Kenntniß gelangen.

Dresden, am 10. August 1818.
I

Zur Königl. Sächs. Cammer-Credit-Casse
verordnete Commission.

1

Ausgegeben zu Dresden am 31. Angust 1813.
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Gesetzsammlung
für das

Königreich Sachsen.
11.

22.) Anordnung

zur Gedächtnißfeier des Regierungs-Antrittes Sr. Majestät, Friedrich Augusts,
Kdnigs von Sachsen.

V# GOTES Gnaden, Wir Friedrich August, König von Sachsen 2c.2c. 14,

Entbieten allen und jeden Unsern Prälaken, Grafen, Herren, denen von der Ritterschafe

und Adel, Ober-Creis= Haupt= und Amrtleucen, Amtsverwaltern, Schössern, Gleitsleuten,
Räthen der Scädte, Richtern, Voigten, Schuleheissen, Gemeinden, und allen andern Unsern
Unterthanen und Schußverwandten, Unsern Gruß, Gnade und geneigeen Willen, und fügen
jedermänniglich zu wissen:

Bei der im heurigen Jahre einfallenden Gedächenißfeier Unsres Regierungsantricteés wollen
Wir Uns mie Unsern geliebten Unterthanen zu gemeinschaftlicher öffentlicher kobpreisung der
göttlichen Gnade für die, während der funfzigjährigen Dauer Unseer Regierung, Uns und Un-
serm Volke erzeigten Wohlehaten und zu inbrünstigen Bitten um die fernere Erhaltung seiner
Woblfahrt und der ihm geschenkten Vorzüge, vereinigen und desbalb ein allgemeines Dank-
und Betfest veranstalten lassen.

*ieiei
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Wir wolken jedoch diese Gedächenißfeier, damit durch sie in dem allgemeinen Geschäfts-
verkehre keine Störung entstehe, mit der gewöhnlichen Sonntagsfeier verbunden wissen, und
erachten daher für gut, daß der nächstfolgende achtzehnte Sonntag nach Trinikatis nach
dem auf den fun fzehnten September einfallenden Gedächenißtage Unsres Regierungsantritks,
als der zwanzigste September dieses Jahres, zu einem in den sämtlichen Kirchen hiesiger
Lande Vor= und Rachmitetags deshalb zu begehenden Dank= und Betfeste geordnet werde.

Hierbei soll bei dem Vormittagsgottesdienste nach der Predige der lobgesang: Herr Gott,
dich loben wir 2c. mit den bei ausserordenclichen Dankfesten gewöhnlichen Feierlichkriten ge-

sungen und statt des Evangelii über

Sprüchw. 20, V. 23.

Fromm und wahrhaftig seyn, behuten den Kdnig, und sein Thron bestehet
durch Fröômmigkeit.

so wie Nachmittags über
Psalm 61, V. 7. 8. 9.

Du giebst einem Kdnige langes Leben, daß seine Jahre währen immer für und
für, daß er immer siben bleibet vor Gett. Erzeige ihm Güte und Treue, die ihn
behüten. So will ich deinem Namen lobsingen ewiglich, daß ich meine Gelübde
bezahle täglich.
geprediget, und nach jeder Predige das angefügte Dankgebet) verlesen, das Fest selbst aber
Sonmags zuvor, als den siebenzehnten Sonncag nach Trinicatis, von den Kanzeln abge-
kundiget werden.

Welchem allen sämrtliche Einwohner dieser Lande sich gemäs bezeigen werden. Gegeben
zu Dresden, am 11. Augast 1313.

") Solches ist an die gesamte Geiflichkeit des Königreichs verseudet worden. a. d. g

—
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23.) Verordnung der Landesregierung,
die hei den Gerichtsstellen gegen die Gendarmen angebrachten Klagen

und Denunciationen betreffend,
vom 21. July 1313.

V. GOxES Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. 2c. 2c

tiebe getreue. Wir lassen es zwar bei der vorhin ergangenen Verfügung, nach welcher

die Gendarmen, ausser ihren Dienstverhälenissen, in Civil= und Criminalsachen den Orts-

obrigkeiten unterworfen seyn sollen, bewenden, wollen aber, daß in Zukunft die den Gen-

darmen vorgesetzten Ameshauptleute jedesmal von den gegen jene bei den Gerichtsstellen an-

gebrachten Klagen und Denunciationen unverzüglich in Kenntniß gesebt werden; wornach

sich sämtliche Beamte und Patrimonial-Gerichtsobrigkeicen zu achten haben.

Oaran geschiehe# Unser Wille und Meinung.

Dresden, am 21. July 1318.

Freyherr von Werthern.

Friedrich Moßdorf, 8.

Ausgegeben zu Dresden am 14. September 131.
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Gesetßtzsammlung
- fur das

Königreich Sachsen.
12.

—

24.) Verordnung der Landesregierung,
die sportelfieie Expedirung auf die, von K. K. Oesterreichischen Behdrden, an Pg-

trimonialgerichte in Criminalfällen ergehenden Requisitionen betreffend,
vom 21. Septbr. 1318.

V. GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen dc. cc. c.

Wir haben, auf den Antrag der Kaiserl. Konigl. Oesterreichischen Gesandtschaft allhier,
beschlossen, daß vom 1. Oct. d. J. an auf die, von Oesterreichischen Behorden, in Criminal—
fällen, an Stadträthe, Criminal- und Stadtgerichte, auch Patrimonialgerichte auf dem Lande
in Unsrem Konigreiche erlassenen Requisitionen, von denselben, unter Erwartung jenseitiger Er—
wiederung, unentgeldlich expedirt werden, jedoch ihnen dabei nachgelassen seyn soll, ihre baa—
ren Verlage an Botenlohnen, Postgeldern, Sitzegebuhren und andern dergleichen Auslagen,
(wozu aber die Schreibe= und Assessurgebühren keinesweges zu rechnen sind,) sich von den
Oesterreichischen Behörden erstatten zu lassen. Hiernach haben sich daher Alle, die es an-
gehet, gehorsamst zu achten.

Gegeben zu Dresden, am 21. Sept. 1318.

Freyherr von Werkhern.

Carl Ferdinand Menke, 8.
1151



27.) Valvations - Tabelle
der

in den Kdniglich Sachsischen Landen Cours habenden Munzsorten, wornach sich von
jetzt an bis zu ergehender anderer Anordnung, Jedermann, Inhalts des Munz-

Edicts vom 14. May 1763. zu richten hat.
A. Der Silber-Münzsorten.

I. Conventionsmäßige, gleich den Churfürstl. und Kdnigl. Sächs.
conventionsmäáßig ausgeprägten.

a) Conventionsmäßige Speciesthaler. Vlthl.gr. Ipf.
Kserl. und Kaiserl. Konigl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Konigl. Preußische mit der Umschrift: Zehn eine feine Mark von 1794 und 1795,
Churfurstl. und Konigl. Baiersche,
Herzogl. Churfürstl. und Konigl. Würtemberglsche,
Konigl. Westphalische,
Furstl. und Churfurstl. Salzburgische,
Furstl. und Großherzogl. Wurzburgische,
Großherzogl. Frankfurthische, »11184—
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Eisenachische,
Herzogl. Sachsen-Gothaische von 1764,
Herzogl. Sachsen-Coburg-Saalfeldische von 1764 und 176)7,
Markgräft. Anspachische,
Fürsil. Schwarzburg= Sondershausensche von 1764,
Vischoff. Bamberg= und Würzburgische,
Gräfl. Stolbergische,
Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische. 1 6

b) Conventionsmäßige Gulden oder 3. Stücke.
Kaiserl. und Kaiserl. Königl. auch Kaiserl. Oesterreichesche, Dr
Churfürstl. und Königl. Baierisehe,
Herzogl. Churfürstl. und Konigl. Würtembergische,
Koönigl. Wesiphälische,
Großherzogl. Frankfurthische,
Herzogl. Sachsen-Weimar-und Eisenachische,
Herzogl. Sachsen-Gothaische von 1764, —5
Herzogl. Sachsen-Coburg-Saalfeldische von 1766 4
Herzogl. Braunfchweigische,
Markgräfl. Anspachische, seit 1760 ausgeprägk,
Fürstl. Schwarzburg-Sondershausensche von 1764,
Bischöfl. Bamberg= und MWürzburgische,
Gräfl. Stolbergische,
Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische.

"
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Tc) Conventionsmäßige halbe Gulden oder 7 Stäcke.
Kaiserl. und Kaiserl. Königl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Eisenachische,
Bischofl. Bamberg- und Wurzburgische,
Gräfl. Stolbergische,
Markgräft. Anspachische 50 Kreuzerstücke.

d) Conventionsmäßige Zwanzig-Kreuzer= oder Kopyfstäcke.
Kaiserl. und Karferl. Kanigl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Churfürstl. und Konigl. Baierische,
Herzegl. Churfürsil. und Konigl. Würkembergische,
Fürstl. und Churfärstl. Salzburgische,
Markgräfl. Anfpachische, seit 1700 ausgeprägte,
Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische.

e) Siebzehn Kreuzerstücke.
Kaiserl. und Kaiserl. Konigl. XVII. Kreuzer, - - "

1) Conventionsmaßige Stucke.Konigl. Westphalische, - - ·

8) Conventionsmaßige Zehn-Kreuzerstücke.
Sämmtliche oben sub d) wegen der JwanzigKreuzerstücke bemerkte Gepräge.

Ferner den conventionsmäßigen gleich.
Nach dem keipziger Fuß bis zum Jahre 17750 ausgeprägte Churfürsil. Braunschweig-

Luneburgische Stücke. - - -
dergl. Churfürsil. Sächs3Stücke, - - - -

dergl. Churfürstl. Braunschweig-Lüneburgische:Gulden, -
dergl. Churfurstl. Sachs. und Braunschweig- * 72 Stück, -
dergl. Churfürsil. Sächs.=Stucke. - - -

Hieruber
Kaiserl. Konigl., auch Kaiserl. Oesterreichische Brabanter Kronenthaler, ingl.
Konigl. Baierische Kronenthaler.

II. Geringer als conventionsmäßig.
Cburfürstl. Sächs seit 170und vor dem Münzedict vom 14. May 1765. in Dres-

den ausgeprägee, , 2 und #1 Stücke. %
(Auf diese drei Sorten, welche à 15 Thlr. 0 Gr. — die Mark ausgeprägt

worden, sollen auf 100 Thaler — 7 Gr. 6 Pf. zugelegt werden.)
Ein Konigl. Preußischer Thaler - 2 - -

1
7 — — 3 #

3 sr «
« - — - - - -

1
- 2 - ——p- - - v e

1
- — 2 E - 2

- 1

* 2 - F2 2 - c . 2

1

bbl.

W
—.

—.

gr. p.

r ·#

 W"*d

 —GJSFDOJ N



Stuck auf die
rauhe Collni-

sche Mark.
67

67

67
1

215
4213
35
174
707
547
177

60#
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B. Der goldenen Münzsorken,
bei welchen, in Ansehung des Gewich's, durchgehends das Cällnische Mark= und hiesige
Dukaten-Gewicht zum Grunde gesetzet wird, dergestalt daß 67 Duocaten Draecise eine Cöll-
nische Mark wiegen müssen, und ein dergleichen vollwichtiger Dukacen 66 hiesige As häle,

welche 722 Assen Troysschen Gewichts, und 0 Graens Wiener Mändel-Gewichts
gleich kommen.

Reichs-Constitutions- und Conventions- mäßige Kai-
serl., Kaiserl. Konigl. und andere zuverläßig 23
Kr. 8 Gr. fein haltende Dukaten,

Cremnitzer Dukaten, Florentinische Gisliur und Vene-
tianische Jechinen, OD *

Koniglich-Preußische und Holländische Dukaten,
Souverains, - -
Halbe Souverains, 5
Alte Französische Louiscor,
Alte Französische dopvelte Louischor,
Alte Französische halbe Louischor,
Spanische einfache Pistolen,

Spanische Quadrupel, On

Spanische halbe Pistolen,

 à½#

2

Spanische doppelte Pistolen oder Doppien,
7

7

 ##u##WA-#

Konigl. Preußische Ganco- keglementsmäfige Fréderics
d'or, 2 2

Braunschweigische Pistolen oder 5 haler. Stücke,

Braunschweigische doppelte Pistolen ooder 10 Thaler—Stucke, b

Braunschweigische halbe T oder
Stucke, 2

Dresden, den 2. Octbr. 1818.

Ausgegeben zu Dresden am 6. Octbr. 1318

3
4 Wi. Thaler-
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Thlr. 1

n
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Gesetzsammlung
für das

Königreich Sachsen.
16.

t.iitUnÜ: —

26) Bekanntmachung,
die Sitzungen des Ober-Steuer-Collegii betreffend;

vom 21. Septbr. 1318.

Mi Sr. Konigl. Majestat allergnadigster Genehmigung ist die, bei dem
Kdnigl. Sächßl. Ober-Sreuer-Collegio zeither verfassungsmäßig bestandene Sitzungs-Ord-
nung dahin abgeänder worden, daß künfeig bei dem gedachten Collegio in jedem Jahre
sechs regelmäßige Sitzungen, und zwar von zwei Monacen zu zwei Monaten, allhier in
Dresden gehalten, diese mit dem ersten Montage in den Monaten Januar, März, May,
July, September und November begonnen, und jedesmal so als es die vorhan-
denen Geschäfce erfordern, fortgesetzt, die in der Zwischenzeit vorkommenden dringenden
Angelegenheiten aber in zu veranstaltenden ausserordentlichen Sitzungen verhandelt werden.
Allerhöchster Vorschrift zu Folge wird solches, und daß diese neue Geschäftsordnung mit
dem nächstkünftigen Monat November ihren Anfang nimmt, bierdurch zur öffenrlichen
Kenneniß gebrache.

Dresden, am 21. September, 1818. 6

Königlich Sächsisches Ober-Steuer-Collegium.

r½ie
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27.) Bekanntmachung,
die Auswechselung der Cassenbillets betreffend;

vom 17. Octbr. 1813.

Zu Folge Sr. Königl. Majestät Allerhchsten Anbefohlnisses, wird
hierdurch bekannt gemacht, daß bei der Haupt-Auswechselungs-Casse allhier, von und mie

dem 2. November dieses Jahres an, die Auswechselung der Cassenbillets gegen klin=

gende Münze in beliebiger Summe, des Montags, Dienstags, Mictwochs, Donnerstags

und Freikags, in den Vormittagsstunden von 0 bis 1 Uhr, jedoch mic Ausnahme der

auf diese Tage fallenden Feiertage, ohne Anstand statt finden, ingleichen, daß der der-

malige Auswechselungssah von —. 23 Gr. 3 Pf.

vom 1. Februar künftigen Jahres an) auf — 23 Gr. 6 Pf.

und

vom 1. May desselben Jahres, bis auf — 23 Gr. 9 Pf.

erhohet werden wird.

Des Sonnabends bleibt, wie zeither, die Casse zu Berichtigung des Rechnungswerks,

geschlossen.

Dresden, am 15. October 1818.

Königlich Schhsische Cassenbillets-Commission.

SOusgegeben zu Dresden am 10. October 1313.



( 33)

Gesetzsammlung
für das

Königreich Sachsen.
14.

28.) Steuer -Ausschreiben
auf die Jahre 1810. und 1320.

vom 26. Octbr. 18.1 8.

V. GOTTES Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. sc. tc.

htiebe getrene. Wir haben die, bei dem letzten allgemeinen tandtage, von dergetreuen Land-
schafc Unserer vereinigten alten Erblande, zu den gewöhnlichen und fortlaufenden Staaksbedürf-
nissen, auf die Drei Jahre 1818. 1310. und 1820. unterthänigst bewilligten Abgaben
an kand-Trank= Pfennig= Quatember= und Personen-Steuer, Mahlgroschen in Seädten,
und Imposten von Stempelpapier und Spielcharten, in dem am 24. Juny dieses Jahres er-
theilten tandragsabschiede in Gnaden angenommen. ;.

Nachdem nun die Steuern fur das Jahr 1818. in Verfolg des von Uns, aufden dies-
fallsigen Antrag der getreuen Stande, unterm 15. December vorigen Jahres erlassenen In—
terims-Ausschreibens, nach Maßgabe des Steuer-Ausschreibens vom 16. August 1811.
zeither erhoben worden, und ferner zu erheben sind, so erfordert munmehr die Nechdurft, daß
auch die Sreuer-Abgaben für die Jahre ii

1819. und 1820. —

gehörig ausgeschrieben werden. In dieser Absiche lassen Wir euch daher Folgendeszu eurer
Nachachtung und zu Treffung der nörhigen Verfügungen und Veranstaltungen Hierdurch unver-
balren seyn:

1171
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I.

Die Erhebung der Tranksteuern vom inländischen Biere, der Personen-Steuern und
der Stempel-Impesten, derenthalben Wir, nach vernommenem Gurachten der getreuen Stände,

eine veränderte Einrichtung beabsichrigen, erfolge nach den desbalb noch besonders bekannt zu

machenden gesehlichen Vorschriften.
II.

In Ansehung des auslandischen, in Unsre Lande eingebracht werdenden Bieres, bewendet
es bei der zeitherigen Verfassung, nach welcher

von jedem Faß ausländischen Braunbiers Ein Thaler und Sechszehen
Groschen,

und

von jedem Faß ausländischen Weißbiers Zwei Thaler und Swolf Groschen
an Tranksteuern zu erlegen sind.

III.

Von den einkommenden ausländischen Weinen ist sowohl die, durch das Generale
vom 27. November 1728. festgesetzte

ordinaire Weinsteuer,
als die auf dem tandtage 1742. zuerst, und auf den nachherigen tandtagen fortwährend

bewilligte
neue Weinanlage,

nach Maßgabe der desbalb ergangenen Ausschreiben zu erheben und zu berechnen; auch ist bei
letzterer, in Gemäsheit des Steuer-Ausschreibens vom 10. August 1811. der Eimer Fran-

kenwein serner, wie zeither, mit Einem Thaler zu vernehmen.

Da übrigens neuerlich wiederholt wahrzunehmen gewesen ist, daß theils die Tranksteuer-
Aufseher und Dorf-Gerichts-Personen , der deshalb in dem Steuer-Ausschreiben vom 16.

August 1811. enthaltenen anderweiten Anordnung ohnerachtet, über ihre Obliegenheiten in An-
sehung der ankommenden fremden Getränke und der davon zu entrichtenden Sreuer-Abgaben

nicht allenthalben gehörig unterrichtet, cheils zuweilen ausländische Weine für inländische, bei
deren Abladen zeither die Zuziehung der Tranksteuer-Aufseher eder Dorf-Gerichts-Personen
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niche erforderlich gewesen ist, ausgegeben und miehin unversteuert eingelege, eheils endlich we-
gen der bis jetzt nicht State gefundenen Concurrenz der Tranksteuer-Officianten bei dem Ver-

senden fremder versteuerter Weine ins Ausland, durch die nicht selcen zur Ungebühr erlangee
Resticution der erlegten Steuer-Abgaben dem Steuer-Aerario Nacheheile zugezogen worden

sind; so ist nicht nur dasjenige, was wegen der Instruirung der Tranksteuer-Aufseher und
Dorf-Gerichts-Personen und deren Zuziehung bei dem Abladen fremder Getränke, in dem

Tranksteuer-Ausschreiben vom 20. November 1230. vorgeschrieben ist, den Behörden noch-
mals gehörig einzuschärfen, und über dessen genaue Beobachtung gebührende Obsiche zu führen,
sondern es wird auch zugleich bierdurch festgesest , daß künftig

a.) auch bei dem Abladen ankommender inländischer Weine, die jedesmalige Zuziehung
des Tranksteuer= Aufsehers, oder auf dem tande, in dessen Ermangelung, des Dorfrich-
ters oder eines geeigneten Gerichtsschöppens in gleicher Maße, wie bei den eingehenden
ausländischen Getränken, bei Vermeidung einer, von dem Weinempfänger zu erlegenden
Strase von Fünf Thalern für jeden Contraventionsfall, Scatt finden,

b.) Die Resticution der, von den wiederum ins Ausland zu versendenden fremden Gecrän-

ken bereits erlegten Steuer-Abgaben nur unter der Bedingung geschehen soll, wenn der

Absender die abzusendenden Gefäße durch den Tranksteuer= Aufseher, oder in Dörfern,
wo keiner vorhanden ist, durch den Richter, oder einen Gerichtsschöppen des Orts, der

sich zuvörderst von deren Inhalte zu überzeugen hat, am Spunde hat versiegeln und sich
von demselben ein Zeugniß über die Größe und den Inhale des versiegelten Gefäßes, so
wie uber die außere Bezeichnung desselben hat ertheilen lassen, dieses Zeugniß aber zu—
gleich mit dem Grenz-Attestate uber den wirklich erfolgten Ausgang der abgesendeten
Getranke, in welchem letztern wiederum die Große und Bezeichnung der exportirten Ge—

faße ausdrucklich anzugeben, auch die Unverletztheit des auf den Spund gedruckten Sie—
gels mit zu erwahnen ist, zum Behuf der zu erlangenden Restitution der Steuern pro—
ducirt wird.

IV.
Von dem in die hiesigen tande zur Consumtion eingebracht werdenden ausländischen

Weinessig ist ferner, wie zeither
Zehen Groschen von jedem Eimer

zu erlegen.
I7 !1
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V.

Wegen des aus dem Auslande zum inländischen Verbrauche eingehenden Branntweins
ist eine Seeuer-Anlage

a.) von Drei Thalern von jedem Eimer einfachen ordinairen Branntweins und

b.) von Vier Thalern von jedem Eimer abgezogenen Branntweins, mit Inbe-
griff des Franz-Branntweins und der sogenannten Eiqueurs,

zu entrichten, die wegen einzelner Kannen zu erbebende Abgabe nach dem hier angegebenen
Verhälenisse zu berechnen, und der Ertrag dieser Anlage in der zeitherigen Maße in den

Tranksteuer-Rechnungen aufzuführen.

VI.

An Schock= und Quatembersteuern sind

A.

auf dem Lande
Acht und Funfzig Pfennige von jedem gangbaren Schocke, mie Inbegriff

der vermals unter der Benennung: Candsteuern,) in zwei gleichen Terminen bewilligten

Sechszehen Pfennige vom gangbaren Secocke, die zwar, nach Vorschrift des
Sceuer-Ausschreibens auf das Jahr 1764. fernerweic mie Acht Pfennigen im Mo-
nat März) und mit Acht Pfennigen im Menat August jeden Jahres einzubringen,
jedoch unter den Pfennigsteuern mit zu berechnen sind, ingleichen

Neun und Vierzig Quatember,

B.

in aceisbaren Städten

Fünf und Funfzig Pfennige von jedem gangbaren Schocke, inseweit diese
Schocksteuern nicht, wie zeither, von der General-Consumtions-Accise ubertragen werden,

und «

Fünf und Vierzig Quatember,
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von welchen auch im laufe der gegenwärtigen Bewilligung, statt Drei und Zwanzig und
einen halben Quatembers, noch ferner Fünf und Zwanzig und ein halber Quatember
durch die General-Accise überteragen werden sollen, Wir auch die Städte, während der der-

maligen dreijährigen Bewilligungszeit mit Abentrichtung des Sechs und Vierzigsten Qua-
tembers in Gnaden verschonen lassen wollen, nach Maßgabe der beigefügten Repartition
der Schock= und Quatembersteuern auf die einzelnen Monate des Jahres, zu enrrichten.

Ueberdies ist aber in accisbaren Städten noch Q:

VII.

der Mahlgroschen,
wie solcher an jedem Orte eingehet, und bisher an denjenigen Orten, wo nicht, statt der
einzelnen Abentrichtung desselben, jährliche Fixa bewilliget worden sind, erhoben worden ist,
als ein Surrogat von Drei Pfennigen und Drei Quatembern,) ferner beizube-
balten.

DOa übrigens, so viel die Mahlgroschen-Abgabe betriffe, darüber Zweifel entstanden
ist, ob die Müller in jedem Falle, wo sie wegen des Mahlgetreides zu einer Accis-Soerafe
verurtheilt werden, auch zugleich in die Mahlgroschen-Strafe genemmen werden konnen,
oder ob nicht vielmehr diese letztere, nach Maßgabe des Mahlgro chen-Ausschreibens vom

10. December 1706. F. III. nur alsdann, wenn sie Getreide, ohne vorgängige Encrich-

tung des Mahlgroschens, oder mehr, als verrechtet worden ist, wirklich abgemahlen baben,
oder durch die Ihrigen haben abmahlen lassen, als verwirkt anzusehen sei; so finden Wir
Uns bewogen, zur Erläuterung der angezogenen Geseßstelle, bierdurch ausdrucklich festzusetzen,
daß jeder Müller, in dessen Mühle zum Mahlen bestimmtes Getreide ohne Aceiszetrel und Be-
zeichnung vorgefunden wird, auch wenn solches noch nicht abgemahlen ist, dennoch, ausser der
ihn treffenden Accisstrafe, in die am Schlusse des §. III. des Mahlgroschen-Ausschreibens

bestimmten Serafen, nach BeschaffenheitderUmständeverfallen seyn soll. Die in den
euch anvertrauten Einnahme-Bezirk gehörigen Stände von Prälaten, Grafen und Her-
ren, Ritterschaft und Städeen, ingleichen die bestellten Unter -Einnehmer haben daher die
ausgeschriebenen Steuer-Anlagen überhaupt zu gehöriger Zeit, und zwar die Schock= und



( 38)

Quatember-Steuern in den, in der obangezogenen Repartition bestimmten Fristen, jedoch, so-
viel die accisbaren Städte betrifft, mie Wegfall desjenigen, in der nurerwähnten Reparti=
tion besonders ausgeworfenen OQuanti, welches an tand= Pfennig= und Quatember-Steuern
von der General-Consumtions-Accise übertragen wird, in mandatmäßigen Münzsorten ein-

zubringen, dasjenige, was sie selbst abzuführen schuldig sind, richtig beizutragen, in den
von euch zu bestimmenden Einrechnungs-Terminen, die nicht nur von euch selbst, sondern

auch, was insbesondere die Tranksteuer-Einrechnungs-Termine betrifft, von den Amts-

und Scadt-Tranksteuer-Einnehmern, bei Verlust der ihnen deshalb zu verschreiben nachge-
lassenen Reise= und Zehrungskosten, in Person gehörig abzuwarten sind, bei Vermeidung
der auf den Unterbleibungsfall gesetzten und sofort einzubringenden Geldbuße von Zwan-
zig Thalern, die eingegangenen Sceuergelder, mir den dazu gehörigen doppelten Regi-
stern und richtigen Belegen an euch einzuliefern, die verbliebenen Reste der abgelaufenen
Bewilligung gebührend einzubringen, auch die Rückstände aus fruhern Bewilligungen, un-
ter Beobachtung der hierbei nöthigen Behutsamkeit, so weit es moglich ist, beizutreiben,
in Tranksteuern, nach Maßgabe der bestehenden Verfassung, einige Reste, bei Vermeidung
eigenen Ersatzes, nicht zu gestatéken, übrigens aber alle in den zeither ergangenen Ausschrei-

ben enchaltenen Vorschriften, in so weik dieselben nicht durch spätere Verfugungen abgeän-
dert worden sind, genau zu beobachten.

Ihr aber habt, wie Wir hierdurch gnädigst begehren, die Concribuencen zu allem dem,
wozu sie nach Vorstehendem verbunden sind, gebuhrend anzuhalcen, und wider die Säu-
migen und Ungehorsamen, bei Vermeidung eigenen Ersabes, mit den vorgeschriebenen
Zwangsmitteln, nach Ablauf der geordneten Fristen unausbleiblich zu verfahren, die über
die mehrgedachten Seeuer-Abgaben abzuschließenden Kreis-Auszüge, nebst den dazu gehörk-
gen Stände-Registern und passirlichen Belegen in den bestimmten Fristen, bei Vermei-

dung der, auf den Unterlassungsfall gleichergestalt gesehten Strafe von ZJwanzig Tha-
lern, ingleichen sämmrliche bei euch eingehende Steuer-Gelder ohne Ausnahme, nach Ab-
zug der davon verfassungsmäßig zu bestreicenden Ausgaben, an die betreffenden Seeuer-
Hauptkassen, oder wohin die Gelder sonst von Unsrer Obersteuer-Buchhalterei gewiesen
werden mochten, gehörig abzuliefern, und übrigens, obwohl die Meßreisen Unsers Ober-
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Seeuer-Collegü auch zur teipziger Ostermesse künfeig gänzlich wegfallen, dennoch, vor Ein-
trite einer jeden teipziger Messe, die gewöhnlichen Meß-Ertracte und Kassen-Abschlusse zu
Unserer Ober-Steuer-Buchhalcerei gebührend einzureichen.

Daran geschiehe# Unser Wille und Meinung. Datam, ODresden, am 26. Octo=
ber 1618.

C. J. W. v. Nostitz.

An sammtliche
Kreis-Steuer- Einnahmen.

Wilhelm Stelzner.
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Repartition
der fur die Jahre 1819. und 1320.

ausgeschriebenen Pfennig= und Quatember-Steuern auf die einzelnen
Monate eines jeden Jahres.

/

fennige von jedem «Fangbaren Schocke: Quatember,
von oon der Zahlungs-Termine. von von der

vom sccisba.ent- vom accisbank

Lande. Stänten. kammer 1 lande, Stedeen. kammer.
4 17 24 den 2. Januar, . . . 4 272 12

4 27 14 den 1. Februar, . . 5 27 272
11 17 den 1. März mit Inbegriff der Landsteuern, 4 *5 27
4 * 2 den 2. Afpril, . . . 4 17 1

3 17 12 den 1. May, 4 18 27
3 12 12 den 1. Juny, Z . . 4 * 22
3 — 5 dden 1. July, * 5 —. 12

11 1 0dden 1. AugustmitInbegriffderLundsteuern, 4 — 2-
2 1 1 Iden 1. September, . 5 14 12.
3 17 13 den 1. October, v 4 2 2
5 3 12 den 1. November, 4 1 22.

5 27 1den 1. December, . 6 27 22

58 13450 Sune. Summe. 40 12
mit In- .

begriff
16 Pfen-

nige
Land-

steuern.

Hiebei ist übrigens zu gedenken, daß die obangegebenen Pfennig= und Quatember=
Sceuernsvom tande und von den Scädten in den bier festgesetzten Terminen, bei sonsi ungqus-
bleiblich zu gewarcender Erecution, abzufuhren sind.

-–

Ausgegeben zu Dresden am 14. Nobember 1318.



Gesetzsammlung
fur das

Königreich Sachsen.
15.

20.) Verordnung der Landesregierung,
die Transportirung der Sträftinge in die Strafanstalten hiesiger Lande betreffend;

vom 50. October 1618.

Vo GOTES# Gnaden, Friedrich August, Kbnig von Sachsen 2c. 2c.c.
bhiebe getreue. Es hat bisher Unseren unmittelbaren Amtsunterthanen, ingleichen den

Gerichesunterthanen, welche die Untersuchungskosten zu tragen haben, zu großer Beschwer-
de gereicht, daß die Verbrecher, welchen in anhängigen Untersuchungen Zuchehausstrafe zu-
erkannt worden, bei ihrer Fortschaffung in die Strafanstalten zu Zwickau und Waldheim
ehne Unterschied auf Wagen dahin geschaffet worden sind.

Um in dieser Hinsicht gedachten Unseren Unrerthanen thunlichstermaßen Erleichterung zu
verschaffen, befehlen Wir hierdurch, daß die Fortschaffung der Verbrecher, welchen Zuche-
baurstrase zucrkannt worden ist, in das Zuchthaus in der Regel zu Fuß erfolgen soll.

Nur dann, wenn kerperliche Schwäche oder Gebrechen des Scträflings, oder die Sicher-
heit des Transports, es nokhwendig machen, sind die Verbrecher auf Wagen zu transporeiren.

Es ist daher in zweifelhaften Fällen der körperliche Zustand des Verbrechers vor der
Transportirung von dem Physicus zu untersuchen, und nach dessen pflichemaßigem Gukach-
cen die Fortschaffung zu Fuß, oder zu Wagen, von den Beamten oder Gerichtsobrigkeicen
zu veranstalten.

Die Beurtheilung der übrigen vorgedachten Umstände, so wie die Bestimmung der
etwa mitzugebenden Ames= und resp. Gerichtsfolge, wird dem Ermessen der Beamten und
Gerichtsobrigkeiten überlassen.

Hiernach haben sich Unsere sämmtlichen Justizbeameen und Gerichtsobrigkeiten zu achten,
Dresden, am 30. October 13818.

Freyherr von Werthern.

Friedrich Moßdorf, 8.
(181
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30.) Verordnung der Landesregierung,
die Ausstellung der von Eingebornen hiesiger Lande, zum Behuf ihrer Niederlassung in
quswärtigen Staaten, gesuchten Zeugnisse über die Befreiung vom Militair-Anspruch,

ingleichen die Aufzeichnung der Abwesenden in den Mannschafts-Consignationen betr.
vom 18. Novbr. 1313.

2 GOTTEsS Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen 2c. v. u.

Wir haben für nöthig befunden, im Betreff der Ausstellung der von Eingebornen hiesiger
ltande, zum Behuf ihrer Niederlassung in auswärtigen Staaten, erbetenen Zeugnisse über die Be-
feeiung vom Militairanspruch, ingleichen wegen Aufzeichnung der Abwesenden in den Mann-
schafts -Consignationen, Folgendes zu verordnen:

I.

Obwohl nach dem Mandate vom tten Febr. vorigen Jahres die gesammte diensttuchtige junge
Mannschaft des Landes, insoweit sie nicht nach den besondern Bestimmungen des, diesem Man—
date sub A. angefugten Verzeichnisses unter II. und III. rucksichtlich ihrer Unentbehrlichkeit fur

den Civildienst und Nahrungsstand, von der Militair-Pflichtigkeit zu dispensiren ist, bis zum
erfullten 32sten Lebensjahre der Zuziehung zur Armee- Reserve und, nach Befinden, zum Linien—
dienste sich zu gewartigen hat, auch die nurgedachten, lediglich zu Gunsten des Civildienstes und

Nahrungsstandes, gestatteten Befreiungen denjenigen nicht zu statten kommen mogen, welche dem
Vaterlande die in irgend einem Wirkungskreise von ihnen erwartete, und bei der Exemtion

vorausgesetzte nutzliche Thatigkeit durch die Auswanderung entziehen, so wollen Wir doch, im
Betracht, daß die Militair-Pflichtigkeit der jungen Mannschaft des Landes nur erst durch Un—
ser vorangezogenes Mandat in dieser Allgemeinheit ausgesprochen worden ist, gnadigst geschehen
lassen, daß alle diejenigen, welche sich bereits vor dessen Bekanntmachung ausser Landes befun—
den und solchemnach die Gelegenheit zu einem bessern Fortkommen bona fide auswarts gefunden

haben, insofern nicht eine ältere, von fruhern Rekrutirungen herruhrende Militair- Pflicht auf
ihnen haftet, weiter nicht in Anspruch genommen, denselben auch daruber die zu ihrer auswar—

tigen Niederlassung benörhigten Zeugnisse auf ihr Ansuchen ertheilt werden.
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Densenigen aber, welche sich erst nach Publicaeion Unfers vorerwähnten Mandaes aus Un-
sern tanden entfernt haben und, wegen dieser Abwesenheic, bei der an ihrem Wohnorte vorgewese-
nen Mannschafts-Gestellung nicht mit aufgezeichnet worden sind, sind dergleichen Zeugnisse so
lange zu versagen, bis sie sich persönlich vor der Behörde gestellt haben und von dieser für
dienstunfahig befunden worden sind. Auch soll gegen selbige, wenn sie erweislich in der Absiche
ausgetreten sind, um dadurch der Beiziehung zur Armee-Reserve zu entgehen, nach dem kten

Daragraphen des gedachten Mandats verfahren, und, insoweit sie sich in diejenigen benachbarten
Scaaten, mit welchen, seit Erlassung dieses Mandats, Cartel-Conventionen abgeschlossen worden
sund, nach erfolgter Publication der letztern, begeben haben, auf deren cartelmäßige Auslie=
ferung behörigen Orts angetragen werden.

S.

Es dürfen jedoch die vorstehend unter 1. und 2. erwähnten Zeugnisse niche von den Obrig-

keiten, sondern nur von den Amtshauptleuten ausgestellt werden, als welchen bei Aushebung

der jungen Mannschaft die hauptsächliche Cognition zustehet. Daher sollen die Obrigkeiten in
dergleichen bei ihnen vorkommenden Fällen den betreffenden Ameshauptmann jedesmal von der

tage der Sache in Kenntniß setzen, und demselben sowohl die deshalb zu fassende Eneschließung,
als auch die Ausfertigung solcher nach Befinden zu ertheilenden Zeugnisse überlassen. Und es
baben die Amtshauptleute der Behandlung dieser Gegenstände „ als zu dem Unsrer Kriegs-

Verwaltungs-Kammer untergeordnecen Theile ihres Geschäftskreises gehörig, sich zu un-
1

terzieben.

4.

Oamit übrigens in Zukunft die in der Zwischenzeit von einer Mannschafts-Aufzeichnung-
jur andern in das militairpflichtige Alcer heranwachsenden jungen Leute dem Militair-Dienste

durch etwanige Entfernung aus dem tande, um so weniger entgehen mögen, sind nicht allein die

Mannschafts-Consignationen jedesmal auf die Abwesenden mit zu richten, sondern auch die Ur-
sachen ihrer Abwesenheic, nebst dem Orte ihres jebesmaligen Aufenthaltes, in derselben Maße,
wie dics in Ansehung der zur Armee-Reserve schon gezogenen Mannschafe, im 56sten und in den

· llssJ
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folgenden Paragraphen Unsers obgedachten Mandats, verordnet ist, von den Obrigkeiten zu
controliren und dann, nach Befinden, sothane Abwesende, nach ihrem Eintritte in das militair-

pflichtige Alter, zur Gestellung einzuberufen; auch, im Fall ihres Ausbleibens, oder bei ungenu—
gender Entschuldigung wegen der verspateten Ruckkehr, den bestehenden Cartel-Conventionen

gemaß, zu reclamiren.

Hiernach haben sich Alle, die es angehet, gehorsamst zu achten.

Dresden, am 18. November 1818.

Freyherr von Werthern.

Carl Ferdinand Menke, 8.

I

Ausgegeben zu Dresden am 26. November 1318.
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Gesetzsammlung
fur das

Königreich Sachsen.
16.

I.) Ed ic t,
die mit dem 1sten July 1810. zu emittirenden neuen Cassenbillets betreffend;

vom 1. October 13 183.

Wa# Friedrich August, von GOILTES## Gnaden, Kdnig von
Sachsen 2c. 2c. 2c. sügen hiermit Jedermann zu wissen: Sowohl zu Bewerkstelligung der, im
Oren §. des Edicts wegen der emittirten Interims-Cassenscheine vom 182en Decbr. 1815.
ausgesprochenen baldthunlichsten Wiedereinziehung dieser Interims-Cassenscheine, als im Be-
tracht, daß durch die öfsentliche Verbrennung der, gegen gedachte Interims-Cassenscheineein-
getauschten Cassenbillets aus den Classen B. und C., so wie durch die, zum Behuf der Ver-
minderung der fur hiesige Lande verbliebenen Cassenbillets auf die Summe von Zwei Mil-
lionen Fünfmalhundert Tausend Thalern, von Zeie zu Zeit erfolgte, nach
der Bekannmachung vom 1 êSken Juny jetzigen Jahres vollendete öffentliche Vernichtung von
Cassenbillets aus den Classen B. und C. die Nummerfolge dieser beiden Classen gänzlich unter-
brochen worden ist, daraus aber mancherlei Inconvenienzien zu besorgen sind, endlich, in Er-
wägung, daß, der Erfahrung zu Folge, der zeitherige Betrag der wiedereinzuziehenden einechä-
lerigen Interims-Cassenscheine zu dem Gesammtbetrage der für hiesige Lande verbliebenen Sum-
me von Cassenbillets zu 2 Thalern und 5 Thalern in keinem richtigen Verhäleniß stehet, ha-
ben Wir beschlessen, nicht nur mehrgedachte Interims-Cassenscheine, sondern auch sämmrliche
dermalige Cassenbillets der Classen B. und C. gänzlich einzuziehen, und an deren Scate neue,
mit sicheren Keunzeichen versehene Cassenbillets ausgeben zu lassen.

Bei dieser mit dem 1sten July 1810. beginnenden Emissien der neuen Cassenbilleks, sol-
len zwar die, in dem Cdicte vom 0. May 1772. und in den darauf sich beziehenden späcern
Erläuterungs-Edicten und Mandaten aufgestellten Grundsäße im Hauptwerke auch ferner in

119)
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Kraft bleiben; Wir finden aber für angemessen, daß die deshalb zu verschiedenen Zeiten ergan-
genen Vorschriften, mit den, wegen veränderter Verhältnisse und sonst dermalen nöthig erach-
teten Erläuterungen, in ein neues Geseßb zusammengefaßt werden. Indem Wir daher die
sammtlichen vorgedachten frühern Edicte und Mandate in Ansehung der zu emittirenden neuen
Cassenbillets andurch aufheben, verordnen Wir folgendes:

. 1.
Gesammtbetrag der Cassenbillets.

Es verbleibt in Ansehung des Gesammtbetrags der zu emittirenden neuen Cassenbillets bei
der, nach Unserer fruhern, bereits bekannt gemachten Entschliessung, herabgesetzten, auf Un—
sere Landaccis-Einkunfte insbesondere versicherten Summe von

Zwei Millionen Fünfmalhundert Tausend Thalern
am Werthe.

. 2.
Classen der neuen Cassenbillets.

Zu mehrerer Bequemlichkeit bei Anwendung der Cassenbillets in den öfters vorfallenden
kleinen Zahlungen sollen bei den neuen Billets nur Zwei Classen, zu Einem Thaler und zu
Zwei Thalern, Statt finden, die zeitherige dritte Classe zu Fünf Thalern aber ganz wegfallen.
Solchemnach bestehen diese neuen Cassenbillecs in

1,000, 000 Scück Cassenbillets von der Classe A. zu 1 Thlr., ehun 1,000,000 Thlr.
750,000 Stück Cassenbilles von der Classe B. zu 2 Thlr., thun 1,500,000 Thlr.

1,750,000 Srück Cassenbillets, welche thun k . 2,500,000 Thlr.

ß. 3.
Kennzeichen der neuen Cassenbillets.

Die neuen Cassenbillets sind auf das gegenwartige Ediet gegrundet, auf den 1sten Octo—
ber d. J. ausgestellt und enthalten folgende wesentliche Kennzeichen:

In dem Papiere zu beiden Classen laufen dicht neben einander abwechselnd helle und dun-
kele rinien, welche in fünf Horizontalen Abtheilungen schräg gegen einander gerichtet sind. Als
Wasserzeichen befinden sich innerhalb der Einfassung zwischen den obern Ziffern und dem Worce
Lite das Wort:

CASSEN BILLET
mit verschlungenen lateinischen großen Buchstaben; in der Mitte des Billets steht eine von zwei
Palmenzweigen eingeschloffene Konigliche Kront, und unter dieser, zwischen dem Namen des
Commnssan und d##s Buchhalters, eine kectensormige Verzierung.
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Die Haupceinfassung der einchälerigen Cassenbilleks besteht in einer weißen Blétterranke,
welche auf einen Grund von Gusserst feinen Querlinien gelege ist. Die aussere Seicedieser Einfas-
sung ist mic einem schmalen Rande von Perlen, welche wieder durch Punctee von einander gerrenne
sind, umgeben; an die innere Seite hingegen schließe sich ein schwerzes Rändchen an, in welchem
zwischen weißen Puncten die Worte: KOENIGL. 8SAECIIS. CASSEN BILLET mie
römischen Buchstaben sich befinden.

Die vier Ecken der Einfassung zeichnen sich durch vier weiße Schilde mie schwarzen weiß-
punctirten Rändern aus, in welchen sich die Buchstaben E T C B in gothischen Schrift-
zügen darstellen. Oben in der Mitte befindet sich das Königliche Wappen, umgeben mie dem
Königsmantel, und uncen ein gothisches Schild mic Verzierungen, in welchem in schwarzem
Felde mic weißer Schrift die Worte: %72 Kercheschder, zu lesen sind. Aehnliche Schilde
mit den Worten: Ein Neiclsisthalen Königl. Saecsis. Cassenbillet, bedecken die Mitte
der beiden Seiteneinfassungen.

Die Inschrift in der Mitte lautet folgendermasen:

Ein Reichsthaler
Koniglich Sachsisches Cassenbillet.

Wird bei den Koniglichen Cassen, in Gemasheit des Edicts
vom 1. October 1818. angenommen.

Dresden, den 1. October 1818.

Auch ist in der Mitte der Buchstaben von der Schriftzeile: Ein Reichsthaler, diese
Schriftzeile selbst mit weißen romischen Buchstaben nochmals wiederholt.

Die zu beiden Seiten der Druckschrift eingepreßten weißen Stempel enthalten rechts das
Konigliche Wappen, umgeben mit einer aus eingepreßten Rautenblattern bestehenden Einfassung
und links den Werth des Cassenbillets, mit Angabe der Classe, über welchen besonders noch die
Classe durch das Wore Li#. und den Buchstoben A. in verzierter Form abgedruck ist.

Die Einfassung der zweithälerigen Billecs ist folgendermasen beschaffen:

Zwischen zwei schmalen schwarzen, mie weißen Röschen und Ringen verzierten Rändern
sind mit verzogenen großen Buchstaben in das obere und untere Querstück der Einfassung die
Worte: KOENIGL. SAECHS. CASSEN BILLET, und in den beiden Sei—
tenstucken 2 Th. C. B. als Hauptverzierung eingeschoben. Der Rahmen dieser Einfas—
sung schließt sich oben zu beiden Seiten an das in die Mitte, auf einen Grund von feinen Quer—
linien gelegte, mit Palmen und Oelzweigen eingefaßte Konigliche Wappen, und unten an ein
schwarzes, die weiße Inschrise: S# Heicsistaler enthaltendes Schild, und auf beiden

119.
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Seiten ebenfalls an zwei schwarze Schilde an, auf welchen die Worte: Sc#hey Ftccichkstlialer
Ko#“ Shs, Casse#nbehh“, in weißer Schrife zu lesen sind. Alle drei schwarzen
Schilde sind mit einem Rändchen von dicht an einander gereihten weißen Perlen umgeben.

In den die vier Ecken ausfüllenden schwarzen Würfeln zeigen sich, in weiße runde Ver-
zierungen eingeschlossen, die vier Buchstaben: Z T C B. in weißen Schriftzügen.

Die in der Mitte befindliche Inschrife nach den Worten:

Zwey Reichsthaler
ist die nämliche, wie auf den einthälerigen.

Die eingepreßten Wappen= und Werehstempel sind im Wesenclichen eben so beschaffen, wie
jene auf den einthälerigen Billets, nur daß hier eine Veränderung in der Zeichnung des
Wappenschildes Sratt findet, und dessen Einfassung aus eingepreßten Kleebläctern bestehe.
Ueber den Werthstempel ist ebenfalls das Wort L1/# und der Buchstabe B. in verzierter
Form abgedruckt.

Die Nummern endlich haben in beiden Billees zweierlei Formz einmal sind ihnen die ge-
wöhnlichen glatten Züge, und das zweite Mal eine ausgezackt gemusterte Gestalt gegeben, je-
doch mit dem Unterschiede, daß bei den einchälerigen Billets die glatten Ziffern oben und die
gemusterten unten, bei den zweithälerigen aber die letztern oben und die erstern unten sind.

Außerdem sind die neuen Billets mic den, nach der Handschrift gefertigten Namensunter-
schristen nachbenannter Commissarien:
Unsers Ober-Consistorial-Präsidenten, Heinrich Victor August Frepherrn von Ferber,

Geheimen Finanzraths, Gunther von Bünau,
Geheimen Kriegs-Kammerrachs, Christoph Anton Ferdinand ven Carlowiß,
Geheimen Kammeraths und Assessors der Commercien-Depukation, Benjamin

Ceopold Sahr,
ingleichen mir der, ebenfalls nach der Handschrifr gefertigten Ramensunterschrife Unsers Buch-
halrers und Cassierers bei der Haupt-Auswechselungscasse,

Heinrich Wilhelm Nachel,

S. 4.
Die Cassenbillets werden wie baares Geld behandelt, sind an jeden Dar—

bringer zahlbar und konnen nicht als entwendetes Gut in Anspruch
genommen werden.

11

U

K

gedruckt.

Da die neuen Cassenbillets, gleich den bisherigen, zum Umlauf wie baares Geld bestimmt
find, so mussen selbige auch als auf den jedesmaligen Inhaber gerichtet, betrachtet werden,
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und mögen daher als res furtiva niemals von einem Drikcten in Anspruch genommen werden,
vielmehr soll, wenn dergleichen Billets gestohlen odek sonst veruntraue# worden, allein condi-
00 furtisa gegen den Dieb und actio ex dolo oder in factum wider denjenigen, der an dem
Diebstahle, oder der Veruntrauung Theil genommen hat, Statt finden, die Annahme und Be-
zahlung aber allemal unweigerlich von dem Producenten und an denselben erfolgen.

. 5.
Unzinsbarkeic der Cassenbilleks.

Wir lassen es dabei bewenden, daß selbige weder Zinsen tragen, noch ausdrückliche Lah-
lungsfristen enthalten, und behalten Uns ferner vor, solche, nach Erfordern und Beschaffenheir
der Umstände, nach und nach wieder einziehen zu lassen.

K6.
Anfang des Umlaufs der neuen Cassenbilleks.

Die neuen Cassenbillets werden vom 1sten July 1810. an in Umlauf gesebt, und Höres
von solcher Zeit alle weitere Ausgabe der zeitherigen Cassenbillets und Incerims-Cassenscheine
bei Unsern Cassen und Einnahmen auf.

. 7.
Frist zur Auswechselung der zeitherigen Cassenbikleks und Interims-

Cassenscheine.
Um aber den Inhabern der zeitherigen Cassenbillets und Incerims-Cassenscheine binläng-

liche Zeit zu deren Auswechselung gegen die neuen zu gönnen, so haben Wir hierzu uberhaupt,
sowohl für die inländischen, als ausländischen Inhaber eine Einjährige Frist, vom lsten-
July 1810. bis zum Sosten Juny 1320. also bestimmt, daß binnen dieser Zeiefrist und bis.
zum Zosten Juny 1820. einschließlich, alle und jede zeither im Umlauf befindlichen Cassenbillers.
und Interims-Cassenscheine, bei Verlust derselben, ausgewechselt werden müssen, indem vom
1sten July 1820. an, kein zeitheriges Cassenbillert und kein Interims-Cassenschein weiter gül-
tig ist, und von dieser Zeit an ein dergleichen Cassenbillet und Interims-Cassenschein weder
bei Unsern Cassen und Einnahmen angenommen, noch im gewöhnlichen Handel und Wandel
angewendet werden kann. Daher haben diejenigen, welche diese Einjährige Zeirfrist zur Um-
rauschung der bisherigen Cassenbillets und Interims-Cassenscheine gegen die neuen Cassenbillers,
verabsäumen, sich die daraus für sie entstehenden nachtheiligen Felgen selbst zuzuschreiben.

Wir werden jedoch in Fällen, da einzelne Producenken von Cassenbilleis und Inrerims-
Cassenscheinen die aus besondern Urfachen entstandene Unmöglichkeit, dieselben binnen der fest-
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gesetten Zeiefrist auszuwechseln, in gnüglicher Mase beizubringen vermöchten, nach Befinden
und hinlänglicher Constatirung der Umstände, auch nach Ablauf der präclusivischen Frist, auf
an Uns, durch Unsere Cassenbillets-Commission, gelangende dießfallsige Anträge und Gesuche,
wegen späterer Auswechselung der alten Cassenbillets und Interims-Cassenscheine gegen neue,
Uns, nach Beschaffenheit der Ursachen des Versäumnisses, entschliessen.

b. B.
Zur Auswechselung bestimmte Behörde.

Die Auswechselung der ausser Umlauf zu setzenden Cassenbillers und Inkerims-Cassen-
scheine gegen die neuen, geschieht bei der Haupt-Auswechselungscasse allhier. Wir behalten Uns
aber vor, die Auswechselung,nachBefinden,auchnoch an andern Orten Unserer tande ver-
anstalten, und sowohl diese, als auch die dazu ausersehenen Beherden besonders bekanne ma-
chen zu lassen. -

9.9.
Die Auswechselung geschieht unentgeldlich.

Die Auswechselung erfolge durch die besonders hierzu verpflichteren und angewiesenen Per-
sonen ganz unentgeldlich und ohne Abstattung einiger weitern dießfallsigen Abgabe oder
Vergütung, unter welchem Namen oder Vorwand solche immer gefordert werden mochte.

In Ansehung der zur Auswechselung etwa gebrachten falschen Billers und Interims-Cäs-
senscheine findet dieselbe Bestinimung Scact, wie solche uberhaupt wegen der falschen Cassen-
billets S. 18. näher enthalten ist.

9. 10.
Anwendung der Cassenbillets bei Zahlungen an Landesherrliche Cassen,

auch Canzlei- und Gerichtssporteln.

Alle und jede Gattungen Unserer Einkunfte, keine ausgeschlossen, sie mogen verwaltet wer—
den, oder verpachtet seyn, so bald die auf einmal zu entrichtende Prastation oder Pachtgeld
wenigstens Zwei Thaler, als das Doppelte des niedrigsten Cassenbillets betragt, sind jedes—
mal bei geraden Summen zur geraden, und bei ungeraden Summen zur kleinern Halfte der
Thaler in Cassenbillets abzuführen und nur die andere Hälfte in klingender Münze zu berichti-
gen, auch von Unseen Einnehmern und Rechnungsführern die Zahlungen anders nicht, als in
eben dieser Proportion der Cassenbillets zur Münze anzunehmen. Auch sind nicht nur bei den
Canzleien und Expeditionen Unserer höhern und niedern Collegien, sondern auch bei allen an-
dern Canzleien, sie mögen von einem Collegio benannt seyn oder niche, desgleichen bei den
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Dicasterien die Urcelsgelder und andere Gebühren, ferner in den Aemtern und allen übri-
gen Untergerichten, nicht minder bei den Superintendenturen Unserer tande, sämmtliche Canz-
lei= und Gerichessporteln, auch Ephoral= und andere Gebühren, mit alleiniger Ausnahme des
baar zu prästiren gewesenen Verlags, wie auch der, den Vasallen und andern Gerichtsobrig-
keiren, vermöge der Erbregister, vorhandenen Recesse, Verträge, rechtskräftigen Urcel, ver-
jährter Posseß vel Juasi, und sonst gegründeter Observanz, zukommenden Gerichesnutzungen,
oder anderer zu den Gerichtssporteln nicht zu rechnenden Abgaben, in gleichem Verhäleniß
jedesmal zur Hälfte in Cassenbillets abzuführen und unweigerlich anzunehmen. Es haben auch
die Einnahmen von den Gemeinden, welche Abgaben im Ganzen für die Gemeinde abzuliefern
baben, diese Ablieferung in keinen andern Sorten, als wie die Abgaben von jedem einzelnen
Beitragspflichtigen nach nurbemerkter Vorschrift eingebracht werden können, zu begehren, folg-
lich Cassenbillers auf die Ablieferung nur in so weit zu fordern, als die einzelnen Beitrags-
pflichtigen dergleichen zu entrichten schuldig gewesen sind.

* 11.
Ausgabe bei tandesherrlichen Cassen und Ausnahmen in der Annahme.

Die neuen Billets werden, wie die zeitherigen, nach gleichmäßigem billigen Verhältniß
bei allen Unsern Cassen auf alle diejenigen Ausgaben, wegen deren niche ausdrücklich auf klin-
gende Münze übereingekemmen ist, zur Hälfte an baaren Geldes Seate mit ausgegeben. Je-
doch bleiben hiervon nicht allein, wie nurgedacht, die vertragsmäsigen Zahlungen, sondern
auch hauptsächlich die Steuer= und Cammercreditcassen ausgenommen, immasen bei diesen die
Zahlungen noch ferner ganz in klingender Münze geleistet werden sollen.

. 12.
Verhalten der Cassierer und Einnehmer bei der Annahme und Ausgabe

der Cassenbillets.

Alle Unsere Cassierer, Rechnungsführer, Beamee und Einnehmer haben auch die neuen
Cassenbillets, wie die zeitherigen, in sofern wegen deren Richtigkeit kein Zweifel entsteht, nach
Indalt vorstehender zwei Paragraphen, bei sonst unfehlbar zu gewartendem ernsten. Einsehen,
und nach Befinden soforriger Entlassung, unweigerlich auf die geseszten Einnahmezweige für
voll anzunehmen, auch anders nicht, als für voll wieder auszugeben, besonders hierbei die
Contribuenten auf keinerlei Arr zur Ungebühr zu beschweren, noch erwa, unter welchem Vor-
wande es sei, von ihnen Geschenke oder andere Gebühren zu fordern oder anzunehmen,
überhaupt aber sich mit den ihnen zum Verkauf anvertrauten, oder auf die Einkünfte und
sonst in die Cassen und Einnahmen fließenden Billets allenthalben, so wie mie Unsern, ih-
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nen anvertrauten baaren Cassengeldern zu verhalten und deshalb nach der Consticution vom
anvertrauten Gute d. d. 20sten Septbr. 1705. und deren Erlauterungsmandate vom 17ten
Dechr. 1767. Recht zu leiden.

t. 15.
Anwendung der Cassenbillets bei Privatzahlungen.

Obwohl die Cassenbillets den Werth des baaren Geldes in allen Unsern Cassen haben,
so sind dennoch Privatpersonen in keine Weise verbunden, die Cassenbillets in Jahlungen
unter sich anzunehmen, sofern sie sich niche bierzu freiwillig verstehen oder verbunden haben.

4 ¾. 14.
Erkaufung der Cassenbillers bei der Haupt-Auswechselungscasse und

den Acciseinnahmen, Bestimmung des Aufgeldes.

Zu möglichster Erleichterung derer, welche, nach der F. 10. enehaltenen Vorschrift, die
Hälfte ihrer Abgaben, Pachegelder oder anderer teistungen in Cassenbillets zu entrichten
haben, und des Publicums überhaupc, ist die Einrichtung getroffen, daß ausser der Haupt-
Auewechselungscasse allhier, auch bei allen Generalaccis -Einnahmen in den accisbaren Pro-
vinzial-Stadten, ingleichen bei der tandaccis-Obereinnahme zu teipzig, die benöthigten Cas-
senbillets al pari mit baarem Gelde erkauft werden können.

. 15.
Auswechselungssaß der Cassenbillets gegen klingende Münze.

Zu thunlichster Erleichrerung des Publicums und dessen Sicherstellung gegen beträchtliche
Einbuße, wird die Auswechselung der Cassenbillees gegen klingende Munze bei der Haupt-Aus-
wechselungscasse allhier die ersten fünf Werkeltage jeder Woche, mic Ausschluß der darauf
fallenden Feiertage und des, zu Berichtigung des Rechnungswerks gewidmeten Sonnabends,
vom 2ten November d. J. an, in beliebigen Summen ohne Anstand bewerkstelliget, und es
wird dabei der Auswechselungssah von dermalen —. 23 Gr. 3 Pf. für Ein Thaler-Biller,
vom 1 ten Febrnar 1810. an, auf —. 23 Gr. 6 Pf., und vom 1#en May desselben Jah-
res auf —. 23 Gr. 0 Pf. gegen Conventionsmünze, ohne Unterschied der Sorken, erhoht.

ß. 16.
Verlohrne oder ganzlich vertilgte Cassenbillets.

Wegen verlohrner oder gänzlich vertilgter Cassenbillecs findet kein Ersatz Statt, da selbige
an baaren Geldes State dienen.



 RB
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Auswechselung der abgenusten, beschädigtenoder zer stückelten.
Dagegen werden Wir Unsere Haupe-Auswechselungscasse anweisen, daß ganz abgenußte,

beschädigte oder zerstückelte Cassenbillers mie brauchbaren Cassenbillers nach gleichem Werthe
alsdann ausgetauscht werden sollen, wenn dergleichen schadhafte Cassenbillets die Bestimmung
des Werths des Billets, den Wappenstempel, die Namensunterschrift des Commissarii und
die obere Nummer entweder sofort, oder durch Zusammensetzung der etwanigen einzelnen
Stücken, noch vollständig darstellen.

K. 17.
Uncerklebung der Billecs mie Papier.

Da bek den neuen Cassenbillers das Papier und besondersdie darin enchaltenen Wasser-
zeichen vorzügliche und sofort entscheidende Merkmale gewähren; so darf bei Unsern Cassen
und Einnahmen kein Billet, welches entweder ganz mic anderm Papier unkerzogen, oder auch
nur mit einzelnen Stücken Papier so unterklebt würe, daß die Wasserzeichensich nicht vollstän-
dig darstellen, angenommen werden, wogegen bei Unserer Haupt-Auswechselungscasse, auf jedes-
maliges Anmelden, dergleichen unterzogene Cassenbillers, wenn sonst wegen deren Aechtheic
kein Zweifel obwalter#, sofore mie andern Cassenbillers nach gleichem Werrhe ausgetauscht wer-
den sollen.

" K. 18.

Verhalten bei vorkommenden unrichtigen Cassenbillets.
Wenn auch bei den auszugebenden neuen Cassenbillets in der Folge bei Unserer Haupe-Aus-

wechselungscasse oder bei Unsern andern Cassen und Einnahmen ein Cassenbillek einlaufen sollee,
welches nicht richtig zu seyn schiene, so haben die Cassenbeamten und Einnehmer, denen sol-
ches vorkommt, nach dessen genauer Untersuchung, mit Beseicigung alles unnöchigen Aufene-
halts und Schwierigkeic, solches sefort, gegen eine einstweilige Bescheinigung, worin die Classe
und Nummer des Billets genau anzumerken ist, anzunehmen, den Darbringer anzumerken,
von wem er das Billet erhalten habe, von ihm zu erforschen, und, wenn er unbekanne ist, seinet-
wegen weitere Erkundigung einzuziehen, auch, nach Befinden, des Ores Obrigkeit Nachriche
davon zu geben, damit selbige, wenn dazu gnügliche Ursache und gegründeter Verdacht vorhanden
ist, sich seiner Person versichern, selbst aber unverzüglich das oder die unrichtig scheinenden Billecs
zu der ihr vorgesetzten Behörde einzusenden und die befundenen Umstände zu berichten. Diese
Behärde hat dann sogleich, wegen der nach Erfordern anzustellenden Untersuchung, das Nöthige
zu veranlassen und zugleich der Cassenbillets-Commission von der Unächtheit und der Beschaf-
senbeit der dießfallsigen Umstände Nachricht zu geben, damit von letzterer die behusigen Maas-
regeln zu Verhinderung einer weitern Ausbreitung der nachgemachteen Cassenbillees und zu mög-
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lichster Sicherheit des Publicums hierunter genommen werden konnen. Die Privatpersonen
hingegen, welchen dergleichen verdachtige Billets vorkommen, haben, wenn sie solche aus einer
Unserer Cassen erhalten, bei der solcher Casse vorgesetzten Behorde, welche sodann in vorbemerk—
ter Maase zu verfahren hat, oder bei Unserer Cassenbillets-Commission dieserhalb Anmeldung
zu thun.

. 10.
Einsendung der falschen Cassenbillets zur Cassenbillets-Commission.
Da zu Verhütung alles etwanigen Mißbrauchs mit falschen Cassenbillets und moglichster

Sicherstellung des Publicums hierunter nötbig ist, daß alle dergleichen Cassenbillers zu Unserer
Haupt-Auswechselungscasse gelangen, und daselbst vernichtet werden; so haben alle und jede
Gerichte, bei welchen Untersuchungen wegen falscher Cassenbillets anhängig werden, diese Bil-
lets sogleich nach beendigter Untersuchung, bei auserdem zu gewartendem ernsten Einsehen, mit-
celst Anzeige an Unsere Cassenbillees-Commission, einzureichen, von welcher sodann, wegen
Vernichtung derselben, bei der Haupt-Auswechselungscasse das Erforderliche angeordner werden
wird. Auch haben alle Collegia und Instanzen, an welche dergleichen falsche Cassenbillets von
den untergeordneten Cassen und Einnahmen eingesendet werden, selbige in gleicher Weise an
Unsere Cassenbillecs -Commission gelangen zu lassen.

. 20.
BestrafungderNachahmungundVerfälschung der Cassenbillees.
In Ansehung der Grundsätze, welche bei der Untersuchung und Bestrafung der Nachah-

mung und Verfälschung von Cassenbillets und anderer darauf Bezug habender Verbrechen für
die Zukunft beobachtet werden sollen, sinden Wir für gur, hiermit nachstehende Vorschriften
festzusetzen:

Strafe derer, welche falsche Cassenbillets fertigen und ausgeben.

1.) Diejenigen, welche falsche Cassenbillets, es geschehe auf welche Weise und mit wel-
cherlei Werkzeugen es wolle, fertigen, und solche von ihnen gefertigte falsche Cassenbillets aus-
geben, sollen mit lebenswieriger Zuchthausstrafe, nach vorgängiger öfsentlicher Ausstellung an
den Pranger, belegt werden.

Strafe derer, welche ächte Cassenbillets verfälschen und solche ausgeben.

2.) Wer mit ächten Cassenbillets in der betrügerischen Absicht, dieselben um einen höhern,
als den eigentlich bestimmten und darauf ausgedruckten Werth anzubringen, auf irgend eine
Weise eine Veränderung vornimme, und pechergeseat eine Verfälschung daran verubr, auch
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diese verfälschten Billees wirklich ausgiebe, hat zehnjährige Zuchchausstrafe, ebenfalls nach vor-
beriger Ausstellung an den Pranger, verwirkt. Z%

Strafe der Mitocschuldigen.

3.) Gleiche Sterafe, als in Vorstehendem resp. für Verfertiger falscher, und für Ver-
fälscher chter Cassenbillets bestimmt ist, haben diejenigen zu gewarten, welche zu Fertigung
falscher, und zu Verfälschung achter Cassenbillets, so wie zu deren Ausgebung mie Wissen und
Willen behulftich sind, oder auch nur dergleichen Billets, im Einverständniß mie den Verfer-
ctigern, Verfälschern oder wissentlichen Ausgebern derselben, ausgeben und verfälschen belfen,
wenn sie gleich an der Ferkigung oder Verfälschung selbst keinen unmictelbaren Aneheil genom-
men haben. ·

Strafe derer, welche Werkzeuge oder Materialien zur Nachahmung oder
Verfälschung der Cassenbillets ku solcher Absiche verfertigen, oder

« Beistand geleistet haben.

4.) Die unter Nummer 1. und 2. festgesetzte lebenswierige und resp. zehnjahrige Zucht—
hausstrafe, nebst Ausstellung an den Pranger, trifft ferner auch diejenigen, welche entweder
selbst, in der Absicht, um Cassenbillets nachzumachen oder zu verfalschen, gewisse zu diesem
Behufe erforderliche Platten, Papiere oder andere dergleichen Werkzeuge und Materialien ge-
fertiget, oder wissentlich Hulfe und Beistand dazu geleistet haben, sobald dergleichen unter ihrer
Mitwirkung gefertigte oder verfalschte Billets ausgegeben worden sind.

Ist jedoch die dabei beabsichtigte Fertigung falscher oder Verfalschung achter Billets, oder
deren Ausgebung noch nicht wirklich erfolgt, so findet in ersterm Falle zehnjahrige, im zweiten
Falle funfjahrige Zuchthausstrafe, nach vorheriger Ausstellung an den Pranger, Statt.

Strafe, wenn die Ausgabe der gefertigten falschen oder verfälscheen
Billeks unterblieben ist.

5.) Hat Jemand zwar falsche Cassenbillets gefertige., oder ächte verfälsche, oder an die-
sem Verbrechen sonst Theil genommen, sich jedoch der Ausgebung solcher Billecs weder selbst,
noch durch Andere schuldig oder theilhaftig gemacht; so soll, dafern er nicht etwa schon vorher
dieses nämlichen Verbrechens halber in Untersuchung gewesen und schuldig befunden worden ist,
oder wenn nicht sonst durch besondere hinzugekommene Umstände die Strafbarkeic des Verbre-
chens erhöhet wird, die Dauer der oben, nach Verschiedenheit der Fälle, ob nämlich falsche
Cassenbillets gefertigt, oder ächte verfälscht worden sind, bestimmten res-#. lebenslänglichen und
zehnjährigen Zuchthausstrafe, im erstern Falle auf Zehn Jahre und im zweiten Falle auf Fünf
Jahre, jedoch allemal nach vorheriger Ausstellung an den Pranger, vermindert werden. Bei
Ablauf dieser Serafzeit aber ist, vor der Entlaffung des Verbrechers aus dem Zuchehause,
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jedesmal Beriche zu der Behörde zu erstatten, und das Erkenneniß darauf ausdrücklich mie
zu richten.

Oesfentliche Bekannemachung der Bestrafung.
6.) Die an sämmrtlichen vorerwähnten Verbrechern vollzogenen Strafen sind in den Zei-

tungen und Incekligenzblättern bekannt zu machen und die Erkenntnisse ausdrucklich mit bier-
auf zu richten.

Milderungsgründe der Unberrächelichkeit des Ersates oder Erkasses
sallen weg.

Auch sott
7.) gedachten Verbrechern weder die Unbeträchtlichkeit des durch ihr Vergehen vermrsach-

ken Schadens, noch der Ersatz oder Erlaß desselben zu einiger Milderung der verwirkten
Strafe gereichen.

Minderung der Strafe bei denuncirenden Micschuldigen.

3.) Es sollen jedoch diejenigen Mitschuldigen, welche den Verfertigern falscher oder den
Verfälschern ächter Cassenbillecs,beiBegehungdieserVerbrechen,durch Rath, Anschlag, That,
Miwissenschaft, wissentliche Verbreitung solcher Billets oder sonst auf eine oder die andere Art
bülfreiche Hand geleistet haben, und förderlich gewesen sind, wenn sie von freien Seücken und
ehe noch der Richter gegen sie selbst, auf bereits vorhandene Anzeigen, mit der Untersuchung
den Anfang gemacht hat, den oder die Hauptthäter entdecken, und wenn hierauf die von ihnen
beschehene Anzeige gegrundet befunden, auch der oder die Thater des Verbrechens uberfuhrt
worden, nach Unterschied der Fälle und Beschaffenheit der Umstände, und je nachdem sie auf
entserntere oder nähere Weise bei dem Verbrechen der Nachahmung oder Verfälschung der
Casseubillets mitgewirkt haben, eine merkliche Berminderung der sonst zu gewartenden Strafe,
ingleichen die Verschonung mit der, in gegenwärtigem §. No. 6. angeordnecen Bekannemachung
äbrer Theilnahme an dem Verbrechen und der dießfalls verwirkten Strafe durch die Zeitungen
und Intelligenzblätter, sich zu erfreuen und zuverfprechen haben.

Strafe derer, die wissentlich unächee oder verfätschte Cassenbillees,
mie denen fie hintergangen worden, wieder ausgeben.

0.) Jeder, der unächte oder verfälschte Cassenbillets empfangen hat, ohne zur Zeit des
Empfangs zu wissen, daß sie unächt oder verfälscht sind, hat, sobald ihm gegen deren Techtheie
ein Zweifel oder Verdacht beigehr, biervon sofort, ohne diese Billeks weicer auszugeben, seiner
ordentlichen Obrigkeie Anzeige zu thun, und die Billets, gegen eine Bescheinigung, an selbige
abzugeben, jedoch verbleibe es in Ansehung derjenigen Privatpersonen, welche aus einer Unserer
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Cassen verdachtige Billets erhalten, bei der in vorstehendam §. 18. befindlichen Vorschrift.
Unterlaßt Jemand diese Anzeige und Angabe, und macht sich einer wissentlichen weitern Aus-
gebung der ihm zu Handen gekommenen falschen oder verfalschten Cassenbillets schuldig; so ist
er denjenigen, welche verfalschte Munzen wissentlich ausgeben, durchgehends gleich, mithin nach
Befinden der Umstande, je nachdem z. B. ein großerer Betrug dabei zu Schulden gebracht,
oder stärkere Summen solcher falschen oder verfälschten Cassenbillets wissentlich ausgegeben wor-
den, auch mit Zuchthausstrase, nach vorheriger Ausstellung an den Pranger, zu belegen.

Wie bei Untersuchungen die Unächeheir oder Verfälschung von Cassen-
billets in Richeigkeic zu setzen ist.

10.) Wenn es bei einer, wegeh nachgemachter oder verfälschter Cassenbillees, zu führenden
Umeersuchung darauf ankomme, die Unächtheit oder Verfälschung solcher Billets in Richtigkeit
zu setzen, so ist hierzu hinreichend, wenn die Unächtheit oder Verfälschung von dem bei der
Haupe-Auswechselungscasse angestellten Buchhalter, als welcher dießfalls ein= für allemal
ausdrücklich in Pflicht genommen ist, oder von einem andern Officianten bei gedachter
Casse, der hierzu im voraus, auf den Krankheits=oder sonstigen Behinderungsfall des Buch-
balters, gleichmäßig beauftragt und verpflichtet worden, bezeugt wird, ohne daß dem bemelde-
cen Buchhakter oder Officianten dieserhalb in einzelnen Fällen eine besondere eidliche Bestärkung
angesonnen werden mag, «

5.21.-
Belohnung berer, welche dergleichen Verbrecher anzeigen.

Derjenige, welcher einen Nachahmer oder Verfälscher von Cassenbillers, es sei nun in
Unsern tanden bei einer der §. 18. bemerkten Instanzen, oder bei der ordentlichen Obrigkeit
jeden. Orts, welche solchenfalls schleunig weiter an die Behorde zu berichten hat, zuerst anzeigt,
oder auch, wenn der Anzeiger ein Auslander ist, dergleichen Anzeige in vorbeschriebener Maase
bei der Obrigkeic an einem ihm bequem gelegenen Gränz= oder andern Orte Unserer tande,
zu weiterer Bekannemachung an die Behörde, zuerst wirklich gethan hat, soll, nachdem die
Verbrecher ihrer Mißhandlung überführe worden,

Fünfhundert Thaler ·
zur Belohnung aus einer Unserer Cassen, und auswarts durch Unsere, der Orten etwa sich
aufhaltenden Gesandten oder Geschaftstrager.daarzuempfangenhaben. Wie Wir denn übri-
gens auch auf den Fall, daß solche Verfalschungen oder Nachahmungen entdeckt wurden, wo—
bei sich, zur Hervorbringung einer den achten Cassenbillets nahe kommenden Aehnlichkeit, eige—
ner und besonderer Vorrichtungen bedient worden, nach Beschaffenheit und hinlanglicher Ver—
gewisserung der Umstande, diese Belohnung um einige oder mehrere Hundert Thaler zu erbs-
hen, gnadigst gemeinet sind.
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Unfern Beamten, so wie allen denjenigen, welche, vermoge ihrer richterlichen oder polizei-
lichen Function, oder wegen der ihnen ubertragenen Cassenverwaltung, gegen die Verfalschung
und Nachahmung der Cassenbillets zu wachen ohnehin verpflichtet sind, und daher auf die vor—
gesetzte Pramie in der Regel keinen Anspruch haben, wollen Wir jedoch fur besondere wichtige
Entdeckungen oder bewiesene vorzugliche Thatigkeit eine ausserordentliche, nach Besinden der
Umstande, obgedachter Pramie von 500. Thalern gleichkommende Belohnung verabreichen lassen.

b. 22.

Eneschádigung schuldloser Ausgeber falscher Cassenbillets in Ansehung
der Untersuchungskosten.

In mildester Rücksiche, daß Niemand ohne sein Verschulden in Schaden gesetze werde,
wollen Wir in den Fällen, bei welchen in Untersuchung über nachgemachte oder verfälschte Cas-
senbillets zu Entdeckung der Verfertiger, Verfälscher oder wissentlichen Ausgeber derselben niche
zu gelangen, und die Untersuchung zugleich wider solche Ausgeber dieser Cassenbillets, denen
eine Gefährde oder strafbare Nachlässigkeit hierbei nicht zur kast fiele, gerichter seyn sollee, in
Beziehung auf selbige, bei allen Unsern Collegiis, Aemtern und andern Beherden unentgeld-
lich erpediren und, wenn gedachte Ausgeber in Abstattung der aufgelaufenen Kosten verurtheilt
würden, in dem Falle, wenn die Untersuchung bei einer solchen Behörde verführt worden, wo
die Sporteln auf Rechnung Unsers Fiscus eingenommen werden, die etwa an baarem Verlag
oder sonst zu entrichtenden Kosten, auf dießfalls an Unser geheimes Finanzcollegium ex oklicio
zu erstattenden Bericht, abschreiben, bei andern vorgedachten Behörden aber, wo solches der
Fall niche ist, selbige, so wie die in dergleichen bei Patrimonialgerichten verführten Unter-
suchungen aufgelaufenen sämmtlichen Unkosten den unschuldigen Ausgebern, welchen die Abstat-
tung ganz oder zum Theil zuerkannt worden, auf ihr Gesuch und gnügliche Bescheinigung,
aus Unserer Haupt-Auswechselungscasse ersetzen lassen. Solchemnach mögen alle diejenigen,
welche bei eintretenden dergleichen Fällen eine Befreiung von unverschulderen Gerichtskosten,
in Untersuchungssachen wegen falscher Cassenbillets, mie Billigkeic erwarken können, nach

Unterschied der Gerichtsskellen, auf Berichtserstattung antragen, oder bei Unserer Cassenbilles=
Commission, mit Einreichung der bezahlten und noch zu bezahlenden Kostenliquidationen, An-
suchung thun, und daselbst, nach weiterer Untersuchung der Umstände, Anordnung er ofl#o
erwarten.

. 23.

Einräckung dieses Edicts in die Gesesammlung und in
öoffentliche Blärccer.

Damit die in gegenwärtigem Edicte enchaltenen Bestimmungen und Vorschriften, so viel
nue immer möglich, zur allgemeinen Wissenschafe gelangen; so haben Wir niche nur dessen
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Aufnahme in die Gesehsammlung Unsers Königreichs anbefohlen, und lassen solches, in Ge-
masheit des Gencralis vom 15ken July 17060. und des Mandats vom acen März dieses
Jahres noch besonders bekannt machen; sondern es wird auch dasselbe, in Ansehung der, das
auswärtige Publicum interessirenden Punkte, in verschiedene auswärtige Blätter eingerückt werden.

Wie nun nach gegenwärtigem Edicte Unsere Vasallen und Unterthanen, so wie ins-
besondere Unser geheimes Finanzcollegium, das Ober-Steuercollegium, die Cassenbillets-
Commission, und die solchen nachgesetzten, auch untergebenen Diener und Officianten, nicht
minder in Fällen, die für sie gehören, Unsere übrigen tandes-Collegia und Behörden,
ingleichen die Dicasteria Unserer tande, im Erkennen und Sprechen, nach allen Punkten
und Clausuln sich zu achten und selbigem nachzugehen haben; Also haben Wir, zu dessen
Urkund, dieses Edice eigenbändig unterschrieben und, mit Vordruckung Unsers Siegels, zu
publiciren anbefohlen. "6

Gegeben zu Dresden, am 1sten October 1318.

Friedrich August.

Ernst Friedrich Carl Aemilius Freyherr von Werthern,

Carl Ferdinand Menke, 8.
Ausgegeben zu Dresden am 7. December 1318.


	Gesetzsammlung für das Königreich Sachsen vom Jahre 1818.

